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VERÖDUNG. Bis zu einer Million Woh-
nungen stehen nach Auskunft des Bun-
desbauministers Klimmt inzwischen in
den östlichen Bundesländern leer, damit
hat sich der Leerstand zwischen 1993 und
1998 auf 13% mehr als verdoppelt. In ei-
nigen Städten steht bis zu einem Drittel
des Bestandes leer, v.a. betroffen sind
Plattenbausiedlungen im Umfeld frühe-
rer Industriekombinate. Hauptursache
ist die hohe Arbeitslosigkeit,die die Men-
schen vertreibt; außerdem verlassen Bes-
serverdienende die verödenden Stadttei-
le und Regionen. Denen, die sich hohe
Mieten nicht leisten können, droht sozia-
le Vereinsamung. Für die kommunalen
Wohnungsbaugesellschaften werden die
entleerten Wohnsiedlungen zur großen
Belastung,kleinere Firmen haben bereits
Pleite gemacht. Klimmt befürwortet den
Abriss leer stehender Wohnblocks; damit
wurde in der Realität bereits begonnen.

OSTRITT. Die Deutsche Bank schickt
sich an, die fünftgrößte polnische Bank,
die „Wirtschaftsinvestitionsbank“ (BIG-
Bank) mit Sitz in Gdansk (als „Danzig“
lange vorgeschobener Posten des Deut-
schen Reiches in Polen) zu erobern. Mit-
te Februar hievte sie bei der Neubeset-
zung zehn Manager in den Vorstand der
BIG-Bank, die für die Übernahme stehen
– gegen neun, die die Übernahme
bekämpfen. Der polnische Schatzmini-
ster, der den Versuch der feindlichen
Übernahme heftig angriff, wurde, u.a.
nach Intervention des deutschen Bun-
deskanzleramtes, zurückgepfiffen, seine
Stellvertreterin beeilte sich zu betonen,
wie sehr es auf „deutsche Investitionen
ankommt“. Die Deutsche Bank bestritt
den feindlichen Charakter der Übernah-
me, da sie die polnische Regierung zuvor
konsultiert habe.

WAFFENWEIHE. Das Zentralkomitee
der deutschen Katholiken segnet in ei-
nem am 24.2. vorgelegten Thesenpapier
militärische Interventionen aus „huma-
nitären Gründen“ ab.Das Völkerrecht sei
dahingehend weiterzuentwickeln, dass
präzise Kriterien entwickelt würden,
wann eine „humanitäre Intervention …
geboten“ sei. Das sei auch ein klares Sig-
nal, „dass der Schutz der Menschen nicht
vor der nationalen Souveränität Halt
machen kann“, heißt es in dem Papier.
Ausdrücklich wendet sich das ZK – auch
hier mit voller Rückendeckung für die
Vorhaben der Westmächte – gegen das Ve-
torecht im UN-Sicherheitsrat: Das Prin-
zip des Konsenses widerspreche der
Überparteilichkeit. Deshalb verspricht
das ZK auch Interventionen ohne Zu-
stimmung des UN-Sicherheitsrats die
Zustützung – als „Notlösung“.Außerdem
fordert es die Einrichtung bzw. Stärkung
des „Weltstrafgerichts“; es „bemängelt,
dass im gesamteuropäischen Rahmen –
aber auch für die ganze Menschheit – ei-
ne Rechtsordnung mit gemeinsamen öf-
fentlichen Gewalten fehle“.

POLIZEISPIELE. Anlässlich des Fuß-
ballspiels zwischen der Auswahl der BRD
und der der Niederlande wurde wieder
einmal unter der Parole der Bekämpfung
von Gewalt das staatliche Gewaltpoten-
zial erhöht. Die Polizeibehörden probten
weit ins Vorfeld verlagerte Repressions-
maßnahmen gegen sogenannte Hooli-
gans und großangelegte Kontrollen. Ca.
500 der bundesweit 3000 amtlich regi-
strierten „potenziellen Gewalttäter“
wurden zwei Tage vor dem Spiel von Po-
lizei heimgesucht und „verwarnt“.Gegen
41 wurde präventiv ein Ausreiseverbot
verhängt. An den Grenzen zu den Bene-
lux-Staaten wurden 10.100 Personen
überprüft, 14 an der Weiterreise gehin-
dert. Bei dem Einsatz, bei dem das LKA
NRW die Federführung hatte,wurde wei-
terhin die Zusammenarbeit zwischen den
Polizeien der Länder und mit dem BGS
erprobt sowie mit der niederländischen
Polizei, die mit den „Lagemeldungen“
des LKA NRW versorgt wurde. „Wir ha-
ben gewonnen“,kommentierte der NRW-
Innenminister das Ergebnis. Na denn,
vorwärts zu den Polizei-Europameister-
schaften.

VERSTOSS. Die PDS-Bundestagsabge-
ordnete  Jelpke weist darauf hin, dass die
Vorschrift des seit 1.1. geltenden neuen
Staatsbürgerschaftsrechts, wonach hier
geborene Kinder ausländischer Staats-
bürger nach Erreichen der Volljährigkeit
ihre doppelte Staatsbürgerschaft wieder
aufgeben müssen, gegen das „Europäi-
sche Übereinkommen über Staatsan-
gehörigkeit“ von 1997 verstößt. Dieses
schreibt vor, dass diesen Kindern bei der
Geburt die doppelte Staatsangehörigkeit
zugebilligt werden soll, und regelt zu-
gleich verbindlich sämtliche Fälle, in de-
nen eine bestehende Staatsbürgerschaft
wieder entzogen werden kann. Die For-
derung des deutschen Staatsbürger-
schaftsrechts, dass sich die Betroffenen
mit Erreichen der Volljährigkeit für die
deutsche Staatsbürgerschaft oder die ih-
rer Eltern entscheiden müssen, andern-
falls sie die deutsche Staatsangehörig-
keit automatisch verlieren, kommt darin
jedoch nicht vor. Die PDS-Abgeordnete
fordert, den Verstoß gegen das interna-
tionale Abkommen aufzuheben und das
Staatsbürgerschaftsrecht entsprechend
zu ändern.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Auf der
93. Sitzung des Bundestags am 16.3. ste-
hen ein Änderungsantrag der Regie-
rungskoalition zum Ausländergesetz so-
wie ein CDU/CSU-Antrag für ein „mo-
dernes europäisches Asyl- und Auslän-
derrecht“ auf der Tagesordnung, ver-
schiedene Entschließungsanträge zur
Regierungserklärung des Bundeskanz-
lers zum Europäischen Rat im Dezember
letzten Jahres sowie verschiedene Große
Anfragen, darunter die der PDS „Zur
Entwicklung und zur Situation in Ost-
deutschland“.
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Das Bundesarbeitsministerium arbeitet an
einer grundlegenden Umstellung der Ar-
beitsmarktpolitik. Die Massenarbeitslosig-
keit zurückzudrängen, das war zentrales
Versprechen der rot-grünen Koalition. Die
Kapitalistenverbände und ihre Institute ge-
ben eindeutige Vorgaben. Ursache der Ar-
beitslosigkeit sei die „Kostenkrise der deut-
schen Wirtschaft“, werde diese überwun-
den, reduziere sich die Arbeitslosigkeit. In
ihrem Forderungskatalog spielt die „Anreiz-
struktur“ für Erwerbslose und Sozialhilf-
ebezieher eine zentrale Rolle: Die Leistun-
gen sollen weiter gekürzt, langfristig eher
ganz beseitigt, das bisher schon bestehen-
de Arbeitszwangsystem rigoros ausgebaut,
bestehende Hemmnisse für die Etablierung
eines großen Niedriglohnbereiches nieder-
gerissen werden. Hat Riester verstanden?

In welche Richtung geht Riester?

Zum 1.1.2000 ist bereits die sog. originä-
re Arbeitslosenhilfe „weggefallen“. Be-
troffen sind z.B. vormals beamtete Refe-
rendare, die im Anschluss an das 2.
Staatsexamen arbeitslos werden und die
bisher einen Anspruch auf ca. 1000 DM
Arbeitslosenhilfe im Monat hatte oder
auch Wehr- und Zivildienstleistende. Sie
stehen vor der Alternative, schnell ir-
gendwelche, meist dann schlecht bezahl-
te Jobs anzunehmen, Sozialhilfe zu be-
antragen oder die Unterhaltsverpflich-
tung der Eltern in Anspruch zu nehmen
und damit in alte neue Abhängigkeit zu
geraten.

Ende Januar berichtet der Spiegel von
einem 6-Seiten-Papier des stellvertre-
tenden SPD-Fraktionsvorsitzenden
Schwanhold, dessen Quintessenz lautet,
dass die Arbeitslosenhilfe für Langzeit-
arbeitlose „deutlich“ zurückführt wer-
den müsse,„um das Interesse an der Auf-
nahme einer Tätigkeit aufrecht zu erhal-
ten“.Von Riester ist zu hören,dass die be-
absichtigte „Reform“ darauf ziele, Ar-
beitslosen- und Sozialhilfeempfänger
unter Androhung härtester Sanktionen
zur Arbeit zu zwingen. Im Februar mel-
det sich die Bundesvereinigung der Ar-
beitgeberverbände (BDA) zu Wort. Sie
fordert einen grundlegenden Kurswech-
sel bei der „Arbeitsförderung“, nämlich
ihre konsequente Ausrichtung statt an
den Bedürfnissen der Arbeitsuchenden
an den „Bedürfnissen der Unterneh-
men“. Schon zuvor hatte der Deutsche
Industrie- und Handelstag in einer
„Leitlinie für eine Reform der Arbeits-
förderung“ gefordert: „Rückführung der
Ausgaben für Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen … der Anteil der Ausgaben für
Eingliederungs- und Lohnkostenzu-

schüsse sowie Fortbildungs- und Um-
schulungsmaßnahmen muss hingegen
relativ zunehmen.

Arbeitsförderung durch Zwang

Die Polemik der Kapitalistenverbände
gegen die bisherige „Arbeitsförderung“
ist maßlos übertrieben.Die staatliche So-
zialpolitik hat nie verleugnen können,
dass sie im Umkreis der Sozialistenge-
setze geboren und durch Repression ge-
prägt ist.Seit je ist sie auf den Sumpf von
Angst gebaut und voller Diskriminie-
rungen – Angst soll dazu treiben, die Ar-
beitskraft gleich zu welchen Bedingun-
gen zu verkaufen,und wer das nicht kann
oder nicht will, ist von Ausgrenzung be-
droht. In diesem Repressionssystem ha-
ben die erzwungenen Arbeitseinsätze ei-
nen zentralen Platz.

Die Kohl-Regierung hat, gerade in
ihren letzten Jahren, den Zwang zur Ar-
beit systematisch ausgebaut. So haben
die seit 1.4.97 geltenden Zumutbarkeits-
bestimmungen (seit dem 1.1.98 im SGB
II verankert) den bis dahin schon einge-
schränkten, aber immer noch vorhande-
nen Berufs- und Statusschutz von Er-
werbslosen endgültig aufgehoben.Schon
nach sechs Monaten Arbeitslosigkeit
muss eine Tätigkeit akzeptiert werden,
die in der Höhe der Arbeitslosenunter-
stützung entlohnt wird. Abschlüsse,
Kenntnisse, Interessen spielen über-
haupt keine Rolle und werden völlig ent-
wertet; ein Ingenieur kann als Garten-
helfer vermittelt werden und hat keine
Möglichkeit der Gegenwehr, solange sein

Lohn nicht unterhalb der vorher bezoge-
nen Arbeitslosenunterstützung bleibt.
Da seither auch Zeitverträge akzeptiert
werden müssen, ist die neue Erwerbslo-
sigkeit schon absehbar und die dann re-
duzierte, weil am Helferlohn ausgerich-
tete Arbeitslosenunterstützung auch. So
führt der Zwang zur Arbeit bei den be-
treffenden Erwerbslosen oft in die Spi-
rale der Verarmung.

Fest verankert ist der Arbeitszwang
seit je im Bundessozialhilfegesetz, und
zwar unter dem Titel „Hilfe zur Arbeit“
in Verbindung mit § 25, der den „Aus-
schluss des Anspruchs auf Hilfe und Ein-
schränkung der Hilfe“ regelt, z.B. die
Kürzung der Sozialhilfe um 25%, wenn
„zumutbare Arbeit“ verweigert, und
gänzliche Streichung, wenn der Betref-
fende sich nachhaltig „uneinsichtig“
zeigt. Die „Hilfe zur Arbeit“ besteht ent-
weder in sog. gemeinnütziger Arbeit bei
einer „Mehraufwandsentschädigung zur
Sozialhilfe“ in Höhe von 1 bis 4 DM die
Stunde oder in befristeter Beschäftigung
mit arbeitsrechtlichem Schutz und Sozi-
alversicherungsbeiträgen. Die Maßnah-
men unter dieser Rubrik erfuhren in den
ganzen 90er Jahren eine immense Stei-
gerung, bundesweit allein zwischen 1993
und 1996 um 67%.

Die von der Bundesarbeitsgemein-
schaft unabhängiger Erwerbslosen-
initiativen (BAG-Erwerbslose) heraus-
gegebene Zeitung „quer“ ist voll von Bei-
spielen aus verschiedenen Kommunen,
die die Wirkungen dieses staatlich durch-
gesetzten Arbeitszwangs zeigen:

Kapitalistenverbände fordern den „Aktivierenden Sozialstaat“

Bündnis gegen Beseitigung von Leistungs-
ansprüchen und Entrechtung der Armen !
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• Lohndumping und die Vernichtung
tariflich bezahlter Arbeitsplätze: So
werden z.B. in Darmstadt Sozialhilfe-
empfänger bei 3 DM „Mehraufwands-
entschädigung“ zu Arbeiten in Parkan-
lagen und Friedhöfen gezwungen; zur
Zeit arbeiten in diesem Bereich 20 So-
zialhilfebezieher, in den letzten drei Jah-
ren wurden dafür zehn reguläre Stellen
beim Gartenamt gestrichen (quer, Febr.
2000);

• Vernichtung sozialrechtlicher An-
sprüche: In Köln bekommen im Rahmen
des Projekts mit dem zynischen Namen
„Jobbörse Junges Köln – Sprungbrett“
junge Menschen zwischen 18 und 25, die
einen Erstantrag auf laufende Sozialhil-
fe zum Lebensunterhalt stellen, ein „Ar-
beitsangebot“. Das entpuppt sich als
„Praktikantenvertrag“ mit bis zu 30 Wo-
chenstunden bei einem Nettolohn von ca.
6,50 DM – ein „Sprungbrett“ in die Ar-
mut bei Arbeit.Gleichzeitig wird der An-
trag auf Sozialhilfe erst gar nicht aufge-
nommen bzw. mit Verweis auf das „Ar-
beitsangebot“ abgelehnt. Allgemein
wird geschätzt,dass ca.ein Viertel der So-
zialhilfebezieher die erzwungenen Ar-
beiten ablehnt; so oder so „spart“ die
Stadt Köln Sozialhilfeausgaben. Ziel-
vorgabe der so betriebenen „Haushalts-
konsolidierung durch Verbesserung der
Sozialhilfe“ ist die Senkung der Sozial-
hilfekosten in Köln um 30 Mio. DM in-
nerhalb von vier Jahren (ebenda).

• Subventionierung von Privatunter-
nehmen: In Chemnitz z.B. erfolgen im
Anschluss an die „gemeinnützige Ar-
beit“ (real gelingt der Anschluss aller-
dings bei weniger als 50%) Arbeitsver-
träge für ein Jahr, wobei die Lohnkosten
vom Sozialamt (in Höhe der Sozialhilfe)
dem Europäischen Sozialfonds und dem
Betrieb erfolgen.

Nur eine Wirkung zeitigt der staatli-
che Arbeitszwang kaum: Er eröffnet den
Betroffenen in der Regel nicht die Chan-
ce, eine Ausbildung oder Arbeit zu fin-
den, die den Interessen entspricht und so
bezahlt wird, dass sie ein selbstständiges
Leben ermöglicht. Nein, in der Regel
werden sie zwischen untertariflich be-
zahlten Arbeitsmaßnahmen, Arbeitslo-
senversicherung und Sozialamt hin- und
her verschoben,verdächtigt,kontrolliert,
ausgegrenzt, ohne Aussicht auf ein festes
Arbeitsverhältnis und ein besseres Le-
ben.

Ziel: Zurichtung für Billigjobs

Trotzdem sind die Kapitalistenverbände
mit diesem System nicht zufrieden. Es
hält zwar die Instrumente bereit,den Ar-
beitszwang, das Herausdrängen aus dem
Leistungsbezug, den Druck auf Löhne
und Arbeitsbedingungen, und diese wer-
den auch in wachsendem Umfang ange-
wandt, doch ihre Wirkung ist den Unter-
nehmensverbänden zu wenig durchgrei-
fend. In ihrem Bestreben, den Nied-
riglohnsektor auszuweiten, stören sie
die, wie der DIHT in der schon zitierten
„Leitlinie“ es ausdrückt, „oftmals sper-

rigen Strukturen des Sozialstaats“. Die
traditionelle sozialdemokratische Poli-
tik, einen zweiten Arbeitsmarkt zu för-
dern, der, wie schlecht auch immer, als
Hemmnis für die bodenlose Lohnsen-
kung wirkt, ist ihnen ebenso ein Dorn im
Auge wie die Sozialhilfe, die, wie es der
Präsident des Ifo-Instituts für Wirt-
schaftsforschung, Hans-Werner Sinn, in
einem Beitrag in der „Frankfurter Rund-
schau“ (29.1.00) formuliert,„wie eine ab-
solute Lohnuntergrenze im Tarifsystem“
wirke und „zu hohe Mindestlöhne“ im-
pliziere. Seine Forderung ist der „akti-
vierende Sozialstaat“, soll heißen, dass
der Staat Transferleistungen nicht an
Menschen ohne Arbeit und Einkommen
aus Arbeit zahlt, sondern „sein Geld vor-
nehmlich zur Unterstützung derjenigen
aufwendet, die eine niedrig bezahlte Ar-
beit annehmen“.

Die für die Betroffenen schwer erträg-
liche Situation, zwischen den verschie-
denen Institutionen hin- und hergescho-
ben zu werden, will die deutsche Wirt-
schaft durch eine Zusammenlegung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe „auf-
gelöst“ wissen.Was das bedeutet, wird in
den „Leitlinien“ des DIHT kaum ver-
hüllt so formuliert: „Verschiebebahnhof
vermeiden: Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe müssen in einer Transferlei-
stung integriert werden. Das unverbun-
dene Nebeneinander zweier bedürfig-
keitsorientierter Leistungen führt zu Ab-
grenzungsschwierigkeiten und … zu Ver-
schiebebahnhöfen zwischen Bund und
Kommunen. Aus Sicht der Kommunen
sind Projekte häufig schon dann erfolg-
reich, wenn sie die Sozialhilfelasten der
kommunalen Haushalte reduzieren. Aus
Sicht der Wirtschaft reicht das aber nicht
aus. Entscheidend ist, dass die Arbeits-
losigkeit insgesamt abgebaut wird, da-
mit auch die gesamtwirtschaftlichen Ko-

sten der Arbeitslosigkeit sinken. Es kann
daher nicht befriedigen, wenn über sub-
ventionierte Beschäftigungsverhältnisse
lediglich ein neuer Leistungsanspruch
an die Arbeitslosenversicherung erreicht
wird.“

Es geht also um die Beseitigung von
Leistungsansprüchen, um die Senkung,
ja Beseitigung der untersten Schranken.
Wer nicht arbeitet, dem soll nicht mehr
ein bedrücktes und bedrückendes Leben
in Sozialhilfeabhängigkeit drohen, son-
dern der nackte Hunger. So werde „Ar-
beitsmarktpolitik“, triumphiert der
DIHT, ihre wesentlichste Aufgabe erfül-
len, nämlich die „Vermittlung in Nied-
riglohnbereiche“. Bereits jetzt, so eine
Untersuchung der Mannheimer Sozial-
politischen Offensive vom Sommer letz-
ten Jahres,arbeitet ein Drittel der Armen
an der Grenze oder sogar unterhalb des
Sozialhilfeniveaus in Vollzeit. Setzen die
Kapitalistenverbände ihre Forderungen
an die „Reform“ der Arbeitsmarktpoli-
tik auch nur ansatzweise durch, wird die
Armut in Deutschland eine völlig neue
Dimension bekommen,sowohl Armut bei
Arbeit wie Armut ohne Arbeit.

Auf ein Zweites ist hinzuweisen. Der
als „Hilfe“ deklarierte Arbeitszwang be-
deutet bereits jetzt eine einschneidende
Einschränkung sozialer und ziviler
Grundrechte der Betroffenen. Mit der
völligen Umstellung bisheriger Arbeits-
marktpolitik auf eine „Arbeitsförde-
rung“ nach dem Geschmack der Kapita-
listen droht eine Klasse von abhängigen,
entrechteten Parias zu entstehen. Ein
breites Bündnis von Gewerkschaften,
Wohlfahrtsverbänden, Kirchen, Bürger-
rechtsorganisationen und den Organisa-
tionen von Erwerbslosen und Sozialhil-
febeziehern und der politischen Opposi-
tion ist zur Abwehr dieser Entwicklung
ist nötig und möglich. scc

Die Textilnäherei in Hamburg-Steilshoop entstand 1986. Arbeitslose frühere Sozial-
hilfebezieherinnen erhalten in diesem niedrigschwelligen Tariflohn und eine Ausbil-
dung. Aber nur wenige konnten diese Ausbildung anschließend nutzen. Trotzdem:
Solche Einrichtungen des 2. Arbeitsmarktes sind den Kapitalistenverbänden ein Dorn
im Auge.
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Rechtlosigkeit einbegriffen

Rote Karte für Schrö-
ders „Green Card“ 
Am 23.2. hat Bundeskanzler Schröder zur
Eröffnung der CeBIT eine Rede gehalten,
die ursprünglich nur allgemeines Bla-Bla
über das großartige Hannover mit der
großartigen CeBIT und EXPO im großar-
tigen Deutschland enthalten sollte.Buch-
stäblich in letzter Minute erhielt die Re-
de eine Ergänzung, die offensichtlich vor-
her nicht vorgesehen war. Wer – wie zu-
nächst auch ich – versuchte, den vollstän-
digen Text der Rede über eine Recherche
im Internet mit dem Programm der Firma
Netscape zu beschaffen, erhielt nur einen
leeren Bildschirm mit unterlegtem Bun-
desadler (vgl http://www.bundeskanz-
ler.de/03/31/). Den vollständigen Text be-
kam ich nur, als ich das Produkt „Inter-
net Explorer“ der Firma Microsoft ver-
wendete, weil bei der Ergänzung in letz-
ter Minute vom Bundeskanzleramt ein
„</table>“ im HTML-Code (HTML = Hy-
perTextMarkupLanguage: der Code, in
dem Informationen im Internet weltweit
normiert ausgedrückt werden) der Inter-
net-Seite gegen die Norm vergessen wur-
de, was das Programm der Firma Micro-
soft toleriert, aber das Programm der Fir-
ma Netscape – etwas strenger – nicht to-
leriert. Im Zusatz der Rede heißt es : 

„Gerade aufstrebende kleine und mitt-
lere Unternehmen haben jedoch Schwie-
rigkeiten,qualifizierte IT-Spezialisten (IT
= Informations-Technologie d.V) auf dem
Arbeitsmarkt zu finden. Es ist unbestrit-
ten, dass es einen erheblichen Mangel an
IT-Spitzenkräften gibt. Er ist aber derzeit
im Inland nicht zu beseitigen.(…) Deshalb
ist es notwendig, kurzfristig ausländische
IT-Spitzenfachkräfte, ich denke hier vor
allem an Fachkräfte aus Indien und Ost-
europa, nach Deutschland zu holen. Wir
dürfen die derzeitige Aufbruchstimmung
nicht verspielen. Wir müssen die Wachs-
tumschancen nutzen.Wir werden deshalb
in enger Abstimmung mit den in der „In-
itiative D21“ engagierten Unternehmen
einschnellesVerfahrendafür verabreden.“ 

Genaueres ist noch nicht bekannt. Die
Neuerung, die Kanzler Schröder von der
„Initiative D21“ – ein Konzernverbund
unter Führung der der IBM Deutschland
– wahrscheinlich am Vorabend in priva-
tem Kreise nahegelegt wurde, sieht nach
Presseberichten vor, dass in Abweichung
von den geltenden Ausländergesetzen
Menschen aus Nicht-EG-Staaten eine be-
fristete Aufenthalts- und Arbeitsgeneh-
migung für sechs Jahre erteilt werden soll,
wenn sie sich als „IT-Spitzenfachkräfte“
ausweisen können. Wenn sie sich als sol-
che auf Dauer nicht ausweisen können,
wird der Staat sie nach dem Ausländer-
recht wieder ausweisen, wenn sie nicht
freiwillig gehen.

Die Bayerische Staatsregierung hat
umgehend schwere Kritik an den Plänen
Schröders angemeldet. Innenminister

Beckstein nennt die Pläne von Schröder
„unverantwortlich“ (SZ vom 26.2.2000),
weil eine „Dauereinwanderung“ drohe.
Eventuell wären ja für jeden IT-Speziali-
sten auch Familienangehörige zu be-
fürchten … Bei den IT-Konzernen dage-
gen nur Lob für Schröder.Bei diesen Kon-
zernen gilt ja schon jahrelang der indische
Subkontinent als Geheimtipp für preis-
werte Programmierer. Inzwischen hat es
aber augenscheinlich auch den dümmsten
leitenden Angestellten in diesen Konzer-
nen gedämmert, dass eine Datenverbin-
dung über Satellit oder ISDN die mensch-
liche Kommunikation und Kooperation
im Arbeitsprozess nicht ersetzen kann.
Deshalb sollen z.B.die Inderinnen und In-
der jetzt nach Deutschland kommen, je-
denfalls solange sie funktionieren und ge-
braucht werden.

Wie so oft in heutigen Zeiten ergibt sich
eine schwierige Situation in der öffentli-
chen Meinungsbildung: Wer den Plan
Schröders angreift, findet sich mit den je-
weils gewählten Argumenten – oft unge-
wollt und wegen fehlendem Nachdenkens
– in einer Linie mit den menschenfeindli-
chen Äußerungen aus der CDU/CSU. So
wenn etwa Gewerkschaftskreise fordern,
dass vor einer Heranziehung ausländi-
scher Arbeitskräfte zunächst die Fort-
und Weiterbildung der Deutschen geför-
dert werden müsse. In eine solch prekäre
Situation kommt man, wenn man schon
gedanklich Unterschiede zwischen den

Menschen macht – seien sie nun „jung dy-
namische“ Hochschulabsolventen, IT-
Spezialisten mit Erfahrung,deutsch,aber
etwas abgearbeitet, leicht veraltet und
unflexibel oder gar Inder. Dabei ist es
nach dem geltenden Grundgesetz der
Bundesrepublik die wichtigste Aufgabe
staatlichen Handelns, die unangetastete
Würde des Menschen zu sichern.

Es ist unvorstellbar,wie es mit der Men-
schenwürde einer indischen Kollegin ver-
einbar sein könnte,dass ihre Aufenthalts-
und Arbeitserlaubnis an die Anstellung
bei einem IT-Unternehmen gebunden ist.
Genau dies aber sieht die Plan der Bun-
desregierung vor. Ausnahmen von dem
geltenden Ausländerrecht sollen ja nur
für „IT-Spitzenfachkräfte“ gelten. Das
Bundeskanzleramt kann sicher nicht be-
urteilen,wer eine solche Qualifikation hat
und wer nicht. Das werden die Unterneh-
men besorgen, die Arbeitskräfte suchen.
Und sie wollen solche finden, deren tem-
poräre Existenz als arbeitender Mensch
in Deutschland unauflöslich mit dem Ar-
beitsverhältnis verbunden ist. Eine Auf-
lösung des Arbeitsverhältnisses – durch
den Arbeitgeber oder auf Wunsch des Be-
schäftigten – zieht den sofortigen Verlust
der Aufenthaltsgenehmigung nach sich.
Für die von den Konzernen ins Auge ge-
fassten 30.000 Fachkräfte sollen jeden-
falls bewährte Grundrechte wie Freizü-
gigkeit, Leben in Gemeinschaften (z.B.
Familie), Organisationsfreiheit, das Recht
auf Kündigung nicht gelten.

Wir sehen heute die Auswirkungen ei-
ner solchen Politik an der Lage der hier
lebenden Menschen ohne uneinge-
schränkte Bürgerrechte bereits in der
dritten Generation. Und wir haben gese-
hen, wie eine massive konservative deut-
sche Bande jede wirkliche Reform in die-
ser Hinsicht verhindert hat.

Aus meiner Sicht gibt es keine Alter-
native zu uneingeschränkten und glei-
chen Rechten für alle Menschen, die in
Deutschland leben. tob

Anforderungsprofil für
„IT-Spitzenfachkräfte“

(gesucht Web Editor/in)

„… Sie können anspruchsvolle Themen
für das Internet aufbereiten und ohne
Abstriche an Genauigkeit zielgruppen-
gerecht und interessant darstellen …
Sie sprechen und schreiben sehr gut
Englisch. Sie sind zwischen 25 und 35
Jahre alt.“ (Inserat der Unternehmens-
beratung McKinsey)

(gesucht Systemorganisator/in bzw. An-
wendungsentwickler/in)

„…Sie verstehen sich als Problemlöser,
sind nicht älter als Mitte 30, unterstüt-
zen unsere Mitarbeiter zielorientiert
und tragen somit zu unserem Geschäft-
serfolg bei. Sie sind zudem flexibel, be-
lastbar und an einer interessanten

Tätigkeit in der Medienwelt interes-
siert? Dann erwartet Sie ein junges, dy-
namisches Umfeld mit netten Kolle-
gen…“ (Inserat Fernsehsender RTL II)

(gesucht „IT-Berater/innen“)

„… Sie sind ein starker Kommunikator
und spielen Ihre Qualitäten im Team am
besten aus. Ihnen fällt es leicht, kom-
plexe Sachverhalte schnell auf den
Punkt zu bringen und souverän zu prä-
sentieren. Ihr Englisch ist fließend in
Wort und Schrift, idealerweise beherr-
schen Sie noch eine weitere Fremd-
sprache. Gut für uns und für Sie, wenn
Sie bereits berufliche Auslandserfah-
rungen gesammelt haben. In jedem Fall
sollten Sie im Rahmen Ihrer interna-
tionalen Aufgaben die Bereitschaft zu
Reisen und ein multikulturelles Selbst-
verständnis mitbringen. ..“ (ALLIANZ-
Versicherung) (FAZ vom 26.2.2000)

Auch auf die indische Gesellschaft hat
der Weltmarkt für IT-Kräfte Auswirkung
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PDS-Aufbau im Westen

Die Landtagswahlen in
Schleswig-Holstein
Norderstedt. 28.2.2000. Von den bürger-
lichen Siegern und Verlierern der Land-
tagswahlen in Schleswig-Holstein war in
den Medien genug die Rede. Deshalb soll
hier eine kurze Einschätzung der Wahl in
ihrer Bedeutung für die PDS versucht
werden.

Zunächst: Die PDS hat mit 1,4% und
20067 Zweitstimmen nicht die erhoffte
Verdoppelung und die von manchen pro-
pagierte Verdreifachung ihres Stim-
menanteils gegenüber der Bundestags-
wahl 1998 erreicht.Dies Ergebnis ist aber
kein Grund für Verzagen und Selbst-
zweifel.

Zunächst zu den Wochen des Wahl-
kampfes. Der Wahlkampf ist geschlossen
und mit großem Elan vom gesamten Lan-
desverband geführt
worden; die Unterstüt-
zung durch die Berliner
Zentrale war sehr gut.
An allen Orten, an de-
nen die PDS politisch
vertreten und aktiv ist,
wurden sowohl eigen-
ständige wie durch be-
kannte Vertreter der
Bundespartei getra-
gene Veranstaltungen
durchgeführt. Immer
waren diese Veranstal-
tungen im Gegensatz zu
den vergangenen Jah-
ren sehr gut besucht – und das, obwohl
es anfangs praktisch unmöglich war, im
Rahmen des „bürgerlichen Anstandes“
und einer halbwegs demokratischen Be-
richterstattung in die lokalen und über-
regionalen Medien auch nur eine Termin-
ankündigung zu platzieren. Manchmal
wurden nicht einmal bezahlte Anzeigen
für eine Veranstaltung abgedruckt.

Dennoch kamen aber zum Beispiel zu
einer Veranstaltung mit Gregor Gysi,Wil-
jo Heinen,Platz eins der Landesliste,und
Edda Lechner, Direktkandidatin in Nor-
derstedt, knapp 400 Leute in den Ple-
narsaal des Norderstedter Rathauses
(Bild). An Infoständen, die regelmäßig
seit November durchgeführt wurden,gab
es erfreulichen Zuspruch: Die ewigge-
strigen SED-Vorwürfe, von Ausnahmen
abgesehen, spielten so gut wie keine Rol-
le mehr.

Dagegen wurde die PDS z.B. vom
DGB, von Schulen, Friedensforen und
Frauenzentren, dem „Offenen Kanal“ in
Kiel eingeladen, an Podiumsdiskussio-
nen teilzunehmen,wo als politische Kon-
trahenten Leute wie die Ministerin Mo-
ser und der SPD-Bundesgeschäftsführer
Müntefering saßen; und: Die PDS kam zu
Wort! Das Wahlprogramm zu den Land-
tagswahlen war auch konkret herunter-
gebrochen auf die aktuellen landespoli-
tischen Fragen, so dass in den anstehen-

den Diskussionen alle Wahlkampfaktivi-
stInnen sich präzise einmischen konnten.
Flächendeckend – eine ungeheure Lei-
stung – konnte über das Land bis in die
kleinsten Dörfer, u.a. mit Hilfe von Ge-
nossInnen aus anderen Landesverbän-
den, plakatiert werden. Dennoch: Es hat
nicht gereicht. Der Einzug ins Parlament
ist noch in weiter Ferne.

Bei näherem Hinsehen kann mensch
aber schon einige wichtige erste Beob-
achtungen machen: Da, wo die PDS in
den vergangenen Jahren politisch prä-
sent gewesen ist, hat sie, trotz der gerin-
geren Wahlbeteiligung als bei den Bun-
destagswahlen ’98, ihren Wählerstamm
halten und zum Teil wie in Kiel und Lü-
beck ausbauen können. Dagegen da, wo
die PDS praktisch nicht vorhanden ist,
hat sie verloren: so in Dithmarschen und
an der Westküste.

Sicher nicht unerheblich für das Er-
gebnis war das von den Medien offiziell
inszenierte Zittern um den Wiedereinzug

der GRÜNEN, das zu einem wählertak-
tischen Verhalten geführt hat.

Hinzu kam aber ein besonderer
Schleswig-Holsteinischer Effekt: der
SSW Süd-Schleswigsche Wählerver-
band). Das erst kürzlich geänderte Wahl-
gesetz erlaubte dieser Partei, die die dä-
nische Minderheit im Lande vertritt und
qua Verfassung von der 5% Klausel aus-
geschlossen ist, zum ersten Mal landes-
weit zu kandidieren. Der SSW hat bis-
lang durchaus fortschrittliche Haltun-
gen zur Flüchtlings- und Kriegsfrage
eingenommen. Beliebäugelt von den Me-
dien als möglicher Juniorpartner und
Steigbügelhalter für eine SPD-Regie-
rung gegen die CDU/FDP-Konstellation,
spielte er für manche Linke das offen dis-
kutierte Hintertürchen, PDS guten Ge-
wissens nicht wählen zu „müssen“. Als
sei die Stimme für die PDS verloren,
wenn diese die 5%-Hürde nicht nimmt
und den Einzug in den Landtag verfehlt.
Der SSW hat auch tatsächlich einen Sitz
mehr errungen und ist jetzt mit drei Leu-
ten im Parlament vertreten.

Fazit: Die PDS hat sich in diesem
Wahlkampf öffentlich als hiesige linke
Partei präsentieren können. Diese Chan-
ce muss sie ergreifen, um mit konkreter
Politik sich für die Zukunft als die reale
sozialistische Alternative darzustellen.

Karl-Helmut Lechner

Türkei

Zur Zerschlagung
kurdischer Strukturen
entschlossen
Seit Tagen reißen Proteste und Demon-
strationen in Diyarbakir und anderen
größeren Städten in den kurdischen Pro-
vinzen der Türkei nicht ab, auch wenn
türkische Sicherheitskräfte gewaltsam
dagegen vorgehen. Gefordert wird die
Freilassung der drei inhaftierten Hadep-
Bürgermeister. Die Hadep hatte in den
Kommunalwahlen teilweise weit über 50
Prozent der Stimmen in den kurdischen
Gebieten erhalten und stellt in 38 Kom-
munen die Bürgermeister.

Die Bürgermeister von Diyarbakir,Si-
irt und Bingöl, Feridun Celik, Selim Öz-
alp und Feyzullah Karaaslan,waren nach
ihrer Rückkehr aus der BRD, wo sie in
Hannover an einer internationalen kom-
munalpolitischen Tagung teilgenommen
hatten, von Spezialeinheiten festgenom-
men worden. Ihre Amtsbüros wurden
durchsucht. Während der ersten Verhöre
bei der Polizei in Diyarbakir kamen ihre
Anwälte tagelang nicht an sie heran.
Dann entschied das Staatssicherheitsge-
richt Diayarbakir, dass gegen alle drei
Anklage erhoben wird wegen Miss-
brauchs ihrer Ämter zur Unterstützung
der PKK. Zumindest für Feyzullah Ka-
raaslan weist ein ärztliches Gutachten
Folterspuren nach.Die drei sitzen jetzt in
Untersuchungshaft im Staatsicherheits-
gefängnis von Diyarbakir.

Am gleichen Tag erfolgte die Verurtei-
lung von 18 führenden Funktionären der
Hadep durch das Staatssicherheitsge-
richt Ankara zu drei Jahren und neun
Monaten Haft ebenfalls wegen angebli-
cher PKK-Kontakte. Unter den Verur-
teilten befinden sich der Parteivorsitzen-
de Ahmet Turan Demir und sein Amts-
vorgänger Murat Bozlak. Der Vorsitzen-
de Richter in Ankara war der gleiche, der
Abdullah Öcalan zum Tode verurteilte.

Es scheint, als soll jetzt das seit länge-
rer Zeit schwebende Verbotsverfahren
gegen die Hadep durchgezogen werden.
Auf jeden Fall scheint klar,dass die Hard-
liner des Militärs nach der Einstellung
des bewaffneten Widerstandes der PKK-
Guerilla die errungenen Positionen der
kurdischen Bewegung zerschlagen wol-
len.

Ecevit und Demirel hatten noch
während der Verfahrens rund um eine
Aufnahme in den EU-Anwärterkreis von
der Einhaltung der Kopenhagener Kri-
terien über die kulturelle Eigenständig-
keit von Minderheiten gesprochen. Die
schwedische Außenministerin Lindh
hatte direkt vor den Verhaftungen bei ei-
nem Treffen mit dem Bürgermeister von
Diyarbakir noch Reformen in diesem
Sinne von der türkischen Regierung ver-
langt. Seit dem Urteil von Ankara und
der Anklageerhebung gegen die drei Bür-
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germeister hat sich das Bild gewandelt.
Ein Sprecher der Armee schloss es aus,

Fernsehsendungen in kurdischer Spra-
che zu gestatten. Nach Protesten der an-
deren 33 Hadep-Bürgermeister forderte
Ecevit diese in einem Interview mit der
rechtsnationalistischen Tageszeitung
„Aksam“ auf, sich um die Stadtverwal-
tung zu kümmern, anstatt sich in politi-
sche Angelegenheiten einzumischen.
Ecevit machte kein Hehl aus seiner An-
sicht, wonach er die Hadep-Mitglieder
als den verlängerten Arm der PKK be-
trachtet.

Jetzt steht nach dem Verbot der DEP,
der Verhaftung der kurdischen Parla-
mentsabgeordneten 1994 und ihrer Ver-
urteilung zu langjährigen Haftstrafen
erneut die Beseitigung legaler demokra-
tischer kurdischer Strukturen bevor.
Schon damals hatten nach dem ersten
Waffenstillstand der PKK verschiedene
europäische Politiker gehofft, dass die
Parlamentsabgeordneten – allen voran
Leyla Zana und Hatip Dicle – zwischen
türkischem Staat und kurdischer Bewe-
gung vermitteln könnten. Das können
sich nun die europäischen Politiker ab-
schminken.Sollen ihre Proteste nicht wie
im Falle der DEP-Abgeordneten, die seit
sechs Jahren im Gefängnis sitzen, un-
gehört bleiben, müssten härtere Maß-
nahmen als laue Proteste her. Im Falle
Österreichs wird sogar die Nato-Zusam-
menarbeit suspendiert. Wie wär’s Herr
Schröder, Herr Fischer. Oder doch lieber
Panzer? rub

Kosovo

Großalbanien-
Befürworter planen
weitere Eskalationen
Neben dem akuten Krisenherd Kosovo-
Mitrovica haben die Albaner, die auf ei-
ne offene Abspaltung des Kosovo von der
Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ) und
die Schaffung eines Großalbanien hinar-
beiten, eine neue Front aufgezogen.
Kaum 30 km von Mitrovica entfernt be-
finden sich die drei serbischen Kreise
Medvedja, Bujanovac und Presevo. In
diese drei Kreisen bilden Albaner die
Mehrheit. Auf den Karten der Anhänger
Großalbaniens sind neben einem Drittel
Mazedoniens, einem Viertel Montenegros
und dem nördlichen Epiros in Griechen-
land auch diese drei Kreise eingezeich-
net.War schon bei der Gewalteskalation
in Kosovo-Mitrovica klar, dass hier von
langer Hand vorbereitet wurde, wird in
den drei erwähnten Kreisen mit ähnli-
cher Brutalität vorgegangen,um das Ziel
der Schaffung eines Großalbanien um-
zusetzen.

Vor einigen Tagen schrieb der Korre-
spondent des Neuen Deutschland: „Be-
fürchtet wird folgendes Szenario: Die
UCK provoziert die serbischen Ord-

nungsmacht so lange, bis sie losschlägt.
Dann ziehen sich die bewaffneten Alba-
ner über die Kabacnik-Gebirge nach Ko-
sovo zurück, die Wucht von Polizei und
Armee trifft unschuldige Bauern.“ Da
dieses Gebiet zu der entmilitarisierten
Zone gehört, dürfen hier nur leichbe-
waffnete serbische Polizisten Dienst tun.
Das durch die Gewaltaktionen der UCK
provozierten Einrücken der serbischen
Armee würde dann zwangsläufig eine
Gegenreaktion der NATO-Truppen nach
sich ziehen.

Das angedeutete Szenario ist inzwi-
schen teilweise die Wirklichkeit umge-
setzt. Wie die jugoslawische Nachrich-
tenagentur Tanjug am Sonntag meldete,
starben bei einem Überfall auf eine Po-
lizeipatrouille im Grenzgebiet zum Ko-
sovo ein serbischer Polizist und ein Ko-
sovo-Albaner.

Die Polizeipatrouille wurde laut Tan-
jug am Samstag Abend von albanischen
Terroristen aus dem Kosovo angegriffen.
Sie hätten in der Nähe des Dorfes Kon-
culj unweit der Stadt Bujanovac mit au-
tomatischen Waffen das Feuer auf die Po-
lizisten eröffnet und Handgranaten ge-
worfen.Drei weitere Polizisten seien ver-
letzt worden. In Bujanovac war am
Samstag nach Angaben von Tanjug in ei-
nem Heizkraftwerk ein Sprengsatz ex-
plodiert. Dabei seien mehr als 36 Tonnen
Heizöl ausgelaufen. Die örtlichen Behör-
den machten laut Tanjug ebenfalls alba-
nische Terroristen aus dem Kosovo für
die Explosion verantwortlich. Die mei-
sten der rund 100.000 Einwohner der Re-

gion Bujanovac sind Albaner.
Noch hat sich aber die jugoslawische

Armee nicht von den Aktionen der UCK
provozieren lassen.Aber die Situation ist
so aufgeheizt, dass dies nicht mehr lan-
ge auf sich warten lässt. Die UCK, die ja
nun als „Kosovo Schutztruppe“ (KST)
firmiert, hat dabei folgendes Kalkül. Die
KFOR plant im März ein Manöver in die-
ser Region. Eine weitere gezielte Provo-
kation der KST in den drei genannten
Kreisen führt dann endgültig zum Ein-

marsch der jugoslawischen Armee. Da-
mit verstoßen sie gegen die Vereinbarun-
gen zwischen NATO und jugoslawischer
Armee. Zusätzlich rufen die Albaner die
NATO zu Hilfe, und der gewünschte Ef-
fekt ist da.

Noch ein weiterer Krisenherd wird
unterdessen aufgemacht. Wegen der als
brisant empfundenen Lage im südlichen
Serbien hatte das angrenzende Mazedo-
nien Anfang der Woche seine Truppen in
Alarmbereitschaft versetzt. Die Span-
nungen wurden auch von der NATO auf
Truppenbewegungen des Belgrader In-
nenministeriums im Südteil von Serbien
zurück geführt, einem an den Kosovo an-
grenzenden, überwiegend von Alba-
nischstämmigen bewohnten Gebiet. Die
jugoslawische Regierung hatte aber be-
stritten, dass es dort eine Truppenkon-
zentration gibt.Hintergrund ist hier,dass
der Führer der mazedonischen Albaner,
Arben Xhferia, sozusagen die mazedoni-
sche Variante des Großalbanien-Befür-
worter Hashim Thaqi aus dem Kosovo,
sich auf Reisen durch Albanien und Bul-
garien bewegt. Auch er wird dort sicher-
lich für die Schaffung eines Großalbani-
en werben.

Diese Entwicklungen haben jetzt um-
gekehrt in der BR Jugoslawien zu einer
Annäherung zwischen Regierung und
Opposition geführt, die die Spaltungs-
versuche der NATO-Staaten in der BR Ju-
goslawien ein wenig konterkariert. Die
demokratische Opposition Serbiens hat
den internationalen Missionen im Koso-
vo vorgeworfen, sich bisher nur für die

Rechte der Albaner eingesetzt zu haben.
In einem am Donnerstag in Belgrad ver-
öffentlichten Brief an UNO-Missionschef
Bernard Kouchner und KFOR-Komman-
deur Klaus Reinhardt heißt es, nur unter
Beteiligung der Serben werde es ein mul-
ti-ethnisches und demokratisches Koso-
vo geben. Gefordert wurde die strikte
Umsetzung der UNO-Resolution im Ko-
sovo, ein Stopp der ethnischen Säube-
rung und Rückkehr aller Vertriebenen
und Flüchtlinge. hav

Tausende versuchen den von Serben bewohnten Teil Mitrovicas zu  stürmen und für
ein „ethnisch reines“ Albanien zu erobern.
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„Versuchslabor Mailand“
plus Referendumskampagne

Arbeit 
vogelfrei ?
Wenn einige aktuelle Initiativen zur Deregu-
lierung des Arbeits- und Sozialrechts in Ita-
lien Erfolg hätten, würde kaum ein Stein auf
dem anderen bleiben. Dabei setzen die Geg-
ner kollektiver Schutznormen an verschie-
denen Stellen an, aber sie stoßen auch auf
Widerstand.

„Pakt für Arbeit“

Zu einem erklärten Etappenziel sind sie
in Mailand gekommen, wo am 2. Febru-
ar nach einem halben Jahr Auseinander-
setzungen der „Pakt für Arbeit“ unter-
zeichnet wurde. Neben dem konservati-
ven OB Albertini und dem Unterneh-
merverband Assolombarda haben auch
die beiden Gewerkschaftsbünde CISL
(zu Zeiten der Democrazia cristiana an
dieser orientiert) und UIL unterschrie-
ben. Die Begründung der CISL lautet et-
wa: Auf die Forderungen der Gegenseite
muss man sich ein Stück weit einlassen,
um Schlimmeres zu verhindern. Die Ab-
machung kritisiert und nicht unter-
schrieben hat die CGIL. Auf ihre Versu-
che, durch eigene alternative Formulie-
rungen die Spaltung zwischen den Ge-
werkschaftsbünden zu vermeiden, gin-
gen die anderen nicht ein.

Damit besteht eine Rahmenvereinba-
rung, mit der private und öffentliche Ar-
beitgeber zu untertariflichen Sonderbe-
dingungen einstellen können, vor allem
frei befristbar und damit ohne Kündi-
gungsschutz.Die Lohnkonditionen,nach
Albertinis Vorstellungen nur ein Bruch-
teil der heutigen Tariflöhne, sind noch
unklar. Ausdrückliche Adressaten dieser
diskriminierenden Regelungen sind die
(vor allem afrikanischen) Zuwanderer,
Langzeitarbeitslose und Jugendliche mit
Einstiegsproblemen. Weil die Diskrimi-
nierung vor allem entlang von Staats-
bürgerschaft und Hautfarbe laufen soll,
kritisiert die CGIL die Regelungen als
rassistisch.

Hinter den unmittelbar Betroffenen
wird aber auch Druck auf die verschie-
denen Branchentarifverträge ausgeübt.
In welchem Umfang die Möglichkeiten
des Pakts harte Realität werden, ist noch
nicht klar und hängt auch vom Gang der
weiteren Auseinandersetzung ab. Die
CGIL will verhindern, dass von Mailand
aus alle Dämme brechen. Einzelgewerk-
schaften wie die in der Chemieindustrie
verlangen die Nichtanwendung des
Pakts. Um weiter Flagge zu zeigen, hat
die CGIL am 10. Februar in Mailand mit
allen ihren Branchenvorsitzenden eine
gut besuchte Kundgebung gegen den
Pakt durchgeführt.

Referendumskampagne:
Deregulierungsorgie!
An einer anderen Front, gegenüber einer
Reihe antisozialer Referenden, hat das
gemeinsame Vorgehen der Gewerkschaf-
ten bislang gehalten, obwohl einige Re-
ferenden ähnliche Ziele verfolgen.20 Re-
ferenden haben in den vergangenen Mo-
naten der Vorsitzende der Radikalen Par-
tei, Pannella, und die frühere EU-Kom-
missarin Bonino betrieben, zu den The-
menbereichen Wahlrecht zur Abgeordne-
tenkammer, öffentliche Finanzierung
von Parteien und Gewerkschaftseinrich-
tungen, Arbeitsrecht, Gesundheits- und
Sozialversicherungswesen sowie Justiz.
Hinzu kam ein Referendum der Lega
Nord.

Referenden müssen sich in Italien auf
die Abschaffung geltender Gesetze be-
ziehen.Was da besonders im arbeits- und
sozialrechtlichen Bereich angesteuert
wurde und wird, haben viele als Atten-
tate auf die Arbeits- und Sozialordnung
empfunden. Hier wurden sogar Verfas-
sungsgrundsätze derart massiv at-
tackiert, dass das Verfassungsgericht 13
Referenden sowie das rassistisch ge-
prägte Referendum der Lega Nord be-
züglich Einwanderern nicht zuließ. Da-
mit sind eine Reihe gravierender Vorha-
ben gekippt worden, darunter die unbe-
schränkte Zulassung von befristeten Ar-
beitsverhältnissen, Teilzeit und Heimar-
beit; die Aufhebung von obligatorischer
Krankenversicherung, obligatorischer
Unfallversicherung sowie öffentlicher
Arbeitsvermittlung zugunsten der Mög-
lichkeit privater Lösungen.

Aber auch nach der Entscheidung des
Verfassungsgerichts bleiben einschnei-
dende Vorhaben auf der Tagesordnung.
Beim Arbeits- und Sozialrecht zwei: Ein
Referendum bezweckt die Abschaffung
des Art. 18 des Arbeiterstatuts von 1970,
das damals Folge und Errungenschaft
des „Heißen Herbstes“ von 1969 war.
Hier wollen die Radikalen (unterstützt
vom Industriellenverband Confindu-
stria) die Pflicht zur Wiedereinstellung
nach ungerechtfertigter Kündigung zu
Fall bringen.Stattdessen soll nur noch ei-
ne finanzielle Entschädigung des Betrof-
fenen erfolgen.Eine Rückkehr an den Ar-
beitsplatz soll demnach selbst dann aus-
geschlossen werden, wenn ein Arbeits-
richter die Unrechtmäßigkeit einer Kün-
digung feststellt. Das heißt, jeder Arbeit-
geber könnte sich von jeder uner-
wünschten Person ohne Möglichkeit der
rechtlichen Gegenwehr trennen, allein
um den Preis einer finanziellen Abfin-
dung; wobei keineswegs etwa ab-
schreckende Beträge vorgesehen sind.

Die Auswirkungen auf die gewerk-
schaftliche Organisierung und über-
haupt Interessenvertretung wären
enorm. In den Augen der Linken und der
Gewerkschaften stünden damit die Er-
rungenschaften aus Jahrzehnten Arbei-
terbewegung in Frage. Aber auch weite-
re gesellschaftliche Kreise empfinden ei-
ne solche Lizenz zum Kündigen als An-

griff auf die Rechte der Person. Aktuelle
Umfragen nennen eine Mehrheit von
60% gegen diesen Plan der Radikalen.

Das zweite zugelassene Referendum
im Bereich Arbeits- und Sozialrecht hät-
te wohl – im Falle eines Erfolgs – zunächst
weniger praktische als symbolische Wir-
kungen.Es geht um die Einbehaltung der
Gewerkschaftsbeiträge „an der Quelle“
und im Zusammenhang mit Sozialversi-
cherungsabzügen. Hier haben die Radi-
kalen schlampig redigiert und sich an-
scheinend auf ein falsches Gesetz bezo-
gen, so dass sich nach allgemeiner Ein-
schätzung praktisch nicht viel ändern
würde. Aber es ließe sich doch mit einem
entsprechenden Ergebnis den Gewerk-
schaften bzw. dem Koalitionsgedanken
ein Hieb versetzen.

Komitees für das Nein

Gegen die Referenden, besonders die ar-
beits- und sozialrechtlichen, haben sich
landesweit, regional und auch betrieb-
lich Komitees gebildet, in denen Ge-
werkschaften und andere gesellschaftli-
che Kräfte mitarbeiten.Die Komitees in-
formieren auf Versammlungen, sammeln
Unterschriften gegen die Vorhaben und
organisieren Aktionen. Tausende haben
schon im Januar, vor allem in Piemont,
aus Protest die Arbeit niedergelegt, mit
Schwerpunkt in der Metallindustrie. Als
der Vorsitzende des Metallindustriellen-
verbands, Pininfarina, die Zulassung des
Kündigungsreferendums feierte („Von
den Sozial-Referenden wurde das be-
deutungsvollste zugelassen“) legten die
Beschäftigten von Pininfarina in Grug-
liasco eine Stunde die Arbeit nieder und
zogen im Protest durch das Werk.

Es ist damit zu rechnen, dass ver-
schiedene politische Kräfte versuchen
werden, den Referenden mit Gesetzesän-
derungen zuvorzukommen (ändert sich
das Gesetz, auf das sich ein Referendum
bezieht, würde das Referendum hinfäl-
lig). Schon liegen verschiedene Gesetz-
entwürfe vor, die den Schutz vor unge-
rechtfertigten Kündigungen lockern
wollen und die Zustimmung des Indu-
striellenverbands Confindustria finden.
Auch so könnte das Anliegen dieses Re-
ferendums gefördert werden – ohne das
Risiko dessen Scheiterns.

Nicht nur in Italien, auch internatio-
nal dürfte das Kapital mit Interesse ver-
folgen,wie diese Auseinandersetzung um
das Kündigungsrecht ausgeht. Um so
mehr verdient der Widerstand gegen das
Vorhaben Beachtung und Unterstüt-
zung. rok



Am 24.2. wurde im  Staatsgefängnis von
Huntsville die 62-jährige Betty Lou Beets
mit einer Giftinjektion hingerichtet. Der
texanische Gouverneur und republikani-
sche Präsidentschaftskandidat Bush ver-
antwortet damit 120 Hinrichtungen.Geg-
ner der Todesstrafe haben sich nun zu ei-
ner Kampagne zusammengefunden, die
Bush auf allen seinen Wahlkampfveran-
staltungen mit der Forderung nach Ab-
schaffung der Todesstrafe konfrontieren
will. Derweil bröckelt die Front der To-
desstrafenbefürworter.Nachdem Studen-
ten durch Untersuchung von Urteilen in
Illinois u.a. herausfanden, dass 14 Men-
schen unschuldig zum Tode wurden, be-
schloss der Gouverneur des Bundesstaa-
tes, ein Republikaner, die Vollstreckung
der Todesstrafe an den insgesamt 150
Menschen in den Todeszellen von Illinois
auszusetzen. Der Stadtrat von Philadel-
phia, der Hauptstadt von Pennsylvania,
verabschiedete Anfang Februar eine Re-
solution, mit der er ein Todesstrafen-Mo-
ratorium befürwortete. Allein in Phila-
delphia sitzen 126 zum Tode Verurteilte in
den Todestrakten. Seit dem 22.2. führt der
Justizausschuss des Senats von Pennsyl-
vania eine Anhörung über ein Moratori-
ums-Gesetz durch – deshalb ist die Reso-
lution aus Philadelphia sehr wichtig.
Ähnliche Gesetze sind in Oklahoma, Wa-
shington, New Jersey, Maryland und
Alabama in der parlamentarischen Bera-
tung.

Kuba: Regierung weist Spionagevor-
wurf zurück – USA wiesen
kubanischen Funktionär aus
(pl-Poonal). Die kubanische Regierung
hat erneut abgestritten, dass ein Funk-
tionär der US-amerikanischen Migrati-
onsbehörde für sie spioniert und mit der
kubanischen Interessenvertretung in den
USA zusammengearbeitet habe. „Nie-
mals seit der Gründung der Interessen-
vertretung unter der Regierung von James
Carter hat diese Mission irgendeine Ge-
heimdiensttätigkeit durchgeführt“, so
„Granma“. Die betreffenden Behörden
hätten von Anfang an kategorische Be-
fehle bekommen, ihre Arbeit „nicht auf
diesem Weg“ vorzunehmen. Die USA be-
stehen unterdessen auf der Ausweisung
des kubanischen Vizekonsuls José Impe-

ratori. Falls dessen Regierung ihn nicht
zurückziehe, werde er alle „Immunitäten
und Privilegien“ verlieren. Unterdessen
kündigte Imperatori an, er werde sich den
Vorwürfen in den USA stellen und bis zu
seiner Rehabilitierung in einen Hunger-
streik treten. Kurze Zeit später erklärte
das US-Außenministerium, der zur uner-
wünschten Person erklärte kubanische
Funktionär sei über Kanada nach Havan-
na abgeschoben worden.

Lateinamerikas Linke sucht
neue Wege
In Managua trafen sich Vertreter von
Linksparteien aus aller Welt zum
Sao-Paulo-Forum. Das  Treffen stand un-
ter der Losung „Für eine neue Linke in
Lateinamerika – Der Kampf geht weiter“.
Eine Mehrheit der sozialistischen, kom-
munistischen und linksrevolutionären
Parteien und Bewegungen, die dort zu-
sammenarbeiten, will ihrer Kooperation
eine neue Akualität geben.Vor zehn Jah-
ren als Diskussionsrunde gegründet, die
nach dem Zusammenbruch des Realso-
zialismus neue Ansätze suchte, ist das
Sao-Paulo-Forum inzwischen zu einem
wichtigen repräsentativen Gremium in
Südamerika geworden. Längst strahlt es
auch auf andere Regionen aus, was nicht
zuletzt die stärkere Teilnahme europäi-
scher Linksparteien wie der KP Frank-
reichs, der Vereinigten Linken aus Spani-
en,der schwedischen Linkspartei oder der
PDS zeigte. – Bei aller Gemeinsamkeit
wurde engagiert gestritten.Etwa darüber,
ob das Forum Diskussionsklub bleiben
solle oder ob man zu einer Art Exekutiv-
komitee kommt, dem auch bestimmte
Rechte übertragen werden. Ein anderer
Debattenpunkt war, wie sich das Verhält-
nis zwischen Parteien und sozialen Bewe-
gungen gestalten soll. Unterschiedliche
Positionen gibt es zur Frage, ob die Linke
heute allein in der Lage sei, parlamenta-
rische Mehrheiten zu erobern. Nicht alle
Parteien können sich mit dem Konzept
der Mitte-Links-Bündnisse anfreunden,
zumal dieser Prozess auch mit erhebli-
chen Rückschlägen verbunden ist. In Ni-
karagua wurde jetzt vereinbart,im Herbst
dieses Jahres unter der Ägide der linken
Fraktion im Europaparlament ein Treffen
lateinamerikanischer und europäischer
Formationen in Brüssel durchzuführen.

USA: Zwangsarbeiter klagen gegen
japanische Firmen
Ehemalige Sklavenarbeiter haben im ka-
lifornischen Santa Anna japanische
Großkonzerne auf Entschädigung ver-
klagt. Nach Rundfunkberichten werden
in der Sammelklage Firmen wie Mitsub-
ishi International und Mitsui & Co be-
schuldigt,während des Zweiten Weltkrie-
ges Hunderttausende Chinesen, Vietna-
mesen und US-amerikanische Kriegsge-
fangene brutal ausgebeutet und zu ge-
fährlichen Arbeiten gezwungen zu haben.
Japanische Unternehmen müssten wie

deutsche Firmen die Verantwor-
tung für ihre Gräueltaten über-
nehmen. In der Klage werden Ent-
schädigungen in Höhe von mehreren
Milliarden Dollar verlangt. Nach den Ge-
setzen in Kalifornien können Zwangs-
und Sklavenarbeiter des Zweiten Welt-
krieges bis zum Jahre 2010 Zivilklagen
einreichen. Die Lebensgeschichten der
Zwangsarbeiter seien voll von »unermes-
slichem Grauen«, sagte der jetzt in Kali-
fornien lebende Kläger Shang-Ting Sung.
(Quelle: EPD)

FBI mit eigenem Büro in Budapest
Die US-Bundespolizei FBI plant, im März
in der ungarischen Hauptstadt ein eige-
nes Büro zu eröffnen. Damit wird das FBI
erstmals im Ausland offiziell mit einer
Niederlassung vertreten sein. Nach Mel-
dungen amerikanischer Medien werden
die FBI-Agenten in Budapest erstmals als
vollwertige Ermittler auftreten, Waffen
tragen und gemeinsam mit ungarischen
Polizisten Verhaftungen vornehmen.
„Beispiellos“, nannte Thomas Fuentes,
der Chef der FBI-Abteilung für die
Bekämpfung des organisierten Verbre-
chens laut New York Times die Kompe-
tenzen, die den Agenten eingeräumt wer-
den sollen.Die ungarische Regierung hat-
te um die Unterstützung gebeten. Sollte
sich das ungarische Modell „bewähren“,
so könnte es in anderen Ländern -etwa in
den baltischen Staaten, Nigeria und Süd-
afrika – Nachahmer finden. (Quelle: Fi-
nancial Times)

Krise in Kroatien 
Schon kurz nach seinem Wahlsieg erklär-
te der neue kroatische Präsident Mesic,
die ökonomische Lage Kroatiens sei noch
viel schlechter als befürchtet. Minister-
präsident Racan wurde bei seinen Besu-
chen in Brüssel und Berlin Mitte dieses
Monats noch deutlicher.Nach seinen Wor-
ten steht das Land kurz vor einem öko-
nomischen Kollaps.Das Programm seiner
Regierung, in dem die Forderungen der
USA und der EU hinsichtlich der Demo-
kratisierung Kroatiens und der Durch-
führung von Wirtschaftsreformen weitge-
hend berücksichtigt seien, lasse sich nur
realisieren,wenn ausländische Finanzhil-
fe ausreichend. Die katastrophale wirt-
schaftliche Situation hat auch eine
schwere soziale Krise zur Folge. So ist die
Zahl der Arbeitslosen von 251 000 1993
auf 336 000 1999 gestiegen. Die Arbeits-
losenrate liegt bei 20,4 %. Hinzu kommen
noch 165000 Beschäftigte, die seit mehr
als sechs Monaten keinen Lohn erhalten
haben.Inzwischen übersteigt die Zahl der
Rentenempfänger (935500) die der im zi-
vilen Sektor Beschäftigten. Nach Anga-
ben der Gewerkschaften erreichen bei ei-
nem Durchschnittseinkommen von 3041
Kuna (gut 700 Mark) fast 60% der Be-
schäftigten nicht das Existenzminimum
von 4464,74 Kuna für eine vierköpfige Fa-
milie. Zusammenstellung: hav
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KÖLN. Gerade begann sich der Protest gegen die
Streichung des Köln-Passes zu formieren, da re-
agiert  die neue Ratsmehrheit aus CDU, FDP und
OB Blum auch schon: mit einer  Vorverlegung der
Entscheidung auf die Ratssitzung am 29. Februar.
Die Initiativen, sozialen Einrichtungen und Partei-
en, die sich für den Erhalt des Köln-Passes einset-
zen, handelten prompt: Auch sie verlegten die
zunächst für März geplante Kundgebung auf den
29. Februar parallel zur Ratssitzung. Am Samstag
vorher fand dazu eine Aktion in der Stadt statt (sie-
he Bild) und überall werden Unterschriften gesam-
melt.Von einer Streichung des Passes wären 150000
Menschen betroffen, die ein niedriges Einkommen
oder Sozialhilfe beziehen. Sollte der Rat sich
mehrheitlich für einen solchen Eingriff aus-
sprechen,bliebe noch die Möglichkeit,ein Bür-
gerbegehren einzuleiten. – Lokalberichte Köln

Frauen ans Gewehr: Wir sagen nein!
Unterschriftensammlung der DFG-VK
MÜNSTER. Beim Frauentag am 8. März
wenden sich viele Veranstaltungen auch
gegen den Versuch, den Militärdienst für
Frauen als Gleichberechtigung zu ver-
kaufen. Verschiedene Gruppen sammeln
dagegen Unterschriften. Der Unter-
schriftentext,der über die Deutsche Frie-
densgesellschaft DFG-VK verbreitet
wird, enthält die folgenden Forderungen:
„Wir lehnen diese zutiefst friedensge-
fährdende Machtpolitik ab. Emanzipati-
on und Gleichberechtigung brauchen
kein Militär! Wir wenden uns gegen eine
Änderung des Grundgesetzes, die Frauen
zum ‚Dienst an der Waffe‘ bringen soll!
Stattdessen fordern wir •die tatsächliche
Gleichstellung in Familie, Beruf und zi-
viler Gesellschaft •kontrollierte Abrü-
stung und Umwandlung von Rüstungs-
produktion in zivile Produktion •Verbot
aller Rüstungsexporte •Friedenserzie-
hung an Schulen und Universitäten
•Friedens- und Konversionsforschung
an Hochschulen mit paritätisch besetz-
ten Lehrstühlen •Keinen Dienst an der
Waffe – weder für Frauen noch für Män-
ner!“ www.dfg-vk.de/aktionen

18. März – 2. Hearing des Tribunals
zum NATO-Krieg gegen Jugoslawien
BERLIN/HAMBURG. Seit dem ersten öf-
fentlichen Hearing des Tribunals über
den NATO-Krieg gegen Jugoslawien En-
de Oktober in der Heiligen-Kreuz-Kirche
in Berlin haben ähnliche Veranstaltungen
in Rom, Paris, Brüssel und Wien stattge-
funden. Anfang Februar ist auch das
Buch „Die Wahrheit über den NATO-
Krieg in Jugoslawien“ erschienen, das im
wesentlichen die Redebeiträge auf dem
ersten Hearing wiedergibt.Vorgesehen ist
jetzt für den 18. März in Hamburg oder
Berlin ein zweites Hearing, auf dem vor
allem die Verantwortung der deutschen
Regierungsvertreter und der NATO-Re-
präsentanten für den Krieg und die be-
gangenen Kriegsverbrechen untersucht
werden soll. Anfang Juni soll dann pa-
rallel mit dem US-amerikanischen Tri-

bunal das europäische Tribunal stattfin-
den. Gegenstand der Anklage sind alle
Bereiche der Kriegführung und ihre Fol-
gen. – Am 24. März, dem ersten Jahrestag
des Kriegsbeginns durch die NATO, sind
Gedenk- und Informationsveranstaltun-
gen in vielen Orten vorgesehen. Auch bei
den Ostermärschen wird der NATO-
Krieg,seine Folgen und die neue deutsche
Politik der militärischen Intervention
Gegenstand der Proteste sein.

www.ivvdn.de/antifa/0003

Menschenunwürdige Polizeirazzien
gegen ausländische Prostituierte
FRANKFURT. Doña Carmen e.V. – Verein
für soziale und politische Rechte von
Prostituierten protestiert gegen die jüng-
ste Razzia im Bordell Elbestraße, bei der
35 bis 40 Frauen, die ausländisch aussa-
hen, verhaftet wurden: „Razzien werden
die Prostitution ausländischer Frauen
nicht beseitigen, sondern sie nur noch
weiter in die Illegalität, nämlich aus der
Bordellprostitution in die Wohnungspro-
stitution treiben. Für Gesundheitsauf-
klärung und soziale Betreuung werden
diese Frauen dann immer weniger er-
reichbar sein.“ Unter den in der Bordell-
prostitution arbeitenden Frauen organi-
siert Doña Carmen eine Unterschriften-
aktion: „Sofortige Freilassung aller in-
haftierten Frauen! Stopp der Abschie-
bung ausländischer Prostituierten!
Rücknahme sämtlicher Ausweisungsver-
fügungen aufgrund der Arbeit in der Pro-
stitution! Schluss mit den Razzien gegen
die Frauen! Entkriminalisierung der
Prostitutionsmigration!“ fi

Protestaktion gegen das geplante
neue Hochschulgesetz in NRW
ESSEN. Unter einem Offenen Brief sam-
melt der AStA der Uni GHS Essen der-
zeit Unterschriften, mit denen die Land-
tagsabgeordneten aufgefordert werden,
im kommenden Monat gegen den Ent-
wurf für ein neues NRW-Hochschulge-
setz zu stimmen. „Dieses Gesetz wird da-
zu führen, die Hochschulen massiv zu
entdemokratisieren.Die begrenzte Parti-

zipation, die bisher die Gruppenuniver-
sität den Studierenden garantierte, wird
faktisch abgeschafft und durch ein auto-
ritäres System des einsam entscheiden-
den Rektorates ersetzt. Dies ist nicht nur
ein Problem für Studierende, weil in Zu-
kunft auch gegen ihr ausdrückliches Vo-
tum zum Beispiel der/die RektorIn ge-
wählt, Fachbereiche geschlossen und
ProfessorInnen berufen werden können.
Vielmehr läuft die Entdemokratisierung
auch dem Bemühen um die Beseitigung
von Verkrustungen an der Hochschule
entgegen.“ Lokalberichte Essen

Bündnis gegen Rechts demonstrier-
te gegen Provokation von Rechts
BERLIN. Rechtsradikale beabsichtigten
am Sonnabend in Berlin den 70.Todestag
des SA-Sturmführer Horst Wessel zum
Anlass für eine rechte Provokation zu
nutzen. Die Veranstaltung war vom Ver-
waltungsgericht untersagt worden, da
ein bekannter Rechtsextremist der An-
melder war. Die Rechten wollten mit 500
Teilnehmern im Zentrum Berlins auf-
marschieren und auf dem Friedhof am
Grab Wessels Kränze niederlegen. Mit
Trauerflor, Landsknechtstrommeln und
schwarz-weiß-roten Fahnen sollte der
SA-Mann geehrt werden. Gegen das Ver-
bot waren Anwälte der Rechten vorge-
gangen, was aber vom Oberverwaltungs-
gericht mit der Begründung abgelehnt
wurde, dass mit der Art der Ehrung „der
Eindruck erweckt werde, die SA sei wie-
derbelebt und wieder auferstanden.“
Nicht auszuschließen wäre, dass das
Horst-Wessel-Lied gesungen würde und
straffällige Anhänger rechter Kamerad-
schaften erwartet wurden, was zu weite-
ren Straftaten führen könnte. Eine Hul-

WW II DD EE RR SS TTAA NN DD
LL

OO
KK

AA
LL

EE
RR

Zu Fuß durch 
Kölle?
Nein, Danke!
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digung Wessels käme einer Verherrli-
chung rechter Gesinnung und der natio-
nalsozialistischen Diktatur gleich.

PDS- und Grünen-Vertreter zeigten
sich überrascht, dass das Gericht mit ei-
ner so ausführlichen Begründung des Ur-
teils hervorgetreten war. Der PDS-Abge-
ordente Steffen Zillich führte das auf die
zunehmend stärker werdende öffentliche
Diskussion und den daraus auf die Ge-
richte und den Innensenat resultierenden
Druck zurück. Der PDS-Abgeordnete
Freke Over äußerte sich skeptisch und
hielt an der Absicht fest, mit dem Bünd-
nis gegen Rechts sich in der Öffentlich-
keit zu zeigen, um den Platz links zu be-
setzen.

Mit einer vorsorglichen Besetzung  von
ca.100 vorwiegend jüngeren Teilnehmern
wurde auf dem Platz der Vereinten Na-
tionen  in Berlin eine Kundgebung gegen
die geplante rechte Provokation durch-
geführt. Während der Kundgebung wur-
den weitere Aktionen gegen Rechts be-
kannt gegeben. Dazu gehört eine Akti-
vität des demokratischen Aktionsbünd-
nisses gegen die von Rechts geplante Ver-
anstaltung anlässlich des Jahrestages des
Anschlusses Österreichs am 12. März an
das faschistische Deutschland. Von den
Teilnehmern der Kundgebung wurde die
unmissverständliche Forderung ausge-
sprochen, dass die PDS ihren Beitrag lei-
sten muss, den Protest gegen alte und
neue Nazis energischer zusammenzu-
führen. abe

Initiative „Europa ohne Rassismus“
in Berlin gegründet
BERLIN. Eine „Berliner Initiative: Euro-
pa gegen Rassismus“ will am 12.März am
Brandenburger Tor in Berlin ein deutli-
ches Zeichen gegen Rechts setzen. Die
Initiative ist eine Gemeinschaftsaktion
der Fraktionsvorsitzenden der PDS, Ha-
rald Wolf, und der Grünen, Renate
Künast, dem SPD-Landesgeschäftsfüh-
rer Ralf Wieland, dem Vorsitzenden der
Jüdischen Gemeinde,Andreas Nachama,
und des DGB-Landesvorsitzenden
Scholz.Der Pariser Platz dürfe nicht zum
Aufmarschgebiet von Rechtsradikalen
und Neonazis werden. Nicht nur Er-
klärungen und Gegendemonstrationen
seien geeignet, gegen das Anwachsen
rechtsextremer Provokationen vorzuge-
hen. Ein breites gesellschaftliches Bünd-
nis gegen Rechts sei erforderlich, erklär-
ten die PDS-Abgeordneten Zillich und
Seelig. Gespenstische Aufmärsche Rech-
ter an geschichtsträchtigen Orten nann-
ten sie unerträglich. Das Verbot solcher
rechter Manifestationen sei erforderlich
und richtig. Allerdings dürfe das nicht
halbherzig geschehen wie aus Anlass des
Aufmarsches rechter Kräfte Ende Janu-
ar am Brandenburger Tor. Die PDS wen-
det sich gegen die Absicht des Innense-
nates, rechte Aufmärsche zum Anlass für
die Einschränkung des im Grundgesetz
verankerten Versammlungs- und Demon-
strationsrechtes zu nehmen.Anders sei es

mit den Provokationen rechter Kräfte,
die gegen Recht und Gesetz verstoßen.
Die PDS wende sich strikt gegen die Ab-
sicht des Innensenators, eine Debatte um
das Demonstrationsrecht zu führen.

Die PDS fordert eine strikte Handha-
bung des Gesetzes gegen rechte Kräfte.
Es werden Ergebnisse der Ermittlungen
gegen festgesetzte Gesetzesverletzer er-
wartet. Wo bleiben die Ergebnisse poli-
zeilicher Ermittlungen gegen das Tragen
verbotener Flaggen, gegen das Kritzeln
rechter Parolen, wo sind die Videoauf-
nahmen von der Demo der Rechten am
Brandenburger Tor? Linke Demos wer-
den regelmäßig und systematische ge-
filmt.Die „Berliner Initiative“ will – auch
angesichts der Entwicklung in Österreich
– ernst machen mit dem Kampf gegen
Rechts. Die Rechten werden zunehmend
aktiver. Einer weiteren Eskalation muss
von allen gesellschaftlichen Kräften ein
Riegel vorgeschoben werden. abe

Schönbohm (CDU) sprengt Bündnis
gegen Gewalt, Rechtsextremismus
und Fremdenfeindlichkeit
POTSDAM. Mittlerweile wird deutlich,
was Innenminister Brandenburgs (CDU),
Jörg Schönbohm, beabsichtigte, als er im
Koalitionsvertrag mit der SPD durch-
setzte,den Kampf gegen den „politischen
Extremismus“ schlechthin zu führen. In
der Kriminalstatistik 1999 wird aufgelis-
tet, dass Straftaten mit linksextremen
Hintergrund nach Rechnung des Innen-
ministeriums sich von 23 auf 46 verdop-
pelt hätten. Betrachtet man allerdings
Straftaten rechter Prägung, liegen die in
Brandenburg – zwar etwas reduziert (von
184 im Jahre 1998 auf 145 1999) – nach
wie vor unverhältnismäßig hoch. So
kommt der Bericht nicht umhin festzu-
stellen, dass Brandenburg einen Platz
„im vorderen Bereich“ einnehme.Schön-
bohm allerdings fokussiert „Links“ und
bezeichnet diese Tendenz als wesentlich
gefährlicher.

Der Feststellung folgten Taten. Der In-
nenstaatssekretär Eike Lancelle setzte
auf einer jüngsten Tagung des Aktions-
bündnisses gegen Gewalt, Rechtsextre-
mismus und Fremdenfeindlichkeit einen
Beschluss über die neue Ausrichtung
durch. Danach soll das Bündnis künftig
verstärkt gegen den Linksextremismus
vorgehen, was von den Mitgliedern des
Vorstandes mehrheitlich gebilligt wurde.

Dem Bündnis, das seit 1997 existiert,
gehören über 30 Verbände, Gewerkschaf-
ten,Kommunen und Kirchenvertreter an.
Streit um Inhalt und Vorgehensweise des
Bündnisses gab es schon im vergangenen
Sommer.Auslöser  vor der Landtagswahl
1999 war die Absicht einiger Mitglieder
des Bündnisses, in einem Brief an die
Bürger des Landes dazu aufzurufen, der
rechtsextremen DVU auf keinen Fall ih-
re Stimme zu geben. Innen- und Bil-
dungsministerium, die ebenfalls Mitglie-
der sind, verhinderten diese Initiative.

Der nun gefasste Beschluss führt zur

Vertiefung der Auseinandersetzung. Ei-
nige Mitglieder des Bündnisses sehen den
Grundkonsens gegen Rechtsextremis-
mus und Fremdenfeindlichkeit aufge-
kündigt und drohen mit ihrem Austritt,
wenn die neue Ausrichtung aufrecht er-
halten wird. Sowohl der DGB als auch
der Sportbund erwägen diesen Schritt.
Auch andere Verbände wie der Landes-
flüchtlingsrat und die Evangelische Ju-
gend in Berlin/Brandenburg überlegen
die Zweckmäßigkeit ihrer weiteren Teil-
nahme im Bündnis. Sie betrachten den
Beschluss als nicht akzeptabel, da er die
Situation im Land Brandenburg verwäs-
sert und von den tatsächlichen Proble-
men der Zunahme rechtsextremistischer
Tendenzen ablenkt. Der DGB-Landes-
vorsitzende Scholz erklärte, dass damit
suggeriert werde, dass Rechts- und
Linksextremismus gleichgewichtige Er-
scheinungen sind, was der realen Lage
widerspreche und nur „ein Feigenblatt
für eine verfehlte Innenpolitik“ sei.

Der PDS-Abgeordnete Michael Schu-
mann forderte indessen Regierungschef
Stolpe auf,sich mit einem klaren Wort zur
weiteren Ausrichtung des Bündnisses als
Zusammenschluß gegen Rechts zu
äußern. abe

Zwei verschiedene Aktionen gegen
die Schulpolitik in Bayern
MÜNCHEN. „Feuer und Flamme gegen
Zensuren“ lautete das Transparent, das
während einer symbolischen Zeugnis-
verbrennung der SchülerInnen-Initiati-
ve München (SIM) am 18. Februar auf
dem Stachus aufgespannt war. „Noten
berücksichtigen nicht, ob jemand etwas
nur schnell auswendig gelernt oder wirk-
lich verstanden hat“, so eine der Aktiven.
In der SIM arbeiten SchülerInnen aus
zehn Münchner Gymnasien mit.

Gegen eine verschärfte Auslese schon
ab der 4. Klasse durch die geplante Ein-
führung  der 6-stufigen Realschule (R6)
wandte sich das Volksbegehren „Die bes-
sere Schulreform“, für das sich vom 15.
bis 28. Februar 890.000 Menschen ein-
tragen mußten, um einen Volksentscheid
zu erzwingen. Leider kamen die notwen-
digen Unterschriften nicht zustande. Die
Initiatoren schreiben dies auch den
schlechten Öffnungszeiten der Eintra-
gungsstellen und der aggressiven sowie
kostspieligen Werbekampagne der
Staatsregierung für die R6 zu. baf
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Dokumentiert: ÖTV Brandenburg 
28. Januar 2000

Hände weg vom 
Kita-Gesetz
Es geht um die Zukunft
unserer Kinder

Ausgerechnet auf Kosten der Kinder
möchte die Große Koalition in Bran-
denburg ihren Haushalt sanieren. 25
Millionen Mark will die Regierung in
diesem Jahr bei den Kitas einsparen, 68
Millionen Mark im nächsten Jahr. Die-
se massiven Kürzungen lehnt die Ge-
werkschaft ÖTV entschieden ab.

Eine Verringerung der staatlichen
Zuschüsse führt zwangsläufig zu kür-
zeren Öffnungszeiten, der rechtliche
Anspruch auf einen Kitaplatz wird
massiv beschnitten. Dadurch wird es
gerade für Frauen immer schwieriger,
Kinder und Beruf miteinander zu ver-
einbaren. Wer die Kita-Betreuung ein-
schränkt, handelt extrem frauenfeind-
lich, denn er drängt berufstätige Frau-
en wieder zurück an den Herd.

Schon in der Vergangenheit waren
Erzieherinnen immer wieder auf Grund
von Sparmaßnahmen zu einer Reduzie-
rung ihrer Arbeitszeit gezwungen, um
Entlassungen zu verhindern. Da heute
die Standard-Arbeitszeit in den Kitas
bereits bei 32 Stunden liegt,ist eine wei-
tere Stundenreduzierung nicht mehr
möglich. Das bedeutet: Die neuerliche
Spar-Runde würde für rund 1.400 Er-
zieherinnen unweigerlich den Verlust
ihres Arbeitsplatzes zur Folge haben.

Wir rufen die Beschäftigten in den
Kitas und alle betroffenen Eltern auf,
sich mit uns für den Erhalt der Mindest-
Standards in den Kitas einzusetzen. Es
geht um die Zukunft unserer Kinder.

Ottmar Hinz 

Gegen eine Politik der sozialen Kälte –
„Jugendpolitik ist für die Landesregie-
rung ein zentrales Thema. Die Landes-
regierung will den Kindern und Ju-
gendlichen, die in Brandenburg auf-
wachsen, eine Zukunft bieten.“ So
schön formulierte die neue schwarz-ro-
te Landesregierung ihre Regierungser-
klärung. Doch die Tinte auf dem Papier
war noch nicht trocken, da holte die
Große Koalition zum Schlag gegen die
Kindertagesstätten im Lande aus. Die
Landeszuschüsse von derzeit 320 Mil-
lionen Mark sollen in diesem Jahr um
25 Millionen, ab 2001 sogar um 68 Mil-
lionen Mark gekürzt werden. Mit ande-
ren Worten: „angemessen“ bedeutet für
die Regierung eine Kürzung der Lan-
deszuschüsse um fast ein Viertel. Weil
die Städte und Gemeinden diese Lücke
nicht schließen können, führt ein ver-
ringerter Landeszuschuss zwangsläufig

Erstaunlicher-
weise wurden in

Baden-Württem-
berg die Personalko-

stenzuschüsse erhöht. Ursache ist ein
neues System: Wurden bisher die wirkli-
chen Personalkosten, also die Stellen des
Fachpersonals bezuschußt, so werden
heute die Kindergruppen je nach Ein-
richtungsart zur Berechnungsgrundlage
genommen. Für Stuttgart bedeutete dies,
daß es 1999 2,2 Millionen DM mehr vom
Land erhielt. Da für altersgemischte
Gruppen der höchste Zuschuß gilt, steht
Stuttgart relativ gut da, denn hier wird
schon seit Jahren auf Altersmischung
hingearbeitet.

In ländlichen Gebieten wurden
schnellstens Betriebsformenmischungen
installiert, ohne vorheriges Konzept,weil
auch Gruppen, in denen Ganztagesbe-
treuung und Regelbetreuung (in Ba-Wü
bedeutet das noch Zeiten von ca. 8 bis 12,
und 14 bis 16 Uhr) und veränderte Öff-
nungszeiten (ca. 7.30 bis 13.30) höhere
Zuschüsse bekommen. Erzieherinnen
wurden oft vom Träger vor vollendete
Tatsachen gestellt und mit neuen Dienst-
plänen,oft größeren Gruppen und Raum-

problemen, völlig allein gelassen. Die
Öffnungszeiten wurden zwar verlängert,
was sicher auch im Interesse der Eltern
ist, aber es wurde nicht mehr Personal
eingestellt. Die Beschäftigten tragen die
Last, während die Träger die höhere Be-
zuschussung kassieren.

In Stuttgart hat sich die Erhöhung der
Zuschüsse durchaus positiv ausgewirkt.
Es gibt jetzt endlich eine garantierte Vor-
und Nachbereitungszeit auch in den
Ganztageseinrichtungen, es wurden 20
Stellen mehr geschaffen, die Leitungs-
freistellung wurde teilweise verbessert,
und es gibt Gelder für besonders innova-
tive Projekte einzelner Einrichtungen.

Allerdings ist die ÖTV zu Recht auf der
Hut, denn die Finanzierung wirkt in
Städten und ländlichen Gebieten unter-
schiedlich, dies gilt es im Auge zu behal-
ten. Zudem gilt das Kindergartengesetz
und seine Richtlinien zur finanziellen
Ausstattung nur noch bis 31.12.2002,was
dann folgt, da ist Vorsicht geboten, denn
das Land möchte die gesamte Verantwor-
tung für die Kinderbetreuung an die
Kommunen abgeben.Wie die das dann al-
les noch finanzieren sollen, ist mehr als
unklar. (unb)

Baden-Württemberg

Qualitätsoffensive für Stuttgarter
Kindertagesstätten

Die nieder-
sächsische Lan-

desregierung will
nach eigenen Angaben das von 687.000
BürgerInnen unterstützte Volksbegehren
„Nicht kürzen bei den Kurzen“ für un-
zulässig erklären. Die endgültige Ent-
scheidung soll in den nächsten Tagen be-
kannt gegeben werden. Das von Eltern-
initiativen eingeleitete Volksbegehren
soll die Versorgungsstandards für Kin-
dertagesstätten sichern. Die Landesre-
gierung sieht darin einen unzulässigen
Eingriff in den Landeshaushalt. Die In-
itiatoren haben bereits angekündigt,dass
sie gegen eine Ablehnung Klage einlegen
werden. Hier eine kurze Zusammenfas-
sung der Gründe für das Volksbegehren.

Die niedersächsische Landesregie-

rung hat im Januar 1999 die über das Ge-
setz und entsprechende Durchführungs-
verordnungen gesetzlich geregelten Min-
deststandards für Kindertagesstätten
zum 1.August 1999 aufgehoben.Aber: Ei-
ne gesetzliche Regelung ist selbst nach
der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts notwendig. Nach heftig-
sten Widerständen aus Bevölkerung und
Fachwelt wurden Verhandlungen am
Runden Tisch ohne Beteiligung der In-
itiatorInnen des Volksbegehrens zwi-
schen Landesregierung, kommunalen
Spitzenverbänden, Kirchen, Gewerk-
schaften, Elternvertretungen und freien
Trägern geführt. Daraufhin hat das nie-
dersächsische Kultusministerium am 20.
September 1999 sogenannte Richtlinien
für Kindertagesstätten erlassen, die

Zulässigkeit des Volksbegehrens Kindertagesstätten in 
Niedersachsen mit 687.000 Unterschriften beantragt.

Das Wohl des Kindes ist nicht 
beliebig veränderbar !

Fortsetzung Seite 14
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dazu, dass sich der Standard der Kin-
derbetreuung in Brandenburg drastisch
verschlechtern wird.

Die Mär von der Überversorgung im Lan-
de – Wohl um ihr schlechtes Gewissen zu
beruhigen und Protesten der betroffenen
Eltern und Erzieherinnen vorzubeugen,
bemühen Vertreter der Regierungskoali-
tion die Mär von der Überversorgung im
Lande. Auch manche Medien überneh-
men ungeprüft die regierungsamtlichen
Sprachregelungen. So schrieben die
Potsdamer Neuesten Nachrichten von
den „bundesweit teuersten Kita-Stan-
dards“ in Brandenburg. Sie führten an,
dass die Pro-Kopf-Ausgaben pro Kita-
platz in Brandenburg bei 123 DM lägen,
in Mecklenburg-Vorpommern nur bei 70,
in Thüringen bei 90, und in Sachsen bei
94 DM. Genauere Recherchen hätten zu
einem ganz anderen Ergebnis geführt.

Selbst Materialien aus dem hiesigen
Bildungsministerium ist zu entnehmen,
dass Brandenburg bei den Pro-Kopf-
Ausgaben für Kitas hinter Sachsen-An-
halt und Thüringen erst auf dem 3. Platz
der ostdeutschen Bundesländer liegt.
Rechnet man das in Sachsen gezahlte
Landeserziehungsgeld mit ein, so liegt
Brandenburg mit diesem Land gleich-
auf. Nach der geplanten Kürzung würde
Brandenburg auf den vorletzten Platz
unter den östlichen Bundesländern nach
Mecklenburg-Vorpommern rücken.

Zu berücksichtigen ist bei Verglei-
chen, dass derzeit neben Brandenburg
nur Sachsen-Anhalt allen Kindern bis 12
Jahren einen Rechtsanspruch auf eine
Kita-Betreuung gewährleistet. Und dort
liegt der Landeszuschuss mit 180 Mark
je Kitaplatz um fast 50 Prozent über dem
von Brandenburg. Sachsen-Anhalt, ein
Land mit ähnlich großer Bevölkerungs-
zahl und ähnlichen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, lässt sich die Ver-
sorgung seiner Kinder rund 150 Millio-
nen Mark mehr im Jahr kosten als Bran-
denburg. Und dennoch will Branden-
burg ausgerechnet hier den Rotstift an-
setzen.

Brandenburg ist Schlusslicht beim Per-
sonalschlüssel – Schon jetzt ist – wie
auch offizielle Stellen einräumen müs-
sen – das Land Brandenburg bundes-
weites Schlusslicht beim Personal-
schlüssel, also dem Verhältnis zwischen
der Zahl der Kinder und der Erzieherin-
nen. So kommt in den brandenburgi-
schen Kinderkrippen rein statistisch auf
sieben Kinder eine Erzieherin, in Sach-
sen kommt hingegen bereits auf sechs
und in Thüringen auf vier bis fünf Kin-
der eine Erzieherin. Selbst den gewiefte-
sten Rechnern im Ministerium ist klar,
dass eine weitere Vergrößerung der
Gruppen nicht mehr möglich ist. Des-
halb verfällt man auf andere Planspiele:
Variante 1: Man schränkt den Rechtsan-
spruch ein – Bisher konnten Eltern in den
meisten andern Bundesländern die

Brandenburger beneiden, denn hier gibt
es einen Rechtsanspruch für alle Kinder
bis 12 Jahre auf einen Kitaplatz. Künf-
tig solle der Rechtsanspruch nur noch für
Kinder von zwei bis zehn Jahren gelten,
heißt es aus dem Hause des Bildungsmi-
nisters. Die Bereitstellung von Plätzen
für Kinder bis zwei und über zehn Jah-
ren wäre dann in das Ermessen der
Behörden gestellt und die Eltern müs-
sten künftig ihre Bedürftigkeit nachwei-
sen.
Variante 2: Es werden preiswerte Alter-
nativangebote entwickelt – Ein Teil der
wegfallenden Krippenplätze soll durch
Plätze in Tagespflegestellen ersetzt wer-
den.Was sich rein rechnerisch gut anhört
– immerhin könnten auf diese Weise fast
20 Millionen Mark im Jahr gespart wer-
den – hat jedoch mehr als einen Pferde-
fuß. Erstens gibt es bislang in Branden-
burg noch gar keine Voraussetzungen für
alternative Tagespflege, zweitens gehen
die geringeren Kosten oft einher mit ei-
nem geringeren Standard in der Betreu-
ung. Mit anderen Worten: Allzu oft fehlt
den preiswerteren Tagespflegekräften
die pädagogische Qualifikation, wie sie
in Kitas vorausgesetzt werden kann.
Ähnlich sieht es bei dem Vorschlag aus,
für Kinder der 5. und 6. Klassen könnte
die Hortbetreuung durch eine Aufsicht
an der Schule ersetzt werden.
Variante 3: Die Betreuungszeiten wer-
den zusammengestrichen – Auch diese
Aussicht macht manche kühlen Rechner
im Ministerium heiß. 12 Millionen Mark
könnten durch kürzere Öffnungszeiten
jährlich eingespart werden,haben sie er-
mittelt. Bisher würden nur 30 Prozent
der Kita-Kinder weniger als acht Stun-
den täglich betreut. Das soll sich ändern.
Teilzeitarbeit oder Arbeitslosigkeit der
Eltern machten verkürzte Betreuungs-
zeiten möglich, heißt die schon fast zy-
nische Begründung. Schon hat die bran-
denburgische CDU den Vorschlag auf
den Tisch gebracht, dass Kinder von Ar-
beitslosen generell nur noch der zeitwei-
lige Aufenthalt in Kitas gestattet werden
solle. Planspiele aus dem Ministerium
sehen vor, dass Kinder im Vorschulalter
nur noch einen Rechtsanspruch auf 6
Stunden Betreuungszeit täglich haben
sollen und Kinder im Schulalter nur
noch auf vier Stunden. Werden generell
die Öffnungszeiten beschränkt, dann
wird es künftig nur noch einzelne
Schwerpunkt-Kitas mit ganztägiger
Öffnung geben.

Arbeitslosigkeit wird billigend in Kauf
genommen – Ganz gleich, wie die ge-
planten Kürzungen umgesetzt werden,
klar ist: Sie gehen auf Kosten der Eltern,
der Kinder und der Erzieherinnen. Ge-
genwärtig gibt es in den mehr als 2.000
öffentlich geführten Kitas rund 183.000
Plätze.Ein großer Teil davon würde weg-
fallen,wenn die geplanten Sparmaßnah-
men umgesetzt werden. Vielen Berufs-
tätigen oder Arbeit suchenden Eltern

würden dadurch berufliche Perspekti-
ven verbaut, vielen Kindern die Chance
auf eine kindgerechte und gute pädago-
gische Betreuung genommen.

Von den gegenwärtig mehr als 18.000
Beschäftigten in den öffentlichen Kitas
würden nach Berechnungen der ÖTV
rund 1.400 ihren Arbeitsplatz verlieren.
Schon heute arbeiten die meisten Erzie-
herinnen nur noch verkürzt.Viele haben
bei den Sparrunden der Vergangenheit
auf einen Teil ihrer Arbeitszeit und ihres
Einkommens verzichtet, damit andere
Kolleginnen ihren Arbeitsplatz behalten
konnten.Deshalb liegt die Standard-Ar-
beitszeit in den Kitas heute nur noch bei
32 Stunden.

Wer die gegenwärtigen Gehälter der
Erzieherinnen betrachtet, kann leicht
sehen, dass ein weiterer Stunden- und
damit Gehaltsverzicht nicht möglich ist.
Der Verdienst einer in Vollzeit beschäf-
tigten Erzieherin liegt bei etwa 3.500
Mark brutto, durch die verkürzte Ar-
beitszeit fehlen ihr davon bereits rund
700 Mark im Monat.

Die Beschäftigten der Kitas und die
Gewerkschaft ÖTV lehnen diese unver-
antwortlichen Kürzungsbeschlüsse ab.
Sie haben deshalb mobilisiert, um ihre
Ablehnung zu dokumentieren. Andere
Gewerkschaften,Verbände und nicht zu-
letzt viele betroffene Eltern haben sich
dem Protest bereits angeschlossen.

Wir appellieren gemeinsam an die Ver-
treter der Regierungsparteien, die ge-
planten Verschlechterungen des Kita-
Gesetzes in Brandenburg nicht zu ak-
zeptieren.

Kindertagesstätten sind soziale Lern-
orte und keine Verwahranstalten. Eltern
erhalten hier eine notwendige Unter-
stützung bei der immer schwieriger wer-
denden Aufgabe, ihre Kinder zu erzie-
hen. Dafür benötigen die Kitas eine aus-
reichende finanzielle und personelle
Ausstattung.

Argumente gegen Kürzungen und Sozi-
alabbau in Brandenburg – Die geplanten
Kürzungen des Landeszuschusses wer-
den zwangsläufig dazu führen, dass Per-
sonal abgebaut werden muss. Damit
würde sich die Qualität der pädagogi-
schen Arbeit in den Kitas weiter ver-
schlechtern.
• Weniger Personal bedeutet noch
größere Gruppen 
• Weniger Personal bedeutet mehr
Gruppenaufteilungen und -zusammen-
legungen 
• Weniger Personal bedeutet weniger
Außenaktivitäten 
• Weniger Personal bedeutet weniger
Beteiligung der Eltern 
• Weniger Personal bedeutet weniger
Zeit zur (Fort-)bildung
• Weniger Personal bedeutet, dass Kitas
immer mehr zu „Aufbewahrungsanstal-
ten“ werden 
• Weniger Personal bedeutet eine sin-
kende Attraktivität des Erzieherberufs
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CDU-Klientelpolitik:
STUTT-GART.Am vergangenen Donnerstag
wurde im Stuttgarter Gemeinderat der
Doppelhaushalt 2000/2001 verabschie-
det.Nach dem Willen der CDU als stärk-
ster Fraktion soll die Gewerbe- und
Grundsteuer um ca. 50 Mio. DM gesenkt
werden. Deckungsvorschläge für diese
Mindereinnahmen bestanden u.a. in der
Senkung des Stammkapitals der städt.
Wohnungsbauges. SWSG um 50 Mio.
DM, womit der soziale Wohnungsbau in
der Stadt weiter geschwächt würde,und
in Einsparungen durch die Verwaltungs-
reform (100 Mio. DM), die vor allem auf
Kosten der städtischen Beschäftigten
gehen. Zahlreiche kleinere Einsparun-
gen treffen die Bezieher von Sozialhilfe.
Mehrausgaben will die CDU im Nah-
und Individualverkehr tätigen, so für
den Bau eines Straßentunnels 60 Mio.
Millionenbeträge sollen die Bürgerhäu-
ser, die Schulen für Internetverbindun-
gen und die Vereine für Sporthallen- und
-plätzesanierungen erhalten.

Gegen „soziale Stadt“: SCHWEIN-
FURT. Die Stadtratsmehrheit hat einen
Antrag der SPD-Fraktion abgelehnt,der
auf die Nutzung von Bund-Länder- und
EU-Fördermitteln nach dem Bund-
Länderprogramm „Stadtteile mit be-
sonderen Entwicklungsbedarf – Die so-
ziale Stadt“ für den Ausbau der sozia-
len Infrastruktur in bestimmten Stadt-
vierteln abzielte. SPD-Stadträtin Mari-
anne Firsching beklagt, dass die Stadt
nur noch prestigeträchtige Großprojek-
te fördere, wie Schäfermuseum und Ta-
gungszentrum, die sich jedoch zur
Schuldenfalle entwickeln könnten, so
dass künftig kaum noch Spielraum für
freiwillige kommunale Leistungen blei-
be. Mit der Förderung solcher Projekte
will die Oberbürgermeisterin nach eige-
nem Bekunden den Umbau der Stadt
von der „Industriestadt zur Dienstlei-
stungsstadt“ befördern.

Wettbewerb im ÖPNV: MÜNCHEN.
Nach dem Hearing des Stadtrats zu die-
sem Thema stellt die Münchner ÖTV
fest: „Die Bundesregierung und das
bayerische Verkehrsministerium ma-
chen sich zu Totengräbern der kommu-
nalen Stadtwerke ... Die Umsetzung von
EU-Richtlinien erfolgt in Muster-
schüler-Manier.Während die Franzosen
ihre Verkehrsunternehmen schützen,
werden sie in Deutschland den EU-
Großkonzernen zum Fraß vorgeworfen
... Das bayerische Verkehrsministerium
hat offensichtlich kein Interesse daran,
dass sich kommunale Unternehmen er-
folgreich im Wettbewerb etablieren kön-
nen.“

Aktionstag der ÖTV: HAMBURG.
„Achtung Wettbewerb: wird der Nah-
verkehr gelb“ – unter diesem Motto
warb die ÖTV bundesweit für faire Wett-

bewerbsbedingungen im öffentlichen
Personennahverkehr. Die Gewerkschaft
befürchtet Sozial- und Lohndumping
durch eine ungeregelte Freigabe des
Wettbewerbs im Nahverkehr. „Wir wol-
len durchaus den Wettbewerb, aber zu
fairen Bedingungen“, sagte Wolfgang
Rose, Vorsitzender der ÖTV-Hamburg.
„Wir brauchen aber feste Regeln für die
Ausschreibung, damit nicht der billigste
Jakob den Zuschlag erhält“. Die ÖTV
fordert, dass in Ausschreibungen Min-
deststandards festgelegt werden für Al-
ter und Sauberkeit der Fahrzeuge,Kom-
fort und technische Ausstattung. Eben-
so sei darauf zu achten,dass ausreichend
qualifiziertes und zuverlässiges Perso-
nal eingestellt und Lenk- und Ruhezei-
ten, sowie die geltenden Tarifverträge
eingehalten werden.„Heute sind wir ge-
wohnt, dass die Hochbahn leise und ab-
gasarme Fahrzeuge anschafft und zu-
verlässiges und ausgeruhtes Personal
einsetzt. Wenn nur noch der Preiswett-
bewerb zählt,wird es damit vorbei sein“,
so Wolfgang Rose weiter.

Die ÖTV weist darauf hin,dass bei der
Hochbahn die Produktivität in den ver-
gangenen Jahren deutlich erhöht wor-
den sei. „Die Beschäftigten haben dazu
wesentlich beigetragen. Die Einkom-
mensstruktur wurde verändert, die Ar-
beit ist dichter und anstrengender ge-
worden. In den vergangenen drei Jahren
wurden allein bei der Hochbahn rund
1000 Stellen gestrichen.“

Gewerbesteuer: KÖLN. Das Präsidium
des Städtetages stellte fest, trotz einer
Reihe gravierender Bedenken sei die für
Personengesellschaften vorgesehene
Teilanrechnung der Gewerbesteuer auf
die Einkommensteuer ein gangbarer
Weg, weil die Gewerbesteuer als Haupt-
steuerquelle der Städte erhalten bleibe.
Die Teilanrechnung der Gewerbesteuer
dürfe jedoch auf keinen Fall auf Kapi-
talgesellschaften ausgedehnt werden.
Protest meldeten die Städte gegen die
Pläne zur Gewerbesteuerumlage an. Sie
soll nach bisher vorliegenden Informa-
tionen zu Gunsten von Bund und Län-
dern deutlich angehoben werden: be-
ginnend mit mindestens zwei Milliarden
DM im Jahr 2001 und weit über vier Mil-
liarden DM ab 2002. „Die Städte unter-
stützen grundsätzlich eine Steuerentla-
stung der Unternehmen.Die massive Er-
höhung der Gewerbesteuerumlage kön-
nen wir jedoch nicht akzeptieren. Die
Erhöhung beruht nicht auf nachprüfba-
ren Fakten, sondern lediglich auf Schät-
zungen. Die damit verbundenen Risiken
dürfen den Städten nicht zugemutet
werden“, sagte Städtetags-Präsident
Hajo Hoffmann. Schon heute bean-
spruchten Bund und Länder mit über 10
Milliarden DM Gewerbesteuerumlage
fast ein Fünftel des Gewerbesteuerauf-
kommens.

Zusammenstellung: ulj

Kommunale

Politikzukünftig dem Landesjugendamt als ein-
heitliche Handlungsgrundlage zur Ertei-
lung und Veränderung von Betriebser-
laubnissen für Kindertageseinrichtun-
gen dienen.

Die nun veröffentlichten Richtlinien
kann die Landesregierung jederzeit ein-
seitig, ohne vorherige Abstimmung im
Landtag, sowie ohne Anhörung der be-
troffenen Verbände festlegen, verändern
oder aufheben. Darüber hinaus bleiben
sie deutlich hinter den bisherigen Stan-
dards zurück und lassen zu, dass:
•Ausnahmen genehmigt werden können,
ohne dass Kriterien feststehen, auf deren
Grundlage über diese entschieden wer-
den soll.
• Eine Verschlechterung der Qualifika-
tion des Personals im Zweitkraftbereich
entsteht.
• Freistellungs- und Verfügungszeiten
für Vor- und Nachbereitungen, Elternar-
beit, Mitarbeiterkonferenzen, Zusam-
menarbeit mit dem Träger, Fortbildung
etc. gekürzt werden.
• Die notwendige Weiterentwicklung
pädagogischer Konzepte nicht mehr vor-
geschrieben ist.
• Gruppengrößen über 25 Kinder mög-
lich sind.
• Verkleinerungen von Raum- und
Außenspielflächen vorgenommen wer-
den können.
• Eine Bedarfsorientierung, z.B. 2/3- u.
Ganztags- und Ferienregelung nicht
mehr eingeplant werden muß.
• Keine Verpflichtung zur Fachberatung
mehr besteht.
• Eine gleichmäßige Ausstattung der
Kindertageseinrichtungen in Nieder-
sachsen nicht mehr gegeben ist.

Abgegebene Ehrenwörter und politi-
schen Verbindlichkeitserklärungen der
Landesregierung hinsichtlich der ver-
sprochenen Einhaltung der Richtlinien
als tragfähige Basis zur Erfüllung des Er-
ziehungs-, Bildungs- und Betreuungs-
auftrages anzusehen, kann im Interesse
der Qualitätssicherung der pädagogi-
schen Arbeit von den Eltern und Be-
schäftigten nicht verantwortet werden.

Weiterer Verlauf des Volksbegehrens:
Die Zulässigkeit ist durch die Landesre-
gierung zu prüfen und zu erteilen. Wird
die Zulässigkeit erteilt, muss sich der
Landtag mit unserem Gesetzentwurf des
alten KitaG (formuliert durch das Volks-
begehren) befassen. Nimmt der Landtag
den Gesetzentwurf nicht innerhalb von
sechs Monaten im wesentlichen unverän-
dert an, so findet sechs Monate nach Ab-
lauf der Frist oder nach dem ablehnen-
den Beschluss des Landtags ein Volks-
entscheid statt. Eine Ablehnung der
Zulässigkeit aus formaljuristischen
Gründen hat die Landesregierung bereits
mehrfach angekündigt. Wird die Zuläs-
sigkeit nicht erteilt, wird das Aktions-
bündnis eine richterliche Entscheidung
durch den Staatsgerichtshof einholen.
Weitere Informationen bei Landeselternvertre-
tung der Nds.Kindertagesstätten: http://www.ki-
ta-lev.de
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Der Erfolg der siebzigprozentigen VW-Toch-
ter Škoda Auto im westböhmischen Mladá
Boleslav, insbesondere auf den Export-
märkten, beruht vor allem auf der guten Aus-
bildung der billigen tschechischen Arbeits-
kräfte und den langen Arbeitszeiten, die ob-
ligatorische Samstagsarbeit einschließen.
Es überrascht daher nicht, dass die Unruhe
unter den Škoda-Arbeitern wächst. Der star-
ke Anstieg der Produktion – 1995 wurden
210.000, 1998 dagegen 385.000 Einheiten
gefertigt – hat sich auf die Löhne kaum aus-
gewirkt. Die Škoda-Beschäftigten verdienen
im Durchschnitt, einschließlich Überstun-
den, rund 15.000 Kronen (ca. 850 DM) im
Monat und liegen damit nicht nennenswert
über dem landesweiten Durchschnitt.

Im November letzten Jahres begannen
Tarifverhandlungen, die sich über zwei
Monate hinzogen und in deren Verlauf die
Arbeiter alle freiwilligen Überstunden
verweigerten. Das war sehr wirkungs-
voll. Am 24. Januar unterzeichneten die
Vertreter der 22.000 Beschäftigten und
die Firmenvertreter einen Lohn-und
Manteltarifvertrag für das Jahr 2000, der
einen wichtigen Sieg für die Gewerk-
schaft KOVO und ihre 19.000 Mitglieder
bei Škoda Auto bedeutet.

Während der Verhandlungen drohte
die Geschäftsleitung mit dem Raus-
schmiß von 600 Beschäftigten. Die Ge-
werkschaft erklärte, falls diese Drohung
wahrgemacht würde, werde sie offiziell
einen Streik unterstützen, obwohl dies
nach den zwiespältigen tschechischen
Gesetzen zum Streikrecht als illegal ge-
wertet werden könnte.

Die Verweigerung von Überstunden,
die vor Weihnachten begonnen hatte und
die Markteinführung des neuen Škoda-
Modells Fabia auf dem deutschen Markt
verzögerte, wurde mittlerweile beendet.

Durch ihre Entschlossenheit konnten
die Arbeiter eine reale Erhöhung ihrer
Grundlöhne um durchschnittlich 3,8%
durchsetzen (wobei der Anstieg für die
schlechter bezahlten Arbeiter in der Pro-
duktion und am Band 4,4% betrug). Auf
das ganze Jahr ab 1. Januar umgerechnet
(der Vertrag von 1999 gilt bis Ende Fe-
bruar) wurden damit zwar nicht die
7,5%-10% erreicht, die die Gewerk-
schaftsführer erzielt haben wollten, aber
die Firma wurde doch gezwungen, mit
ihrem letzten Angebot ein Stück weit
nachzugeben – ein Beweis für die Wirk-
samkeit des hohen gewerkschaftlichen
Organisationsgrades, insbesondere in
den Produktions-und Montagehallen des
Werkes.

Die Arbeiter konnten auch die Zusage
durchsetzen, dass in diesem Jahr keine
Arbeitsplätze abgebaut werden, dass die
obligatorische Samstagsarbeit von 18 auf
12 Tage pro Jahr reduziert wird,dass neue
Prämien ausbezahlt werden und dass
Verbesserungen hinsichtlich Kantinen-

essen, Pausenräumen und Renten erfol-
gen.

Die Belegschaft von Škoda ist seit 1993
um 5000 gewachsen,und das in einer Zeit,
in der die Arbeitslosigkeit im Landes-
durchschnitt stark zugenommen (auf
9,4%) und die Regierung einen weiteren
Anstieg von 2-3% in diesem Jahr pro-
gnostiziert hat. Das wirft ein Licht auf
die Rolle, die Škoda als größter tschechi-
scher Exporteur spielt. Der Konkurrenz-
druck ist jedoch groß, und der Anteil von
Škoda am tschechischen Neuwagen-Ge-
schäft geht zurück.

Verglichen mit 88% im Jahre 1992 und
54% im Jahre 1996 beträgt der Anteil von
Škoda-Autos am tschechischen Neuwa-
genmarkt jetzt weniger als 50%. Dieser
Trend wird im laufenden Jahr wahr-
scheinlich anhalten. Renault hat im letz-
ten Jahr ein neues Werk im rumänischen
Dacia erworben und produziert dort das
neueste Nova-Modell,das für weniger als
200.000 Kronen (rund 12.000 DM) ver-
kauft wird. Es ist somit billiger als alle
Škoda-Modelle, die jetzt auf dem Markt
sind – Felicia, Octavia und Fabia. (…) Ob
Škoda seine Exportumsätze langfristig
auf der Basis eines schrumpfenden In-
landsmarktes halten kann, ist fraglich.
Seine jetzige Strategie besteht darin,sich
auf die Produktion teurer „Weltklasse“-
Modelle wie dem Fabia zu konzentrieren.
Wenn die Produktion des billigeren Feli-
cia – wahrscheinlich im nächsten Jahr –
eingestellt wird, wird dies den Umsatz
von Škoda auf dem einheimischen Markt
weiter schmälern.

Auch hinsichtlich der Exportstrategie,
die Škoda verfolgt, gibt es in etlichen
Punkten Fragezeichen. Zwar konnte die
Firma ihren Marktanteil in der Slowakei
1998 von 45% auf 54% steigern und auch
in Polen, Deutschland und Westeuropa
mehr Wagen absetzen, doch musste sie in
Russland Rückschläge hinnehmen. Das-
selbe gilt auch für ihre Operationen in
Bosnien, die von Sarajewo aus geleitet
werden; hier hatte die Firma auf Wettbe-
werbsvorteile durch ein Joint venture mit
der staatlichen bosnischen Automobilfir-
ma UNIS gehofft.

Zwischen Volkswagen und der tsche-
chischen Regierung (und der EU) kam es
kürzlich auch zum Konflikt wegen der
Steuerbefreiung für das neue Motoren-
und Getriebewerk, das für 570 Millionen
Dollar in Mladá Boleslav gebaut wurde,
und wegen des Verkaufs der restlichen
30% von Škoda Auto,die sich noch in den
Händen des tschechischen Staates befin-
den. Diese Auseinandersetzungen sowie
die wachsende Kampfbereitschaft der
Arbeiter zeigen, dass der „Honeymoon“
für die deutsche Firma in der Tschechi-
schen Republik mit großen Schritten dem
Ende zugeht.
Ken Biggs, Postmark Prague Nr. 296 vom
30.1.2000/nach dtn 17/2000

Die Kampfbereitschaft der Arbeiter hat sich ausgezahlt

Erfolgreiche Tarifverhandlungen bei Škoda Auto
Lohnbewegung Metall
Inzwischen wurde in allen Tarifbezirken
verhandelt; überall ergebnislos. Die Kapi-
talseite redete von 2,6%.

Berlin; Berlin/ Brandenburg; Sachsen: Er-
höhung der Löhne und Gehälter im Gesamt-
volumen von 5,5 % einschließlich Tarifvertrag
zum vorzeitigen Ausscheiden ab dem 60. Le-
bensjahr als Teil einer Beschäftigungsbrücke
zwischen Jung und Alt; Erhöhung der Ausbil-
dungsvergütungen auf bis zu 45 % des Fach-
arbeiter-Ecklohns und Übernahme der ausge-
lernten Auszubildenden für mind. 12 Monate 
Hessen; Rheinland-Pfalz; Saarland; Thürin-
gen: … 5,5 % … Beschäftigungsbrücke; Er-
höhung der Ausbildungsvergütungen um 80
Mark
Hamburg; Schleswig- Holstein; Nordwestli-
ches- Niedersachsen; Unterweser; Mecklen-
burg- Vorpommern: Erhöhung der Löhne,
Gehälter und Ausbildungsvergütungen im Ge-
samtvolumen von 5,5 % einschließlich Tarif-
vertrag zum vorzeitigen Ausscheiden ab dem
60. Lebensjahr als Teil einer Beschäftigungs-
brücke zwischen Jung und Alt; Übernahme der
ausgelernten Auszubildenden für mind. 12
Monate
Niedersachsen: Erhöhung der Löhne,Gehälter
und Ausbildungsvergütungen im Gesamtvolu-
men von 5,5 %; einschließlich Tarifvertrag zum
vorzeitigen Ausscheiden ab dem 60. Lebens-
jahr als Teil einer Beschäftigungsbrücke zwi-
schen Jung und Alt 
Osnabrück- Emsland: … 5,5 % … Beschäfti-
gungsbrücke
Sachsen-Anhalt: Erhöhung der Ausbildungs-
vergütungen um 80 Mark Erhöhung der Löh-
ne, Gehälter und Ausbildungsvergütungen im
Gesamtvolumen von 5,5 % einschließlichTa-
rifvertrag zum vorzeitigen Ausscheiden ab
dem 60. Lebensjahr als Teil einer Beschäfti-
gungsbrücke zwischen Jung und Alt; Mehr
Ausbildungsplätze durch Steigerung der Ein-
stellungen von Auszubildenden um 10 % ge-
genüber dem Einstellungsjahr 1999 - minde-
stens jedoch einen Auszubildenden mehr pro
Betrieb
Bayern: … 5,5 % … Beschäftigungsbrücke; Er-
höhung der Ausbildungsvergütungen um 100
Mark; Öffnung der Tarifbestimmungen zum
Urlaubsgeld und zum 13. Monatseinkommen:
auf Wunsch der Beschäftigten sollen Teile des
Urlaubs- und Weihnachtsgeldes künftig für
den Aufbau eines zusätzlichen Rentenbau-
steins eingesetzt werden können
NRW: Erhöhung der Löhne,Gehälter und Aus-
bildungsvergütungen im Gesamtvolumen von
5,5 % einschließlich Tarifvertrag zum vorzei-
tigen Ausscheiden ab dem 60. Lebensjahr als
Teil einer Beschäftigungsbrücke zwischen
Jung und Alt; Übernahme der ausgelernten
Auszubildenden für mind. 12 Monate; Ab-
schluss eines „Tarifvertrages zur Förderung
und Kooperation in der Europäischen Region
Belgien, Niederlande, Nordrhein-Westfalen“
Nordwürttemberg/ Nordbaden; Südwürttem-
berg- Hohenzollern; Südbaden: Erhöhung der
Löhne,Gehälter und Ausbildungsvergütungen
im Gesamtvolumen von 5,5 % einschließlich
Tarifvertrag zum vorzeitigen Ausscheiden ab
dem 60. Lebensjahr als Teil einer Beschäfti-
gungsbrücke zwischen Jung und Alt; Über-
nahme der ausgelernten Auszubildenden für
mind. 12 Monate; Öffnung der Tarifbestim-
mungen zu den vermögenswirksamen Lei-
stungen und zum 13. Monatseinkommen: auf
Wunsch der Beschäftigten sollen Teile der ver-
mögenswirksamen Leistungen und des Weih-
nachtsgeldes künftig für den Aufbau eines zu-
sätzlichen Rentenbausteins eingesetzt werden
können
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Abschluss:

hbv-Banktarif
Individuelle Öffnungsklausel für Samstags-
arbeit und 6-Tage-Woche

Nach der DAG-Tarifkommission hat sich
jetzt auch die HBV-Tarifkommission der
Erpressung durch die Bankarbeitgeber-
verbände gebeugt. Auch im Jahr 2000
sollte es wie 1999 keinen rechtlich ver-
bindlichen Gehaltstarifvertrag geben,
wenn die Gewerkschaften nicht einer
Öffnung des ungekündigten Manteltarifs
für regelmäßige Samstagsarbeit zu-
stimmten - und zwar ohne Zuschläge, die
diesen Namen verdienen. Außerdem
wollten die Arbeitgeber weder den aus-
gelaufenen Tarifvertrag zur Altersteilzeit
noch zum Vorruhestand verlängern, letz-
terer gibt die Möglichkeit, je nach Be-
triebszugehörigkeit ein oder zwei Jahre
vor gesetzlichem Rentenbeginn mit erst
80%, ab dem vierten Monat mit 75% des
letzten Gehaltes in Vorruhestand zu ge-
hen.

Nach dem längsten Tarifkampf im
Bankgewerbe, an dem sich soviele Bank-
angestellte wie nie zuvor an mehreren
eintägigen Arbeitsniederlegungen betei-
ligt haben - HBV spricht von insgesamt
100.000 Teilnehmern - haben zuletzt noch
einmal 60 % der befragten HBV-Mitglie-
der in den am Streik beteiligten Betrie-

ben den Abschluß abgelehnt und für die
Beteiligung an mehrtägigen Streiks vo-
tiert. Angesichts des Ausscherens der
DAG war dies der HBV-Tarifkommission
aber nicht ausreichend genug,um das Ri-
siko eines erneuten Arbeitskampfes ein-
zugehen, vor allem wenn man bedenkt,
daß die Arbeitskämpfe des letzten Jahres
in der Mehrheit von Beschäftigten getra-
gen wurden, die weder in der DAG noch
in der HBV organisiert sind.

Der Gehaltsabschluß sieht die
nachträgliche Paraphierung der im letz-
ten Jahr einseitig, ohne Tarifvertrag ge-
zahlten 350,- DM Einmalzahlung und der
3,1 % ab 1.4.1999 vor, sowie eine weitere
Einmalzahlung von 400,- DM im März
2000, eine Gehaltserhöhung von 1,5 % ab
April und weiteren 1,5 % auf Basis des
Märzgehaltes im August 2000, Laufzeit
bis einschließlich März 2001. Als Vorga-
be des florierenden Bankgewerbes für
weitere Tarifrunden diesen Jahres ziem-
lich mager.

„Freiwillige“ für Samstagsarbeit gesucht

Neben der Verlängerung der Tarifverträ-
ge für Blockbildung bei Altersteilzeit und
für Vorruhestand um 2 Jahre (letzterer für
die Genossenschaftsbanken nur für 1
Jahr) wurde die auf 2 Jahre befristete
„Vereinbarung über die Erweiterung der
tariflichen Sonnabendarbeit“ verein-
bart, die am 1.10.2000 in Kraft tritt. Die
3 Schreibmaschinenseiten füllende Ver-
einbarung soll laut Präambel dazu die-

nen, „Erfahrungen über Anwendungsge-
biete, Umsetzungsformen und personelle
Auswirkungen zusätzlicher Sonnabend-
arbeit“ zu sammeln. Welche Rechte er-
wachsen daraus den einzelnen Bankan-
gestellten?

Bis zu 6 % aller Arbeitnehmer können
je Bank im Jahresdurchschnitt am Sams-
tag regelmäßig arbeiten. Diese können
sich „freiwillig“ zur regelmäßigen Sams-
tagsarbeit bereit erklären und erhalten
dann nach 8 Samstagen einen Tag zu-
sätzlichen Freizeitausgleich, nach 16
Samstagen 2 Tage und nach 24 Samsta-
gen 3 Tage Freizeit,bei 8-stündiger Sams-
tagsarbeit also ein Satz zwischen Null
und 12,5 %. Falls ihre Arbeitskraft am
Samstag nur 4 Stunden benötigt wird,
gibt es den gleichen Freizeitzuschlag, der
Satz steigt dann also von Null bis 25 %.
Zum Vergleich: bisher ist Samstagsarbeit
im Bankgewerbe in der Regel nur per
mitbestimmungspflichtiger Mehrarbeit
und von der ersten Stunde mit 50 % Zu-
schlag möglich. Ein Widerruf der Betei-
ligung an regelmäßiger Samstagsarbeit
soll möglich sein und wird dann späte-
stens nach 3 Monaten wirksam. Verwei-
gerung der Samstagsarbeit soll keine
Nachteile für den Arbeitnehmer nach
sich ziehen.Wenn der Arbeitgeber droht,
die Filiale zu schließen, falls sich nicht
genügend Arbeitnehmer für Samstagsar-
beit finden - in Zeiten sich überschla-
gender Bankfusionen kein abwegiges
Szenario -, wird eine Berufung auf die-

Forderung

ÖTV: „Gesamt-
volumen 5 %“
Am 23. Februar hat die Große Tarifkom-
mission der ÖTV die Forderungen für die
Tarifrunde 2000 aufgestellt. Im Unter-
schied zu den vergangenen Tarifrunden
ist die Zustimmung zu Umfang, Inhalt
und Struktur offensichtlich einhellig.
Das stimmt zumindest insofern traurig,
als dieses Mal nicht einmal mehr der An-
schein einer sozialen Komponente darin
enthalten ist.

Die prozentuale Forderungshöhe be-
wegt sich im Rahmen dessen, was die In-
dustriegewerkschaften vorgegeben ha-
ben, wie meist 1/2 Prozent niedriger. Al-
lerdings ist darin die Forderung nach Er-
höhung der Zuwendung (= Weihnachts-
geld = derzeit im Westen 89,25%) enthal-
ten, was bei einer Forderungsdurchset-
zung allein schon ein knappes Prozent
ausmachen würde oder anders gesagt, für
den Rest bleibt nicht so viel, aber es gibt
genügend Beschäftigte, die kein Weih-
nachtsgeld erhalten.

Alles in allem sind im Forderungspa-
ket viele Bestandteile enthalten, die - so
richtig sie sind - darauf hinauslaufen

werden, dass die (prozentuale) Tarifer-
höhung der Einkommen am Ende ver-
mutlich geringer ausfällt, als viele sich
das erhoffen. (har)

Für eine aktive Tarifrunde 2000 in
Ost und West
Nein zu jedem Lohndiktat
Angesichts des Beginns einer kräftigen
Wirtschaftsentwicklung mit einem Pro-
duktivitätsanstieg von über drei Prozent
einerseits und dem bisher nicht aus-
geräumten Versuch der Bundesregierung
andererseits, die Einkommensentwick-
lung auf den erwarteten Preisanstieg zu
begrenzen, betont die Große Tarifkom-
mission ihre Entschlossenheit,alle Lohn-
und Tarifdiktate von Arbeitgebern im Öf-
fentlichen Dienst zurückzuweisen und
für alle Beschäftigten reale Einkom-
menserhöhungen durchzusetzen, die
Schritt halten mit den Entwicklungen in
der gewerblichen Wirtschaft. Deswegen
ist ein Tarifergebnis auch auf Beamtin-
nen und Beamte zu übertragen.

Jetzt zügig angleichen

Wir entsprechen damit nicht nur den be-
rechtigten sozialen Erwartungen aller
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
sondern auch den besonderen Interessen
der Beschäftigten in den neuen Ländern
nach einer klaren zeitlichen Perspektive
für die Angleichung der Einkommen und

Arbeitsbedingungen an das westliche Ni-
veau. Ein Stufenplan ist dazu das beste
Instrument.

Neue Beschäftigungsinitiativen nötig

Noch immer läuft der Personalabbau im
Öffentlichen Dienst weiter. Darunter ha-
ben junge Menschen in besonderem Maße
zu leiden, denn die Zahl der Ausbil-
dungsplätze im öffentlichen Dienst ver-
harrt auf niedrigem Niveau. So anerken-
nenswert die Bemühungen von öffentli-
chen Arbeitgebern sind, mehr Ausbil-
dungsplätze anzubieten, kann dies aber
nicht darüber hinwegtäuschen,dass nach
wie vor zahlreiche junge Menschen ohne
Ausbildungsplatz und damit ohne siche-
re Berufs- und Lebensperspektive daste-
hen. Deshalb müssen deutlich mehr Aus-
bildungsplätze geschaffen werden.

So wichtig mehr Ausbildungsplätze
sind, so wichtig sind auch neue Beschäf-
tigungsinitiativen nach Ende der Ausbil-
dung. Wer eine Ausbildung erfolgreich
beendet hat, braucht auch danach einen
Arbeitsplatz. Wir wollen deshalb die Ta-
rifvereinbarungen zur Übernahme aus-
bauen. Einstellungskorridore für junge
Menschen könnten geöffnet werden,
wenn die Altersteilzeit attraktiver aus-
gestaltet werden würde. Dazu wollen wir
beitragen.

Die Große Tarifkommission kritisiert
das Verhalten der Arbeitgeber von Bund,
Ländern und Gemeinden in den Tarif-
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sen Vertragsbestandteil problematisch.
Auch die Gewährung von Zulagen für
andere arbeitswillige Arbeitnehmer
dürfte bei einem durchschnittlichen Ta-
rifgehalt von ca. 5000,- DM brutto im
Bankgewerbe die Freiwilligkeit fördern.
Freiwilligkeit und Zuschläge gelten nicht
für Neueingestellte einschließlich über-
nommener Azubis ab dem 1.10.2000, so-
fern diese sich per Arbeitsvertrag „frei-
willig zur Sonnabendarbeit verpflich-
ten“. Bleibt diesen eine Alternative? Ein
Rechtsanspruch auf eine 5-Tage-Woche
besteht auch nicht, sondern es „soll im
Durchschnitt von 4 Monaten eine 5-Ta-
ge-Woche eingehalten werden.“

Dieser Vertrag regelt also keine Min-
destbedingungen, sondern öffnet den
Samstag als Regelarbeitstag, Indem er
bei der Mehrheit der Beschäftigten die
Hoffnung weckt, nochmal verschont zu
bleiben, führt er zu Entsolidarisierung.
Er ist zwar auf zwei Jahre befristet und
hat dann formal keine Nachwirkung.
Wenn bis dahin aber in allen großen Städ-
ten die Deutsche Bank 24 und andere
geöffnet haben, wenn die Backoffice-Ab-
teilungen am Samstag auf das nationale
und internationale Geschäft ausgerichtet
sind, wird die Öffnung kurzfristig nicht
mehr rücknehmbar sein. HBV orientiert
daher in ihren Veröffentlichungen auf Be-
triebsvereinbarungen, in denen die Spal-
tung zwischen Neuen und Alten aufge-
hoben werden und bessere Zuschläge
vereinbart werden sollen.

Freies Wochenende passé?
Warum ist nach über 12 Jahren Ausein-
andersetzung - 1987 gab es deswegen die
ersten Streiks in Bankrechenzentren -
jetzt flächendeckende Samstagsarbeit
möglich geworden? Ein Einfallstor waren
sicher die als Tochterunternehmen neu
gegründeten, nicht tarifgebundenen Di-
rektbanken, denen von den zuständigen
Länderministerien mit NRW als Vorrei-
ter sogar gegen jedes Gesetz die Sonn-
tagsöffnung erlaubt wurde („sonst gehen
wir in die Niederlande!“). Weiter fusio-
nieren die Banken quer durch Europa
nicht nur in Höllentempo, sondern zerle-
gen systematisch ihre Betriebe in kun-
dennahe Bereiche und zentralisierte Ab-
wicklungs“fabriken“ insbesondere nach
Frankfurt.Durch neue Vertriebswege (In-
ternet) werden Arbeitsplätze im kunden-
nahen Bereich unsicher. In Frankfurt
herrscht hoher Arbeitskräftemangel im
Bankgewerbe.Im Unterschied zu sonsti-
gen Regionen lehnten hier über 85% der
HBV-Mitglieder das Tarifdiktat ab. Bei
Beschäftigten außerhalb der Bankmetro-
pole Frankfurt geht die Angst um den Ar-
beitsplatz um. Dort hegt man die - ver-
gebliche - Hoffnung, die Beschäftigung
am Ort zu retten, indem man auch sams-
tags zur Verfügung steht. Die Zusam-
mensetzung der Beschäftigten selbst än-
dert sich zudem durch die zunehmende
Technisierung, in den Frankfurter Bank-
fabriken nimmt der Anteil der Selbst-
ständigen und Scheinselbständigen ins-

besondere in den IT-Bereichen als auch
der Leiharbeitnehmer in der Geschäfts-
abwicklung immer weiter zu. Für all die-
se gilt kein Tarifvertrag. Und schließlich
hat im vergangenen Sommer die konzer-
tierte Aktion von Medien und Einzelhan-
delskapitalisten für die Sonntagsarbeit
ihr Übriges getan, um den Bankange-
stellten nach den vergeblichen Streikak-
tionen des Frühjahrs den letzten Schneid
abzukaufen.

Einen Erfolg hatten die Streiks aber:
die Arbeitgeberpläne, das 13. Gehalt ab-
zuschaffen und es zusammen mit erheb-
lichen Teilen des Tarifgehaltes in „lei-
stungsbezogene“ Entgelte umzuwan-
deln,konnten abgewehrt werden.Es wird
zwar weiter über ein neues Vergütungs-
system verhandelt. Ein „Leistungsbud-
get“ soll aber „aus dem Volumen künfti-
ger Tariferhöhungen zusätzlich zu den 13
Tarifgehältern schrittweise aufgebaut
werden.“

Und auch der Kampf um Wochenende,
Sonn- und Feiertage ist nicht vorbei. Die
Abschaffung der Feiertage im Bankge-
werbe anläßlich der Euro-Einführung
konnte teilweise zurückgedreht werden.
Karfreitag, Ostermontag, 1. Mai und
zweiter Weihnachtsfeiertag sind in die-
sem Jahr wieder überall im Bankgewer-
be Feiertag. Jetzt darf man gespannt sein,
ob eine Verfassungsklage gegen die ge-
plante Börsenöffnung an Christi Him-
melfahrt, Pfingstmontag und am 3.Okto-
ber Erfolg haben wird. (gst)

verhandlungen zur Arbeitszeitflexibili-
sierung und Arbeitszeitsouveränität.
Entgegen den Verabredungen im Rahmen
der „Gemeinsamen Erklärung“ aus der
Tarifrunde 1999 haben die Arbeitgeber
die damals gefundenen Kompromisslini-
en verlassen. Sie haben sich damit auch
in Widerspruch gesetzt zu den Verabre-
dungen beim „Bündnis für Arbeit“,
durch den Abbau von Überstunden und
die Einführung von Arbeitszeitkonten
beschäftigungswirksame Vereinbarun-
gen zu treffen, um die Massenarbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen. Die Große Tarif-
kommission steht zu der „Gemeinsamen
Erklärung“ von Frühjahr 1999 und ist be-
reit, auf dieser Grundlage zu Ergebnis-
sen zu kommen, damit der Stillstand in
diesen Fragen seit Sommer 1999 über-
wunden werden kann.

Wettbewerb braucht faire Regeln

Immer häufiger werden kommunale Be-
triebe, Unternehmen und ganze Bereiche
des öffentlichen Sektors abrupt dem
Wettbewerb ausgesetzt, ohne dass zuvor
faire Regeln geschaffen wurden, die glei-
che Startbedingungen garantieren. An-
statt sozialstaatliche Regulierungsstan-
dards für den Wettbewerb zu schaffen,
wird von politisch Verantwortlichen das
geltende Tarifrecht als Wettbewerbs-
hemmnis diffamiert. Die Gewerkschaft
ÖTV war immer bereit, das Tarifrecht im
öffentlichen Dienst geänderten Rahmen-

bedingungen durch Modernisierung,Ver-
einheitlichung und Vereinfachung anzu-
passen. Sie hat auch auf politischer Ebe-
ne zahlreiche Reforminitiativen ergrif-
fen, um öffentliche Dienste zukunfts-
fähig zu machen. Sie hat aber stets auch
ihren Willen unterstrichen, die Flächen-
tarifverträge im öffentlichen Dienst ent-
schlossen zu verteidigen. Wir werden
auch künftig die berechtigten Interessen
der Beschäftigten nach sozialem Schutz
und angemessener Bezahlung aktiv ver-
treten.

Auf harte Verhandlungen einstellen

Wir müssen uns in diesem Jahr erneut auf
eine harte Auseinandersetzung einstel-
len.

Unser Ziel ist ein Ergebnis in freien
Verhandlungen.

Dazu brauchen wir von Beginn an ak-
tive Begleitung und Unterstützung unse-
rer Mitglieder in West und Ost.

Versuchen der Arbeitgeber, Beschäf-
tigtengruppen gegeneinander auszuspie-
len, werden wir unsere Geschlossenheit
entgegenstellen.

Gemeinsam werden wir in Ost und
West für unsere Ziele streiten.

Mit Almosen werden wir uns nicht ab-
speisen lassen.

(Beschlossen am 23.2.2000 mit 131 Ja-
Stimmen, 1 Nein-Stimme, keine Enthal-
tungen)

Tarifrunde 2000 für den Öffentlichen
Dienst (Tarifgebiete Ost und West)
Die Gewerkschaft ÖTV fordert in der Ta-
rifrunde 2000 für den Öffentlichen
Dienst:
• Die Erhöhung der Löhne,Vergütungen,
Ausbildungsvergütungen und Entgelte -
bei einer Laufzeit von 12 Monaten - so-
wie die Erhöhung der Zuwendungen auf
die bis zum Jahr 1993 geltenden Pro-
zentsätze in einem Gesamtvolumen von
5%.
• Die Angleichung der Löhne,Vergütun-
gen und Ausbildungsvergütungen im Ta-
rifgebiet Ost auf 100 % des Westniveau
durch die Vereinbarung eines Stufen-
plans mit einer überschaubaren zeitli-
chen Perspektive.

Die öffentlichen Arbeitgeber werden
aufgefordert, die Zahl der Ausbildungs-
plätze im öffentlichen Dienst über die
Bemühungen der letzten Jahre hinaus
weiter zu erhöhen.

Auszubildende benötigen auch nach
erfolgreichem Ausbildungsabschluß eine
berufliche Perspektive. Deswegen müs-
sen die Vereinbarungen zur Übernahme
verbessert werden. Die Gewerkschaft
ÖTV fordert eine verbindliche Vereinba-
rung zur Übernahme für die Dauer von
mindestens 12 Monaten, auch für Auszu-
bildende in den Pflegeberufen.
(Beschlossen am 23.2.2000 mit 124 Ja-
Stimmen, 0 Nein-Stimmen bei 8 Enthal-
tungen)



 

 Bruttolohn- Abzüge Nettolohn- und Nettolohn- und -gehaltsumme

Jahr und -gehalt- gehaltsumme  je Arbeitnehmer (jährlich)

summe Lohnsteuer 1) Arbeitnehmer insgesamt nominal Index, real 4)

 Mrd. DM Mrd. DM  % 2) Mrd. DM %2) Mrd. DM  % 2) Mrd. DM  %2) DM  % 3) 1991=100  % 3)

1965 202,11   15,64   7,7    18,85   9,3    34,49   17,1    167,62   82,9 7751 9,9    62,8    6,2    

1966 216,90   18,54   8,5    20,95   9,7    39,49   18,2    177,41   81,8 8199 5,8    64,2    2,3    

1967 216,59   18,83   8,7    21,22   9,8    40,05   18,5    176,54   81,5 8444 3,0    65,0    1,3    

1968 231,42   21,45   9,3    23,83   10,3    45,28   19,6    186,14   80,4 8846 4,8    67,4    3,6    

1969 259,85   26,48   10,2    27,66   10,6    54,14   20,8    205,71   79,2 9513 7,5    71,0    5,4    

1970 306,74   36,01   11,7    32,88   10,7    68,89   22,5    237,85   77,5 10744  12,9    77,6    9,3    

1971 346,51   45,50   13,1    36,96   10,7    82,45   23,8    264,06   76,2 11735  9,2    80,7    4,0    

1972 381,66   47,82   12,5    41,71   10,9    89,52   23,5    292,14   76,5 12847  9,5    83,9    3,9    

1973 430,99   62,26   14,4    49,17   11,4    111,43   25,9    319,56   74,1 13817  7,6    84,6    0,8    

1974 473,90   72,88   15,4    53,86   11,4    126,74   26,7    347,16   73,3 15130  9,5    86,6    2,4    

1975 490,71   71,36   14,5    58,55   11,9    129,91   26,5    360,80   73,5 16124  6,6    87,0             0,55)

1976 525,49   81,23   15,5    66,62   12,7    147,85   28,1    377,64   71,9 16844  4,5    87,0    -0,1    

1977 565,69   90,71   16,0    72,23   12,8    162,94   28,8    402,75   71,2 17823  5,8    89,0    2,3    

1978 602,70   92,09   15,3    77,17   12,8    169,27   28,1    433,43   71,9 18950  6,3    92,3    3,7    

1979 651,16   97,06   14,9    83,31   12,8    180,37   27,7    470,79   72,3 20129  6,2    94,4    2,3    

1980 706,90   111,69   15,8    90,72   12,8    202,41   28,6    504,49   71,4 21181  5,2    94,5    0,0    

1981 740,95   115,98   15,7    97,05   13,1    213,02   28,8    527,93   71,2 22159  4,6    93,0    -1,6    

1982 760,85   121,39   16,0    101,86   13,4    223,26   29,3    537,60   70,7 22834  3,0    90,9    -2,2    

1983 773,66   126,48   16,3    105,09   13,6    231,57   29,9    542,09   70,1 23369  2,3    90,1    -0,9    

1984 799,00   134,56   16,8    110,64   13,8    245,21   30,7    553,79   69,3 23818  1,9    89,8    -0,4    

1985 829,54   144,58   17,4    116,83   14,1    261,41   31,5    568,13   68,5 24222  1,7    89,5    -0,3    

1986 872,33   149,04   17,1    123,77   14,2    272,81   31,3    599,52   68,7 25184  4,0    93,1    4,1    

1987 908,28   161,31   17,8    128,86   14,2    290,17   31,9    618,11   68,1 25718  2,1    95,1    2,1    

1988 944,15   164,40   17,4    135,06   14,3    299,46   31,7    644,69   68,3 26574  3,3    97,2    2,2    

1989 988,05   178,00   18,0    141,56   14,3    319,56   32,3    668,49   67,7 27123  2,1    96,5    -0,8    

1990 1068,24   173,04   16,2    152,59   14,3    325,63   30,5    742,61   69,5 29176  7,6    101,0    4,7    

1991 1161,23   207,90   17,9    169,82   14,6    377,72   32,5    783,51   67,5 29978  2,8    100,0    -0,9    

1992 1240,22   231,12   18,6    182,27   14,7    413,39   33,3    826,83   66,7 31331  4,5    100,4    0,4    

1993 1253,77   228,67   18,2    188,30   15,0    416,97   33,3    836,80   66,7 32270  3,0    99,7    -0,7    

1994 1260,83   236,13   18,7    199,49   15,8    435,62   34,6    825,21   65,4 32273  0,0    97,0    -2,7    

1995 1289,89   262,54   20,4    208,62   16,2    471,16   36,5    818,73   63,5 32275  0,0    95,4    -1,7    

1996 1298,93   246,80   19,0    215,65   16,6    462,45   35,6    836,48   64,4 33386  3,4    97,3    2,1    

1997 1302,20   245,83   18,9    225,58   17,3    471,41   36,2    830,79   63,8 33547  0,5    95,8    -1,6    

1991  149,13   12,13   8,1    23,00   15,4    35,13   23,6    114,00   76,4 16403   . 100,0     .

1992  175,79   20,23   11,5    29,92   17,0    50,15   28,5    125,64   71,5 21049  28,3    114,5    14,5    

1993  196,14   23,47   12,0    32,27   16,5    55,74   28,4    140,40   71,6 24388  15,9    121,2    5,9    

1994  210,67   27,03   12,8    35,92   17,1    62,95   29,9    147,72   70,1 25342  3,9    121,7    0,4    

1995  225,45   31,45   13,9    38,05   16,9    69,50   30,8    155,95   69,2 26518  4,6    124,9    2,7    

1996  226,94   26,38   11,6    39,31   17,3    65,69   28,9    161,25   71,1 28024  5,7    129,3    3,5    

1997  225,98   26,18   11,6    40,74   18,0    66,91   29,6    159,07   70,4 28512  1,7    128,9    -0,4    

1991  1310,36   220,03   16,8    192,82   14,7    412,85   31,5    897,51   68,5 27127   . 100,0     .

1992  1416,01   251,35   17,8    212,19   15,0    463,54   32,7    952,47   67,3 29434  8,5    103,6    3,6    

1993  1449,91   252,14   17,4    220,57   15,2    472,71   32,6    977,20   67,4 30838  4,8    104,3    0,7    

1994  1471,50   263,16   17,9    235,41   16,0    498,57   33,9    972,93   66,1 30986  0,5    101,8    -2,4    

1995  1515,34   293,99   19,4    246,67   16,3    540,66   35,7    974,68   64,3 31192  0,7    100,6    -1,2    

1996  1525,87   273,18   17,9    254,96   16,7    528,14   34,6    997,73   65,4 32384  3,8    102,3    1,8    

1997  1528,18   272,01   17,8    266,31   17,4    538,32   35,2    989,86   64,8 32621  0,7    101,0    -1,3    

1997 1) 1579,75   . . . . . . 1004,58   63,6 31503  0,7    96,3    -1,1    

1998  1605,78   . . . . . . 1021,55   63,6 31982  0,7    96,8    0,5    

1999  1653,90   . . . . . . 1039,32   62,8 32464  0,7     .  .

Quelle BuMiArbeit, die zweite Zeile 1997 nach Statistikumstellung; absolute Zahlen sind daher nur bedingt vergleichbar

1) Einschließlich Erhebung (1970/71) und Erstattung (1972) des Konjunkturzuschlags; einschließlich  Stabilitätszuschlag (1973,1974);

vor Abzug der Arbeitnehmersparzulage (ab 1971). 

2) Der Bruttolohn- und -gehaltsumme.

3) Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozent.

4) In Preisen von 1991; deflationiert mit dem Preisindex

     für die Lebenshaltung von 4-Personen-

Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen.

5) Einschließlich Kindergeld: + 3,5 %.

Bruttolohn- und  -gehaltsumme und Abzüge sowie Nettodurchschnittsverdienst je Beschäftigter 1960 bis 1997

Deutschland 

Neue Länder  

Früheres Bundesgebiet 

Sozialbeiträge der

Arbeitgeber kümmern
sich direkt um Nachwuchs. -

HB, Montag 14.2.2000.- Wegen der
Klagen über den Mangel an deutschen
Fachkräften der Informatik, Technik,
Mathematik und Naturwissen-
schaften will Josef Siegers, Hauptge-
schäftsführer der BDA, jetzt unter
dem Schirm der Caesar-Stiftung einen
Verein zur Förderung von Leistungs-
zentren an Gymnasien bilden.Der Ver-
ein soll dafür sorgen, dass es in jedem
Land eine gewisse Zahl von Gymnasi-
en gibt, die sich als Leistungszentren
organisieren. Mitglieder im Verein sol-
len die Schulen sein, zum anderen för-
dernde Mitglieder, die für Finanz-
spritzen und Transfer von Wissen sor-
gen. Mit dem Verein will Siegers ein
Gütesiegel entwickeln. Potenziale,
„die in Schülern schlummern, sollen
so systematisch geweckt werden.“
Nicht jedes Gymnasium kann teilneh-
men,das Niveau der genannten Fächer
muss überdurchschnittlich sein.

BDA fordert Rente nur als Basissiche-
rung. - HB, Mittwoch, 16.2.2000. - Der
Renten-Beitragssatz solle langfristig
auf unter 19 % stabilisiert werden,da-
zu sollen die Leistungen auf eine
Basissicherung gekürzt werden, so die
BDA.

Spitzenverbände der deutschen Wirt-
schaft fordern CDU-Neuanfang. - HB,
Donnerstag, 17.2.2000. - Die CDU
müsse schnell zur Sacharbeit zurück-
kehren, so DIHT-Präsident Stihl. Der
selbstquälerische Vorgang der Aufklä-
rung der Aufklärung dauert schon fast
drei Monate, dies verursache Unsi-
cherheit bei in- und ausländischen
Unternehmen. „Wir brauchen eine
starke Opposition im Bundestag“,
fügte BDI-Chef Henkel hinzu: die
Wirtschaftsverbände könnten diese
Aufgabe nicht übernehmen. Eine un-
vermeidliche Folge der Spendenaffäre
werde sicherlich sein, dass sich die
Wirtschaft vorerst mit Spenden
zurückhalte. Die BDA stellt dagegen
fest, der Beigeschmack des An-
rüchigen hänge den Finanzhilfen von
Unternehmen zu Unrecht an. Partei-
spenden seien nichts Ehrenrühriges,
wenn man sie ordentlich verbuche.

Arbeitgeber im Baugewerbe fordern
Holzmann-Arbeitszeitmodell. - HB,
Mittwoch, 24.2.2000. - Der Hauptver-
band der Deutschen Bauindustrie und
der Zentralverband des Deutschen
Baugewerbes fordern als Auftakt der
Tarifverhandlungen, dass die Arbeits-
zeit für alle Unternehmen der Bran-
che entsprechend der Regelung bei
Holzmann (in 18 Monaten bis zu 354
Stunden unbezahlte Mehrarbeit)
flexibilisiert wird.

Presseauswertung: rst
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Lohnforderung: Brutto und Nettoentwicklungen (3)

Kaufkraftverlust von über 6%!
Die Forderung muss sich an der Inflati-
onsrate orientieren – das war ein wichti-
ges Argument für die Lohnbewegung.
Aus der Tabelle unten lässt sich ablesen,
dass dieser Massstab Abschlüsse weit
über der aktuellen Jahresinflationsrate
von 1 bis 2% nötig macht. Ein Verlust-
ausgleich für die neunziger Jahre in der
alten Bundesrepublik erfordert Ab-

schlüsse  über 6%! Der „Produktivitäts-
zuwachs“ (Inlandsprodukt je Erwerbs-
tätigen) hat in dieser Zeit (gesamte BRD)
über 16% ausgemacht. Berechnet man
die Nettolohnsumme auf das Bruttosozi-
alprodukt (Nettolohnquote), dann haben
die in Arbeit stehenden Menschen 1991
28% vom gesamten erhalten; 1998 waren
es nur noch 26,2%. (alk, maf)
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Wir dokumentieren im folgenden ausführ-
lich, aber keineswegs vollständig, den Stand
der Diskussion im Vorfeld des Parteitages.
Der Parteivorstand ist zurückgerudert; wenn
der Parteitag seinen Antrag mit Verbesse-
rungen, wie sie z.B. von der Regionalkonfe-
renz NRW gefordert werden, beschließt, wä-
re eine wichtige Positionsbestimmung der
Partei in dem ansonstigen Durcheinander
der Programmdiskussion gesichert. (alk)

Antrag des Parteivorstandes an den
Münsteraner Parteitag der PDS 
Die PDS ist und bleibt Antikriegs- und
Friedenspartei. Die Grundaussagen zur
Friedens- und Sicherheitspolitik in
ihrem Parteiprogramm und in den Wahl-
programmen zur Bundestagswahl 1998
und zum Europäischen Parlament 1999
bleiben gültig. Auf dieser Grundlage
lehnt die PDS auch die neue NATO-Stra-
tegie der Selbstmandatierung strikt ab.
Sie betrachtet Aktivität und verlässliche
Verankerung in der Friedensbewegung
als Verpflichtung und arbeitet gemein-
sam mit anderen linken Parteien an der
Entwicklung friedenspolitischer Positio-
nen. Sie sieht es als ihre Aufgabe an,
machtpolitische, wirtschaftliche und an-
dere Wurzeln kriegerischer Auseinander-
setzungen in der Öffentlichkeit deutlich
zu machen. Ihre Friedenspolitik setzt die
PDS allen Interessen an Militarisierung
der Politik von Regierung und konserva-
tiver Opposition entgegen, durch die
Deutschland – im NATO-Bündnis – am
Ende des 20. Jahrhunderts wieder zur
Krieg führenden Partei geworden ist.

1. Die sicherheitspolitischen Ansätze
der PDS zielen auf die Durchsetzung des
Gewaltverzichts in den zwischenstaatli-
chen Beziehungen. Sie schließen die For-
derung nach dem Verbot aller Massen-
vernichtungswaffen und dem Abbau der
militärischen Kapazitäten aller Staaten
und Militärbündnisse unter Einschluss
sämtlicher Waffensysteme ein und sollen
dadurch zur Beseitigung von Krieg-
führungs- und Interventionsfähigkeit
führen. Der PDS fordert dies ein tieferes
Hineinarbeiten in die Rüstungskon-
trolldebatten ab, um konkrete Initiativen
für Abrüstung überzeugend vertreten zu
können.

2. Die PDS tritt für ein Verbot von Rü-
stungsexporten bis hin zum Verbot des
Exports sogenannter Kleinwaffen ein.

3. Die PDS will präventive Konflikt-
bearbeitung und zivile Konfliktlösung
und wird alle ihre Möglichkeiten aus-
schöpfen, um die Weiterentwicklung
dafür geeigneter institutioneller Rege-
lungen und Mechanismen sowie deren
praktische Anwendung durchzusetzen.

4. Die der UNO verfügbaren interna-
tionalen Sicherheitsmechanismen rei-

chen für die Sicherung des Friedens nicht
aus und sind bis heute überdies nur sel-
ten in politische Realität umgesetzt wor-
den.Imperiale Großmachtinteressen,von
Banken, großen Fonds und transnationa-
len Industrieunternehmen getragene
rücksichtslose Konkurrenz, wachstums-
besessenes Ausplündern von Umweltres-
sourcen, bedrohliche Klimaveränderun-
gen, inhumane Politik des IWF und der
Weltbank gegenüber Entwicklungs- und
Schwellenländern und zunehmender
Hunger in weiten Teilen der Welt stehen
in krassem Gegensatz zu Geist und Grün-
dungsprogrammatik der Vereinten Na-
tionen. Dennoch gilt der PDS die UNO
als universale politische Institution zur
Lösung großer Fragen unserer Zeit und
damit als unverzichtbar. Die Organisati-
on der Vereinten Nationen und das von
ihr in Konsequenz des zweiten Weltkrie-
ges hervorgebrachte qualitativ neue de-
mokratische Völkerrecht leisteten zu Zei-
ten der Blockkonfrontation einen wich-
tigen Beitrag zur Minderung von Span-
nungen und zur Sicherung des Weltfrie-
dens. Seit 1989 verfolgen die USA den
Anspruch, die UNO als den wichtigsten
universalen Mechanismus für die Orga-
nisation der internationalen zwi-
schenstaatlichen Beziehungen in ein In-
strument ihrer Machtpolitik zu verwan-
deln oder gänzlich aus der praktischen
Politik auszuschalten. Die Verteidigung
der UNO und des geltenden Völkerrechts
gegen Rückschritte schließt eine demo-
kratische Weiterentwicklung nicht aus.
Im Gegenteil: die Bemühungen von lin-
ken und anderen Kräften in allen Konti-
nenten, die UNO zu reformieren, sie ins-
besondere zu demokratisieren, um ihren
zivilisatorischen Charakter weiter zu
entwickeln, sind unauflöslich verknüpft
mit dem Kampf um die Bewahrung von
Stärke und Bedeutung der UNO und des
Völkerrechts bei der Überwindung inter-
nationaler Konflikte.

5. In der Geschichte gab es nur weni-
ge Situationen, in denen Völkermord,
Krieg und Tyrannei mit militärischen
Mitteln Einhalt geboten werden konnte.
Machtpolitische,soziale,wirtschaftliche,
ethnische und heute auch ökologische
Konflikte als reale oder potentielle
Kriegsursachen ließen und lassen sich
militärisch nicht lösen. Sie sind nur mit
zivilen Lösungsstrategien zu überwin-
den. Bei einem Bruch des Völkerrechts
und bei einer Störung des friedlichen Zu-
sammenlebens müssen alle zur Verfügung
stehenden nichtmilitärischen Mittel in
diplomatischem, ökonomischem, sozia-
lem und politischem Bereich vollständig
ausgeschöpft werden.In den meisten Fäl-
len, in denen der UN-Sicherheitsrat mi-
litärische Einsätze gebilligt hat, wurden
zivile Möglichkeiten nicht oder nicht aus-

reichend ausgeschöpft. Sozialistinnen
und Sozialisten in aller Welt haben sol-
che Einsätze abgelehnt. Die PDS vertei-
digt die Charta der Vereinten Nationen
und mit ihr das Prinzip der Gewaltlosig-
keit in den internationalen Beziehungen.
Nur in Ausnahmefällen erlaubt Kapitel
VII Gewaltanwendung. Die PDS lehnt
gewaltsame Interventionen ohne Mandat
der UNO ab. Auch von der UNO manda-
tierte Einsätze müssen abgelehnt wer-
den, wenn zivile Maßnahmen zur Kon-
fliktlösung ungenutzt bleiben. Im übri-
gen wird die PDS nach eingehender Ana-
lyse von Ursachen und Entstehungsge-
schichte eines Konfliktes sowie der In-
teressenlagen der Konfliktparteien, von
Großmächten oder anderen intervenie-
renden Staaten prüfen, ob im Ausnah-
mefall – wie im Falle der Republik Haiti
und Osttimor – der notwendige Stopp ei-
nes Völkermords oder einer Aggression
mit militärischen Mitteln durch den UN-
Sicherheitsrat akzeptiert werden kann –
nicht als Mittel der Konfliktlösung oder
Konfliktbewältigung, sondern zur Errei-
chung von Bedingungen, unter denen zi-
vile Mittel wirksam werden können.

6. Die PDS ist der Auffassung, dass bei
Mandatierungen gemäß Kapitel VII der
UN-Charta die Metropolenstaaten, d.h.
Großmächte mit globalen Interessen,
ausgeschlossen bleiben sollten.Neben hi-
storischen Gründen ist diese Überlegung
ausschlaggebend dafür, dass wir unver-
ändert jeden internationalen Einsatz der
Bundeswehr ablehnen.Wir haben aus hi-
storischer Erfahrung die Überzeugung
gewonnen, dass gerade Deutschland sei-
ne internationale Verantwortung vor al-
lem als Zivilmacht wahrnehmen sollte –
als eine Macht, die ihr Gewicht bewusst
nicht über ihre militärische Kraft defi-
niert und zur Geltung bringt.

7. Die OSZE ist durch die NATO sy-
stematisch an den Rand friedenssichern-
den Handelns gedrängt. Statt militäri-
sche Interventionspotentiale der WEU zu
schaffen, ist die Weiterentwicklung der
OSZE zu einer voll funktionsfähigen Eu-
ropäischen Sicherheitsgemeinschaft eine
dringliche Aufgabe.

8.Die Weiterentwicklung und Konkre-
tisierung der Konzepte der PDS zur
Außen-, Sicherheits- und Entwicklungs-
politik, die Intensivierung der begonne-
nen Diskussion um Perspektiven nicht-
militärischer Konfiktvorbeugung, Kon-
fliktbewältigung und die Vernetzung der
daraus resultierenden Handlungsper-
spektiven für die Partei auf den ver-
schiedenen Ebenen – von der internatio-
nalen europäischen bis zur kommunalen
– sind Verpflichtung für die Antikriegs-
und Friedenspartei PDS. Dabei geht es
zugleich darum, der „Relegitimierung“
des Krieges durch die NATO, die Bun-

Positionen der PDS zur internationalen
Krisen- und Konfliktbewältigung 
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desregierung und durch Parteien Einhalt
zu gebieten. Die PDS ist sich bewusst,
dass eine solche Politik eines langen
Atems, beharrlichen Widerstands gegen
die Politik der Bundesregierung und des
Ringens um ein grundlegend gewandel-
tes geistiges und politisches Klima in der
Gesellschaft bedarf. Dazu wird die PDS
ihren Beitrag leisten.

9. Der Parteivorstand wird beauftragt,
einmal jährlich eine Friedenskonferenz
als wissenschaftliche Tagung mit inter-
nationaler Beteiligung durchzuführen.
Hierbei sollen vor allem Ursachen aktu-
eller und drohender Kriege ausgeleuch-
tet und zivile Konfliktlösungsstrategien
diskutiert werden.
Begründung:
Mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes
zu Beginn der 90er Jahre eröffnete sich
die Chance, von bisherigen, auf Militär-
blöcken und gegenseitiger konventionel-
ler wie atomarer Abschreckung fußenden
Sicherheitskonzeptionen zu einer primär
zivil orientierten Sicherheitssystematik
überzugehen. Diese Chance ist von den
Staaten, insbesondere der NATO, nicht
genutzt worden.

Im Gegenteil: Kriege, militärische Ge-
walt und Stärke sowie die Drohung mit
ihnen gewinnen in der internationalen
Politik, in den internationalen Staaten-
beziehungen an der Schwelle zum 21.
Jahrhundert an Stellenwert. Nach wie
vor existiert eine ständige und reale Be-
drohung des Weltfriedens. Mehr noch:
Was noch vor 10 Jahren undenkbar schi-
en, ist heute Realität. Unter Bruch des
Friedensgebots des Grundgesetzes und
völkerrechtlicher Verpflichtungen ist
Deutschland – im NATO-Bündnis – am
Ende des 20. Jahrhunderts wieder krieg-
führende Partei geworden. Der im Er-
gebnis des 2.Weltkrieges bislang schein-
bar unantastbare Grundsatz „Nie wieder
darf von deutschem Boden Krieg ausge-
hen“ läuft mit der von der Schröder/Fi-
scher-Regierung vorgenommenen Neu-
gewichtung deutscher Außenpolitik
ernsthaft Gefahr, künftig unkenntlich
gemacht und zur Makulatur zu werden.

Vor diesem Hintergrund bleiben unse-
re grundsätzlichen Aussagen über die
friedens- und sicherheitspolitischen Po-
sitionen der Partei des Demokratischen
Sozialismus aktuell und gültig,wie sie im
Parteiprogramm, in den Wahlprogram-
men unserer Partei zu den Bundestags-
wahlen 1998 und zum Europäischen Par-
lament (1999) umrissen wurden.

Heute sind die internationalen Sicher-
heitsmechanismen, sind die Möglichkei-
ten von UNO und OSZE weit davon ent-
fernt, Frieden zu gewährleisten. Interna-
tionale Mechanismen zur Lösung der
weltweiten wirtschaftlichen, ökologi-
schen und sozialen Probleme, zur Errei-
chung eines Zustandes von Stabilität und
Wohlfahrt fehlen fast völlig. Die wirt-
schaftlichen und sozialen Voraussetzun-
gen für eine friedliche Entwicklung müs-
sen erst noch geschaffen werden.

Diese Mängel hängen nicht in erster

Linie mit der UNO, ihrer Struktur, ihrer
Verfasstheit oder ihrem Apparat zusam-
men. Internationale Staatenorganisatio-
nen können nicht besser sein als die Welt,
in der sie existieren, denn nur ihre Mit-
gliedsstaaten und das zwischen ihnen be-
stehende politische und wirtschaftliche
Kräfteverhältnis entscheiden über ihre
Wirksamkeit. Trotz dieser Erkenntnis
bleibt die UNO als universales politi-
sches Instrument zur Lösung der großen
Fragen unserer Zeit alternativlos und un-
verzichtbar. Die Organisation sowie das
von ihr hervorgebrachte Völkerrecht ha-
ben zur Zeit der Systemauseinanderset-
zung zwischen Ost und West einen uner-
setzbaren Beitrag zur Sicherung des
Weltfriedens geleistet. Die in der UN-
Charta verbrieften völkerrechtlichen
Prinzipien für das Zusammenleben der
Staaten und Völker wurden von der in-
ternationalen Gemeinschaft als ein poli-
tischer Grundkonsens angenommen,des-
sen Verteidigung in seiner Gesamtheit ge-
rade heute zu einem kategorischen Im-
perativ wird.

Nach dem Wegfall der Ost-West-
Blockkonfrontation und der Auflösung
des Warschauer Vertrages erfolgte eine
Kräfteverschiebung zugunsten der poli-
tisch und wirtschaftlich dominanten
Staaten des Nord-Westens. Das führte zu
mehr Unsicherheit und Unberechenbar-
keit in den internationalen Beziehungen.
Im Gefolge des neoliberalen Globalisie-
rungsprozesses entstehen neuartige Risi-
ken und Konflikte. Ihnen sind die Orga-
nisationen in heutiger Gestalt mit den
vorhandenen Instrumentarien und Wir-
kungsmechanismen nicht mehr gewach-
sen. Die USA sind dabei, auch die UNO
als wichtigsten verbleibenden universa-
len internationalen Mechanismus für die
Organisation der zwischenstaatlichen
internationalen Beziehungen ihren eige-
nen Machtinteressen unterzuordnen und
– soweit dies nicht gelingt – aus der prak-
tischen Politik auszuschalten. Das be-
dingt eine wachsende Ineffizienz der
UNO bei der Lösung komplizierter in-
ternationaler Konflikte bzw. der Suche
nach Alternativen angesichts der globa-
len Herausforderungen.Vor dem Hinter-
grund wachsender ethnischer, religiöser
und sozialer Konflikte wird versucht,das
Völkerrecht zu verändern: Einzelne Be-
standteile werden herausgelöst, zweck-
bestimmt zum Primat erklärt und für die
Durchsetzung globaler Ansprüche in-
strumentalisiert und missbraucht. Die
Leidtragenden sind dabei die betroffenen
Völker.

Der Selbstmandatierung der NATO
muss eine internationale Alternative ent-
gegengesetzt werden, die diesen Kreis-
lauf durchbricht. Eine solche Alternative
kann nur in der Stärkung der UNO und
dem erreichten Völkerrechtskonsens und
dessen Weiterentwicklung im Sinne zivi-
ler Konfliktvorbeugung und Konfliktlö-
sung bestehen. Denn das Fehlen völker-
rechtlicher Normen, die den neuen Risi-
ken Rechnung tragen, führt nicht

zwangsläufig zu weniger Einmischung
von außen, sondern zur Besetzung der
Freiräume durch die Stärkeren. Unge-
achtet des Missbrauchs der UNO durch
die USA und ihre Verbündeten, bleibt sie
ein unverzichtbares universales Staaten-
forum, das die Fähigkeit und die not-
wendigen Kapazitäten entwickeln kann,
imperialen Einfluss zu begrenzen. Die
von der UNO hervorgebrachten verbind-
lichen Völkerrechtsprinzipien legen den
imperialen Interventionsbestrebungen
Fesseln an.

Bei der Betrachtung der UNO, ihrer
völkerrechtlichen Grundsätze und ihrer
künftigen Gestalt geht es der PDS nicht
um eine Revision oder Abspaltung ein-
zelner Bestandteile, sondern um die Ver-
teidigung des bisher erreichten Grund-
konsens und dessen demokratische Wei-
terentwicklung.Unsere Bemühungen um
eine Reformierung der UNO darf nicht zu
einem Rückfall hinter diesen Grundkon-
sens führen, sondern muss der weiteren
Ausprägung seiner zivilisatorischen Ka-
pazität dienen.

Daher tritt die PDS erstens für die
volle Beachtung und konsequente Um-
setzung der UN-Charta in ihrer Gesamt-
heit ein.

Der Einführung einer militärischen
Logik der Krisenbewältigung in das UN-
System, wie sie von den USA und ihren
Verbündeten mittels der NATO ange-
strebt werden,und dem Missbrauch eines
UN-Mandats zur Durchsetzung nationa-
ler ökonomischer und politischer Inter-
essen durch NATO-Staaten ist entgegen-
zutreten. Das beinhaltet auch die Aner-
kennung des Gewaltverzichts zwischen
den Staaten entsprechend der UNO-
Charta und der Rechte des Sicherheits-
rates zur Bewahrung oder Wiederher-
stellung des Friedens.

Zweitens tritt die PDS für eine Demo-
kratisierung der Strukturen und Ent-
scheidungsmechanismen der Vereinten
Nationen ein. Neue Subjekte in Gestalt
der Nichtregierungsorganisationen
(NGO) haben die Bühne politischen Han-
delns auch auf der Weltebene betreten
und sich als neue demokratische Kraft in
den internationalen Beziehungen eta-
bliert. Diese gewachsene Rolle sollte sich
in realen Formen der Einbeziehung ihres
emanzipatorischen und zivilisatorischen
Know-hows in der Tätigkeit der UNO wi-
derspiegeln.

Der Sicherheitsrat als letztinstanzli-
ches Entscheidungsgremium ist zugun-
sten der Staaten Asiens, Afrikas und La-
teinamerikas zu erweitern.Wir lehnen die
Pläne der Bundesregierung ab, einen
ständigen Sitz im Sicherheitsrat einzu-
nehmen. Es geht vielmehr um eine prin-
zipielle Demokratisierung der Entschei-
dungsmechanismen.

Die Generalversammlung als einziges
Organ, das alle Mitgliedsstaaten reprä-
sentiert, ist mit größeren Vollmachten
auszustatten zum Zwecke der Einrich-
tung wirksamer Instrumente und Orga-
ne zur Lösung der wirtschaftlichen, so-
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zialen und ökologischen Probleme der
Welt.Währungsfonds und Weltbank soll-
ten der Aufsicht dieser Organe unterstellt
werden.

Drittens treten wir für eine weitere
Ausprägung der Wirksamkeit und Wei-
terentwicklung der in der UN-Charta de-
finierten völkerrechtsverbindlichen
Normen und Instrumente ein.
Pia Maier, Diether Dehm, Michael Schumann 

Regionalkonferenz NRW u.a.

Änderungsanträge zum
Antrag des Vorstands
„Positionen der PDS zur internationalen Kri-
sen- und Konfliktbewältigung“
1. Punkt 2 soll wie folgt geändert werden:

Die PDS tritt für ein Verbot von Rü-
stungsexporten bis hin zum Verbot des
Exports sogenannter Kleinwaffen sowie
für den Stopp jeglicher Militärhilfen ein.

Begründung: Da die Militärhilfen der
Bundesrepublik, z.B.an die Türkei, in der
Vergangenheit eine große Rolle gespielt
haben, sollten sie extra erwähnt werden.
Der Vernichtungskrieg gegen die Kurden
hätte ohne deutsche Militärhilfe – auch
in Geldzahlungen – gar nicht geführt
werden können.

2. Die drei letzten Sätze von Punkt 5
sollen durch folgende vier Sätze ersetzt
werden:

Die PDS lehnt gewaltsame Interven-
tionen ohne Mandat der UNO ab. Sie ist
auch strikt gegen von der UNO manda-
tierte Einsätze, wenn zivile Maßnahmen
zur Konfliktlösung ungenutzt blieben
oder nicht ausgeschöpft wurden.Im übri-
gen wird die PDS nach eingehender Ana-
lyse von Ursachen und der Entstehungs-
geschichte eines Konflikts sowie der In-
teressen der Konfliktparteien, von
Großmächten oder anderen intervenie-
renden Staaten prüfen, ob im Ausnah-
mefall der notwendige Stopp eines Völ-
kermordes oder einer Aggression mit mi-
litärischen Mitteln durch den UN-Si-
cherheitsrat hingenommen werden muss.
Auch in solchen Fällen kann es nur dar-
um gehen, Bedingungen zu schaffen, un-
ter denen zivile Mittel wirksam werden
können.

Begründung: Die Änderungen sollen
die Kritik auch an mandatierten UN-
Militäreinsätzen verstärken. Die ur-
sprüngliche Formulierung – insbesonde-
re das Wort „akzeptieren“ – würde in Aus-
nahmefällen die Zustimmung zu mi-
litärischen UN-Einsätzen ermöglichen.
In seltenen Ausnahmefällen – z.B. wenn
beide Seiten einem Militäreinsatz zu-
stimmen – kann es zwar ausreichend sein,
unsere prinzipielle Ablehnung aller mi-
litärischen Mittel durch eine Enthaltung
deutlich zu machen.Zustimmen sollte die
PDS jedoch auch dann nicht.

Alles in allem sollten wir unsere Kri-
tik an der Bundesregierung, die militäri-
sche UN-Einsätze aktiv betreiben will,
nicht schwächen, sondern nicht müde

werden, deutlich zu machen, dass mi-
litärische „Lösungen“ keine Lösungen
sind. Die im Antragstext genannten Bei-
spiele Haiti und Osttimor sollten wir
weglassen, sie lösten auf der Konferenz
in Köln sofort sehr kontroverse Diskus-
sionen aus.

3. Hinter dem ersten Satz von Punkt 6
soll eingefügt werden:

Die PDS ist der Auffassung, dass bei
Mandatierungen gemäß Kapitel VII der
UN-Charta die Metropolenstaaten, d.h.
Großmächte mit globalen Interessen,
ausgeschlossen bleiben sollten. Das glei-
che gilt für Staaten, die Interessen in der
betroffenen Region verfolgen.

Begründung: Es gibt auch regionale
Vormacht-Staaten, wobei unser Ziel, die
Großmächte aus den Mandatierungen
nach Kapital VII der UN-Charta ganz
herauszuhalten,nicht verwässert werden
soll.

4. Der letzte Satz von Punkt 6 soll wie
folgt geändert werden:

Insbesondere die Verantwortung
Deutschlands für zwei Weltkriege bringt
uns zu der Überzeugung, dass gerade
Deutschland seine internationale Verant-
wortung ausschließlich als Zivilmacht
wahrnehmen sollte – als eine Macht, die
ihr Gewicht bewusst nicht über ihre mi-
litärische Kraft definiert und zur Gel-
tung bringt.

Begründung: Die in der Begründung
des Antrages ausführlich dargelegte Ver-
antwortung Deutschlands für zwei Welt-
kriege sollte auch im Beschlußtext selbst
vorkommen. Die Worte „vor allem“ sol-
len durch das Wort „ausschließlich“ er-
setzt werden, um die antimilitaristische
Position der PDS deutlicher zu machen.

5.An den letzten Satz von Punkt 6 sol-
len folgende Änderungen angefügt wer-
den:

Aus den gleichen Gründen sind wir ge-
gen einen ständigen Sitz der Bundesre-
publik im Sicherheitsrat. Deutschland
muss ein Kriegsdienstverweigerer unter
den Staaten sein.

Begründung: Die ebenfalls in der Be-
gründung des Antrages enthaltene Ab-
lehnung eines Sitzes Deutschlands im Si-
cherheitsrat sollte auch im Antrag selbst
vorkommen, um eine schärfere Tren-
nungslinie zur Großmachtpolitik der
Bundesregierung zu ziehen. Die aus der
Friedensbewegung stammende Forde-
rung, Deutschland solle ein Kriegs-
dienstverweigerer unter den Staaten
sein,würde deutlich machen,dass wir po-
litisch die Verbindung mit den vielen
Kriegsdienstverweigerern wollen.

Auf Grundlage der Diskussion auf der PDS-
Regionalkonferenz zur Programmdiskussion
am 19. Februar 2000 in Köln wird dieser An-
trag unterstützt von:
Ulla Lötzer (MdB, Sprecherin Landesvorstand
[LV] NRW), Wolfgang Freye (LV NRW), Astrid Kel-
ler (Parteitagsdelegierte, MdR Dortmund), Klaus
H. Jann (Sprecher KV Mettmann, MdR Wülfrath),
Ulrike Detjen (LV NRW), Peter Bathke (Köln),
Günter Ackermann (Kreisvorstand Duisburg),
Michael Aggelidis (Kreisvorstand Bonn), Sahin

Aydin (LV NRW), Merlin Carl (Kreisvorstand
Rhein-Sieg), Jörg Detjen (MdR Köln), Christoph
Ferdinand (AStA-Referent, Essen), Ralf Fischer
(Sprecher KV Essen), Gabriele Giesecke (Spre-
cherin KV Essen, Parteiratsdelegierte, MdR),
Eberhard Harbrink (Vorstand BG Mülheim),
Michaela Hasenbalg (Bonn), Heinrich Hellwig
(Kreisvorstand Essen), Volkmar Herpertz (Kreis-
vorstand Essen), Thorsten Jannoff (MdR Gelsen-
kirchen), Damian Januschewski (Sprecher UK
Oberberg), Daniel Lack (Sprecher BG Rade-
vormwald), Frank Laubenburg (MdR Düsseldorf),
Thomas Leber (Köln), Michael Otter (Schatzmei-
ster KV Rhein-Sieg), Hanno Raussendorff (Lan-
desvorstand NRW), Rolf Rosinski (Sprecher BG
Mülheim), Susanne Schregel (LV NRW), Sengül
Senol (MdR Köln), Ralf Sondermeyer (Schatz-
meister KV Hagen), Werner Wachner (Oberhau-
sen), Manfred Weber (Sprecher KV Hagen), Ger-
not Westphalen (Bonn), Christoph Wiese (Spre-
cher KV Köln).
Aus dem PDS-LVBayern wird dieser Antrag un-
terstützt von:
Uwe Hiksch (MdB), Sima Soraya (Sprecherin LV
Bayern), Stephan Straub (Sprecher LV Bayern),
Martin Fochler (LV Bayern, Parteiratsdelegier-
ter), Kristina Hadeler (LV Bayern, Sprecherin KV
Nürnberg), Johannes Kakoures (Schatzmeister
KV München, Parteitagsdelegierter), Brigitte
Wolf (LV Bayern, Spre-cherin KV München), Jan
Tepperies (Sprecher KV München)

Sylvia-Yvonne Kaufmann u.a.
Antrag an die 3. Tagung des 6. Parteitages

Nein zu UN-Militärein-
sätzen – Internationale
Krisen und Konflikte
friedlich lösen
1. Am Beginn des 21. Jahrhunderts sind
Kriege, Militärinterventionen, qualitati-
ve Aufrüstung und militärische Block-
bildung Kennzeichen der internationa-
len Politik. Entgegen allen Erwartungen
ist der Frieden in der Welt seit Beendi-
gung der Ost-West-Blockkonfrontation
nach 1990 nicht sicherer geworden. Die
Militarisierung von Politik, zwi-
schenstaatlichen Beziehungen und Ge-
sellschaften ist vielmehr zu einer exi-
stentiellen Bedrohung geworden. Das
Friedensgutachten 1999 der deutschen
Friedens- und Konfliktforschung listet
für das Jahr 1998 weltweit 33 Kriege so-
wie Dutzende Spannungs- und Krisen-
herde auf.

Die politischen und ökonomischen
Kräfteverhältnisse verändern sich. Die
internationalen Beziehungen sind tief-
greifenden Erschütterungen ausgesetzt,
deren Ausgang und Ende nicht absehbar
sind. Infolge dieser gewaltigen Um-
brüche in den Weltbeziehungen entste-
hen neuartige Interessengegensätze zwi-
schen Staaten,Völkern und unterschied-
lichen Kulturkreisen.Alte Konflikte bre-
chen mit voller Wucht aus, und es wird
Feuer für neue, gefährliche Brandherde
gelegt.Faktisch beherrschen die USA den
komplexen Konfliktbogen vom Balkan,
den Nahen Osten, über Kaschmir, die
koreanische Halbinsel bis Taiwan. Beste-
hende Chancen für Frieden und Abrü-
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stung und für ein ziviles und kooperati-
ves internationales Sicherheitssystem
werden vor allem von den USA und ihren
NATO-Verbündeten bewusst missachtet.
Der globalisierte Kapitalismus maßt sich
das Recht an militärisch zu intervenie-
ren, wo und wann immer er es für erfor-
derlich erachtet. Er blockiert notwendi-
ge internationale wirtschaftliche und so-
ziale Wandlungen, insbesondere einen
grundlegenden solidarischen und sozial-
ökologischen Umbau der Weltwirtschaft.
Die internationale Sicherheit wurde da-
durch gravierend vermindert, dass Abrü-
stung ebenso verhindert wird wie die
Entmilitarisierung und Demokratisie-
rung der internationalen Staatenorgani-
sationen.

Nach dem Ende des bipolaren Weltsy-
stems und des „Gleichgewichts des
Schreckens“ ist der Krieg auch nach Eu-
ropa zurückgekehrt. Die deutsche
Außenpolitik hat in den 90er Jahren zur
Eskalation der Krisen und bewaffneten
Konflikte im früheren Jugoslawien bei-
getragen. Sie hat ein hohes Maß an poli-
tischer Mitverantwortung am Zer-
fallsprozess dieses Landes sowie an der
Zuspitzung der Lage auf dem Balkan.
1999 ist in Deutschland der ursprüngli-
che Konsens, dass von deutschem Boden
nie wieder Krieg ausgehen dürfe, durch
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, CSU
und F.D.P. zerstört worden. Deutschland
war erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg
wieder Partei eines Angriffskrieges.

Mit dem als „humanitäre Interventi-
on“ deklarierten Kosovo-Krieg haben die
USA und die im NATO-Bündnis zusam-
mengeschlossenen Metropolenstaaten in
direkter Umsetzung ihres in Washington
beschlossenen „Neuen Strategischen
Konzepts“ aller Welt demonstriert, dass
sie entschlossen sind, zur Durchsetzung
ihrer politischen, wirtschaftlichen und
Machtinteressen für sich jederzeit das
„Recht“ auf weltweite militärische In-
tervention und Kriegführung in An-
spruch zu nehmen. Ähnlich agieren die
westeuropäischen EU-Mitgliedstaaten.
Auf der Grundlage der EU-Gipfel-Be-
schlüsse von Helsinki forcieren sie in dra-
matischem Tempo die Bildung „autono-
mer EU-geführter Krisenstreitkräfte“,
um unter dem Deckmantel sogenannter
„friedensschaffender Maßnahmen“
weitgehend unabhängig von den USA
und der NATO in und außerhalb Europas
in Konflikte militärisch intervenieren zu
können.

Diese, von der rot-grünen Bundesre-
gierung maßgeblich mitbeförderte „Poli-
tik der Selbstmandatierung“ zur angeb-
lichen Krisen- und Konfliktbewältigung
missachtet das durch die Mächte der An-
ti-Hitler-Koalition nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs geschaffene und auf
die Ächtung des Krieges und militäri-
scher Gewaltanwendung gerichtete Völ-
kerrecht. Die UNO, die OSZE und die
nichtmilitärischen kooperativen Formen
internationaler Sicherheit werden zu-
gunsten eines politischen und militäri-

schen Machtmonopols des Westens an
den Rand der internationalen Politik ge-
drängt. Globale Kapitalinteressen sollen
durch globale Militär- und Interventi-
onsmacht abgesichert werden.

2. Das seit 1945 bestehende Völker-
recht, insbesondere das in der UN-Char-
ta verankerte und für alle UN-Mitglied-
staaten verbindliche Prinzip des Ver-
zichts auf Androhung und Anwendung
militärischer Gewalt ist bereits zu Zeiten
des Ost-West-Konflikts von den USA und
der Sowjetunion vor allem in ihren je-
weiligen politischen Einflussbereichen
fortwährend missachtet worden.Die Par-
tei des Demokratischen Sozialismus hat
sich daher in kritischer Analyse der Ge-
schichte der internationalen Politik,
einschließlich des völkerrechtswidrigen
Einmarsches des Warschauer Vertrages in
die Tschechoslowakei, der sowjetischen
Militärinterventionen in Ungarn und Af-
ghanistan, sowie in Auseinandersetzung
mit den militärisch geprägten Sicher-
heitskonzeptionen der SED dafür ent-
schieden, aus der herkömmlichen politi-
schen Logik des Denkens und Handels in
militärischen Abschreckungs-, Bedro-
hungs- und Kriegsführungskategorien
auszubrechen und militärische Gewalt-
anwendung als Mittel der internationa-
len Politik strikt abzulehnen.

Die PDS engagiert sich seit ihrer
Gründung für eine zivile, nichtmilitäri-
sche Außen- und Sicherheitspolitik.Des-
halb hält sie an allen ihren in den Wahl-
programmen – sowohl für den Bundestag
(1998) als auch für das Europäische Par-
lament (1999) – formulierten Positionen,
Forderungen und Vorschlägen fest. So
wird sie sich auch weiterhin für die Auf-
lösung der NATO und gegen die Milita-
risierung der Europäischen Union, für
das Verbot von Rüstungsexporten und
das Verbot aller Massenvernichtungswaf-
fen, für allgemeine, vollständige Abrü-
stung und Rüstungskonversion engagie-
ren. Sie wendet sich gegen jegliche Aus-
landseinsätze der Bundeswehr, setzt sich
für die deutliche Reduzierung der Streit-
kräfte in kürzester Zeit ein und will, dass
die Wehrpflicht als Bestandteil eines ein-
seitigen, langfristigen und vollständigen
Abrüstungsprozesses abgeschafft wird.

Die PDS tritt entschieden für interna-
tionale kollektive Sicherheitsstrukturen
und -systeme ein sowie für die Durchset-
zung des militärischen Gewaltverbots in
der internationalen Politik. Sowohl die
UNO als auch die OSZE,die aufgrund ih-
rer Zusammensetzung und vereinbarten
Arbeitsgrundsätze am besten für ein
wirksames europäisches Sicherheitssy-
stem geeignet ist, verfügen über zahlrei-
che Mechanismen und Instrumentarien
für präventive Konfliktbearbeitung und
zivile Konfliktbeilegung. Die Vereinten
Nationen mit ihren verschiedenen Spe-
zialorganisationen, vor allem die in Ka-
pitel VI der UN-Charta fixierten Regeln
für friedliche Streitbeilegung bieten
dafür ein breitgefächertes Reservoir.Hier
sind auch die UN-Blauhelmeinsätze –

wie zum Beispiel auf den Golanhöhen
oder auf Zypern – einzuordnen, deren
Aufgabe darin besteht, nach einem Waf-
fenstillstand und mit Zustimmung der
Konfliktparteien ohne militärische Ge-
waltanwendung Frieden zu bewahren.
Der Kern des Problems besteht aber dar-
in, dass die zivilen Möglichkeiten der
UNO und der OSZE in der Praxis der in-
ternationalen Politik entweder nicht
oder nur halbherzig genutzt und schon
gar nicht mit den erforderlichen finanzi-
ellen Mitteln ausgestattet werden.

Seit den 90er Jahren (beginnend mit
dem vom Sicherheitsrat unter Berufung
auf Kapitel VII der UN-Charta sanktio-
nierten und damit UN-mandatierten
Golfkrieg im Gefolge der Aggression
Iraks gegen Kuwait) ist zudem mehr und
mehr offensichtlich, dass die USA auf-
grund der veränderten Weltlage sowohl
die UNO als auch die OSZE (wie z.B.beim
Abzug der OSZE-Beobachter aus dem
Kosovo) je nach ihrer Interessenlage be-
nutzen. Aus all dem erklärt sich vor al-
lem auch die sprunghafte Zunahme UN-
mandatierter Militärinterventionen zur
„humanitären Krisen- und Konfliktbei-
legung“, die in den letzten 10 Jahren un-
ter Berufung auf Kapitel VII der UN-
Charta stattfanden. Haiti, aber auch Ost-
Timor bilden da keine Ausnahme. Im Ge-
genteil. Die Analyse der Vorgeschichte,
der Ursachen und des Verlaufs dieser bei-
den Konflikte bestätigen, dass auch hier
– wie bei allen anderen nach Kapitel VII
mandatierten UN-Militäreinsätzen – zi-
vile Möglichkeiten der Konfliktbeile-
gung nicht nur ungenutzt blieben. Viel-
mehr haben die USA in Haiti durch di-
rekte und indirekte Einmischung bzw. in
Ost-Timor ebenso wie andere Mächte
durch Parteinahme oder fortgesetzte Rü-
stungsexporte konfliktverschärfend
agiert. In Ost-Timor wurde das mit Hilfe
der UN durchgeführte Referendum
höchst halbherzig vorbereitet und wie in-
zwischen eingeräumt wird, Tod und Ver-
treibung in Kauf genommen.

3. Die jüngsten Entwicklungen in der
internationalen Politik bestärken die
PDS darin, gemeinsam mit den verschie-
densten nationalen und internationalen
Kräften der Friedensbewegung, der
Kriegsdienstverweigererbewegung und
Nichtregierungsorganisationen sowie als
Teil der pluralistischen europäischen
Linken der Militarisierung der interna-
tionalen Politik und der Gesellschaften
weiterhin konsequent entgegenzuwirken
und ihre politische Verantwortung als
einzige im Deutschen Bundestag vertre-
tene Antikriegspartei engagiert wahrzu-
nehmen.

Sie macht sich keine Illusionen über
die Schwierigkeiten und ihre eigenen
Möglichkeiten, die von den USA und
ihren Partnern vorangetriebene Militari-
sierung der internationalen Beziehungen
zu beenden, der „Relegitimierung“ von
Krieg durch NATO und EU,aber auch der
unter einem behaupteten Völkergewohn-
heitsrecht subsumierten militärischen
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Gewaltanwendung in der internationa-
len Politik unter dem Dach der UNO ent-
gegenzuwirken. Sie hat auch keine Illu-
sionen über die Komplexität und Viel-
schichtigkeit aller damit zusammenhän-
genden Fragen. Sie ist sich jedoch be-
wusst, dass die dringenden Veränderun-
gen eines langen Atems,beharrlichen Wi-
derstandes gegen den gegenwärtigen po-
litischen mainstream und gegen die Poli-
tik der Bundesregierung sowie des be-
ständigen Ringens um ein grundlegend
gewandeltes gesellschaftliches und poli-
tisches Klima bedürfen.

Um als konsequente Friedens- und Ab-
rüstungspartei offensiver und überzeu-
gender in die Gesellschaft hinein wirken
zu können, wird sie sich auf allen Ebenen
der Partei intensiver als bisher aktuellen
Fragen der internationalen Politik wid-
men. Dies gilt insbesondere für den Aus-
bau der Zusammenarbeit mit der Frie-
dens- und Konfliktforschung und Frie-
densorganisationen, für die Entwicklung
der eigenen Analysefähigkeiten über Ur-
sachen, Hintergründe und Zusammen-
hänge internationaler, regionaler, zwi-
schenstaatlicher und innerstaatlicher
Krisen und Konflikte sowie für die Wei-
terentwicklung und Konkretisierung von
Konzepten der PDS zur zivilen, nichtmi-
litärischen Konfliktvorbeugung und
Konfliktbewältigung.

Bei der Entwicklung ihrer alternati-
ven Politikkonzepte wird die PDS die
UNO, als der einzig existierenden uni-
versellen politischen Staatenorganisati-
on, auch bei aller berechtigten Kritik an
ihr verteidigen. Sie sieht sie gerade an-
gesichts der Globalisierungsprozesse in
unserer heutigen Zeit als unverzichtbare
internationale Organisation an, die ge-
stützt auf ihre Spezialorganisationen ei-
ne wichtige Rolle zur Lösung der globa-
len Probleme dieser Welt spielen kann.
Das setzt voraus,dass die Staaten die völ-
kerrechtlich fixierte Verantwortung der
UNO zur Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit respektie-
ren und sie mit den dafür erforderlichen
politischen und finanziellen Mitteln aus-
statten. Es darf nicht länger zugelassen
werden, der UNO einerseits die Arbeits-
möglichkeiten zu entziehen (die USA
schuldeten ihr 1999 fast 1,8 Milliarden
US-Dollar) und der Weltorganisation an-
dererseits Unfähigkeit zur Konfliktlö-
sung und -verhütung vorzuwerfen bzw.
sie schrittweise an der Fähigkeit, wirk-
same zivile Konfliktlösungsmechanis-
men zu entwickeln, zu hindern und das
internationale Vertrauen in sie zu er-
schüttern. Vielmehr muss das UNO-Sy-
stem entsprechend der Charta zum Zen-
trum gemeinsamer internationaler Akti-
vitäten zur Sicherung von Frieden und
Entwicklung, zur Achtung und Verwirk-
lichung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten, zur Zusammenarbeit der
Staaten auf der Grundlage der Gleichbe-
rechtigung, zur Beseitigung von Hunger,
Armut und Unterentwicklung und zum
Erhalt der natürlichen Umwelt ausge-

baut werden.
In der gegenwärtigen Diskussion um

Konfliktbeilegung und -prävention
nimmt das Verhältnis von Völkerrecht
und Menschenrechten einen zentralen
Platz ein. Die PDS bekräftigt ihre Auf-
fassung,wonach ohne Beachtung des Völ-
kerrechts keine umfassende Durchset-
zung von Menschenrechten möglich ist.
Menschenrechte haben eine zivile, keine
militärische Logik. Sie sind im Völker-
recht verankert.Ihre Grundlagen sind die
internationalen, von den Staaten abge-
schlossenen Verträge sowie die entspre-
chenden Artikel der UN-Charta, die In-
terventionen mit militärischen Mitteln zu
deren Umsetzung nicht vorsehen. Darin
liegt die eigentliche ethische völker-
rechtliche Verankerung der Menschen-
rechte. Dies sind für die PDS die maß-
geblichen Kriterien zur Einschätzung
und Festlegung von Positionen im Hin-
blick auf Entscheidungen des UN-Si-
cherheitsrats. Dabei berücksichtigen wir
auch,dass die Vereinten Nationen,die an-
deren Organisationen des UNO-Systems
und die UN-Charta trotz Dominanz der
USA und ihrer Bündnispartner über die
Weltorganisation zugleich ein wichtiges
Hindernis gegen die globalen Machtam-
bitionen der NATO und zugleich der Rah-
men für die Bewahrung demokratischer
Alternativen sind.

Die PDS lehnt aus all diesen Gründen
UN-mandatierte Militärinterventionen
unter Berufung auf Kapitel VII der UN-
Charta ab.
Begründung:
Die Antragstellerinnen und Antragstel-
ler sprechen sich dafür aus, dass die PDS
ihre bisherige Position beibehält, UN-
mandatierte Militäreinsätze zur Beile-
gung internationaler Krisen und Kon-
flikte abzulehnen und ihnen auch nicht
im sogenannten „Ausnahmefall“ bzw.
„Einzelfall“ zuzustimmen.Aussagen und
Einschätzungen in den Antrags- und Be-
gründungstexten des Antrags des Partei-
vorstands sind politisch wie inhaltlich
widersprüchlich und nicht überzeugend.
Die Antragstellerinnen und Antragstel-
ler sehen gerade angesichts der Entwick-
lungen in der internationalen Politik kei-
ne schlüssigen politischen Gründe, wes-
halb die PDS ihre alternative Politik än-
dern sollte.Vielmehr ist es sowohl für das
politische Selbstverständnis als auch für
das politische Profil der PDS als einzige
im Bundestag vertretene Friedenspartei
außerordentlich bedeutsam, ihre eindeu-
tig ablehnende Position zu UN-Mi-
litäreinsätzen beizubehalten.

Antragstellerinnen und Antragsteller:
Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann, MdEP, stellv. Par-
teivorsitzende; Siglinde Schaub, MdA; Prof. Dr.
Gregor Schirmer (MA PDS Bundestag) Dagmar
Enkelmann, MdL; Monty Schädel, MdL; Kon-
stantin Brandt, LaVo-Mitglied; Dorothee Menz-
ner, Mitglied im BuVo der PDS, Landesvorsitzen-
de;Steffen Dittes, MdL; Roland Hahnemann,
MdL; Carsten Hübner, MdB; Prof. Dr. Ludwig
Elm, Ex-MdB, Vors. des Thüringer Verbands der
VvdN/BdA

Militäreinsätzen nach Kapitel 7 der UN-Charta

Beschluss des Landes-
parteitages der PDS
Thüringen 
Gewalt, einschließlich militärische Ge-
walt sind zur dauerhaften Lösung von
politischen Konflikten ungeeignet. Zu
deren Lösung bedarf es vor allem der
Durchsetzung der politischen und sozia-
len Menschenrechte.Humanitäre Hilfe in
Krisensituationen kann und muss durch
zivile Kräfte gewährleistet werden. Des-
halb lehnen wir die zunehmende Milita-
risierung der EU- und der bundesdeut-
schen Außenpolitik sowie Auslands-
einsätze der Bundeswehr ab.

Die UNO muss als friedensbewahren-
de und friedenserhaltende Institution ge-
stärkt und demokratisiert werden. Zur
Bewahrung des Friedens sind zugleich
Abrüstung und Rüstungsexportverbot
sowie der Abbau von Geheimdiensten
nötig. In der PDS haben pazifistische
Grundpositionen eine politische Heimat,
auch wenn sich die PDS als pluralistische
linke Partei nicht als rein pazifistisch
versteht. Zugleich erkennen wir das
Recht auf Widerstand an, auch wenn wir
nicht jede Form, mit der dieses Recht
wahrgenommen wird, als geeignet be-
trachten.

Aus diesen Gründen stellt der Landes-
parteitag an den Bundesparteitag fol-
genden Antrag: 

Die PDS ist und bleibt konsequente
Antikriegspartei. Wir kämpfen gegen je-
de Form von Aggression, gegen die zu-
nehmende Militarisierung in der inter-
nationalen Politik und gegen Ausland-
seinsätze der Bundeswehr. Um in diesem
Kampf gemeinsam mit anderen Kräften
in der Friedensbewegung Mehrheiten
mobilisieren zu können, braucht die PDS
nachvollziehbare und glaubwürdige frie-
denspolitische Positionen. Deshalb müs-
sen wir diese ständig kritisch und selbst-
kritisch überprüfen. Vor dem Hinter-
grund neuer Entwicklungen (Jugosla-
wien-Krieg, Ost-Timor, neue NATO-
Strategie) betrachtet der Bundespartei-
tag die Diskussion zur Haltung der PDS
zu Militäreinsätzen nach Kapitel 7 der
UN- Charta als Bestandteil der pro-
grammatischen Debatte. Deshalb kön-
nen vorschnelle Beschlüsse diese Debat-
te nur behindern und nicht befördern. In-
sofern sieht der Parteitag die Formulie-
rungen im Parteiprogramm und die Be-
schlusslage des Magdeburger Parteitages
1996 als gültig an.

Es liegt im Selbstverständnis der PDS,
dass Abgeordnete ihre Entscheidungen
sowohl auf der Grundlage geltender Be-
schlusslagen als auch nach ihrem Gewis-
sen treffen. Hierbei auftretende Diffe-
renzen müssen miteinander und nicht ge-
geneinander diskutiert und ausgestritten
werden.
53 ja, 18 nein, 13 Enthaltungen
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R 4. März: Der Krieg und die Evangelische Kirche. In Tutzing findet eine Ta-
gung „Was rechtfertigt Krieg?“ Der Krieg im Kosovo provoziert ein neues
Nachdenken über die Friedensethik statt.

11. März: Berlin: Workshop „Informationskrieg und Informationsfrieden“.
Zur Kritik der Sicherheitspolitik in der Informationsgesellschaft, 10-17.30
Uhr, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, Raum 446, aus-
führliches Programm: http://userpage.fu-berlin.de/~bendrath/fogis/
workshop3-2000.html,VA: Forschungsgruppe Informationsgesellschaft und
Sicherheitspolitik FoG:IS http://userpage.fu-berlin.de/~bendrath/fogis in
Zusammenarbeit mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Kontakt: Bundesstif-
tung Rosa Luxemburg, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin, Tel.:
030/29784221, Fax: 030/29784222. E-Mail: info@bundesstiftung-rosa-lu-
xemburg.de  Internet: http://www.bundesstiftung-rosa-luxemburg.de

17. März: Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz der Grünen. Veranstal-
tet von: Bundesverband in Karlsruhe, Schwarzwaldhalle 

18. März: 5. Bundesweiter Aktionstag: Solidarität gegen staatliche Unter-
drückung – das Schweigen brechen – die Initiative ergreifen – für die Frei-
heit der politischen Gefangenen. Der Aufruf zum Aktionstag ist in „so oder
so“, Januar 2000, auch im Angehörigen Info, veröffentlicht. Die Aktionen
werden örtlich durchgeführt.

18. März: Hamburg: 2. Hearing für ein Europäisches Tribunal zum NATO-
Krieg gegen Jugoslawien als Bestandteil des Welttribunals (Ramsay Clark)
Kontakt: GBM, Prof. Wolfgang Richter, Weitlingerstr. 89, 10317 Berlin, Tel.:
030/5578397, Fax: 030/5556355. E-Mail: gbmev@t-online.de
Internet: http://home.t-online.de/home/gbmev 

24. März: Zahlreiche Veranstaltungen zum NATO-Krieg gegen Jugoslawien
aus Anlass des Jahrestages der Aggression.

24./25. März, Bautzen: Friedenspolitische Konferenz der PDS zum Thema:
Militärische Gewalt, nichtmilitärisches Konfliktmanagement und die
Schaffung kooperativer Sicherheitsstrukturen im Lichte der UNO-Charta.
Beginn am 24.3., 20-22 Uhr mit einer Podiumsdiskussion: Die Welt von heu-
te, Widersprüche, Konflikte, Herausforderungen und politische Strategien
für internationale Konfliktverhütung, -beilegung und Krisenmanagement
zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 25.3., 10.00 Uhr: Eröffnung der Konferenz
durch Hans Modrow: Friedenspolitik im 21. Jahrhundert, Herausforderun-
gen für die internationale und Sicherheitspolitik der PDS. Plenardebatte
10.30 bis 13.30 Uhr: „Die Vereinten Nationen und die internationale Si-
cherheit“. 14.00 bis 18.30 Uhr: Plenardebatte: „Zivilgesellschaft, interna-
tionale Sicherheitsstrukturen und der Traum der Linken vom Ewigen Frie-
den“. „Diese politisch-wissenschaftliche Konferenz ist für die PDS
kohärenter Bestandteil der Vorbereitung auf die 3. Tagung des 6. Parteita-
ges in Münster und soll zur Konkretisierung er politischen Aussagen der
PDS einen sachlichen wissens- und positionserweiternden Beitrag leisten.“ 

7.- 9. April: PDS-Bundesparteitag in Münster

9. April: 13. CDU-Parteitag in Essen

15.-16. April: Bundestreffen des Forums Kommunistischer Arbeitsgemein-
schaften (siehe Kasten)

19. April: Hauptversammlung der DaimlerChrysler AG, ICC Berlin, mit Ak-
tionen der Kritischen Aktionäre. Kontakt: Dachverband kritischer Daim-

lerChrysler Aktionäre, Sophienstr. 19, 70178 Stuttgart, Tel.: 0711/608396,
Fax: 0711/608357, E-Mail: orl@gaia.de
Internet: http://www.dfg-vk.de/orl/index.htm 

22. – 24. April: Ostermärsche in der ganzen Bundesrepublik

14. Mai: Landtagswahl in NRW

26. Mai: Nordatlantische Versammlung, Frühjahrs-Tagung in Budapest 31.

31. Mai: Deutscher Katholikentag in Hamburg

31. Mai bis 4. Juni: Gesundheitstag 2000 in Berlin. Adresse: Gesundheitstag
2000, Sarrazinstr. 3, 12159 Berlin, fax: 030 / 85 99 97 78, Email: ich.ma-
che.mit@gesundheitstag.de

1. Juni: EXPO 2000 in Hannover (bis 31.10.), zahlreiche Gegenaktionen

6. Juni: Westeuropäische Union

6. bis 12. Juni: Internationale Luftfahrtausstellung (ILA) in Berlin Schöne-
feld und Gegenaktivitäten von Friedensgruppen. (Ausstellungsprogramm
siehe http://www.ila-berlin.de) Kontakt: Kampagne gegen Wehrpflicht,
Zwangsdienste und Militär, Oranienstr. 25, 10999 Berlin, Tel.: 030/615005-
30, Fax: 030/61500529. E-Mail: info@kampagne.de 
Internet: http://www.kampagne.de 

9. Juni: Hauptversammlung der Deutschen Bank, Festhalle Frankfurt mit
Aktionen der Kritischen Aktionäre. Kontakt: Dachverband Kritische Ak-
tionärInnen,Henry Mathews,Schlackstr.16,50737 Köln,Tel.: 0221/5995647,
Fax: 0221/5991024. E-Mail: critical_shareholders@compuserve.com Inter-
net: http://www.kritischeaktionaere.de 

8. bis 13. Juli: Welt- Konferenz der PädagogInnen für den Frieden „Ent-
wicklung einer Kultur des Friedens – für Gerechtigkeit, Solidarität und De-
mokratie“ in Paris, UNESCO (Place Fontenoy). Kontakt: PädagogInnen für
den Frieden (PPF) Bernhard Nolz, Kölner Str.11, 57072 Siegen, Tel.:
0271/20596, Fax: 0271/2390985 E-Mail: nolzpopp@t-online.de, und Horst
Bethge, Saseler Kamp 69a, 22393 Hamburg, Tel/Fax: (040( 6 01 52 12
Internet: http://www.nadir.org/nadir/initiativ/ppf 

7. November: US-Präsidentenwahlen, Neuwahl des Repräsentantenhauses
und ein Drittel des Senats sowie zahlreicher Gouverneure

1. Dezember: EU-Gipfel in Frankreich

Einladung zur Jahrestagung
des Forums Kommunistischer 
Arbeitsgemeinschaften

Die Jahrestagung beginnt am Samstag, den 15. April, um 10.00
Uhr und endet am Sonntag, 16. April, gegen 13.00 Uhr.
Ort: DGB-Jugendbildungswerk Fulda

Der Arbeitsausschuss des Forums schlägt folgende Ta-
gesordnung vor:

Samstag

10.00 – 13.00 Uhr: Friedenspolitik und PDS-Programm-
debatte nach dem PDS-Parteitag in Münster (Plenarde-
batte)
13.30 – 16.30 Uhr: Beratung in drei Arbeitsgruppen
a) Armut, Arbeit und Repression in der Großstadt
b) Lohnbewegung, Lohnhöhe, Lohnquote: Verteilung des
gesellschaftlichen Reichtums an der Quelle

c) Kurdistan-Solidarität, PKK-Verbot und Migrations-
politik
17.00 – 19.30 Uhr: Berichte aus den AGs, Beschluss zum
Haushalt 1999, Wahlen zum Arbeitsausschuss, Beschluss
über den nächsten Haushalt, Bericht über den weiteren
Umgang mit Satzungsfragen (Plenum)

Sonntag

Ab 9.00 Uhr: Beratung über die Politischen Berichte,Ver-
schiedenes

Teilnehmer an der Jahrestagung werden dringend gebe-
ten, sich bis spätestens 15. März beim Arbeitsausschuss
des Forums in Köln zu melden, mit exakter Verpflegungs-
anmeldung. Übernachtung ist bereits von Freitag auf
Samstag möglich, muss aber dann ebenfalls bis zum 15.
März angemeldet werden.
Die Unterlagen für die Tagung gehen allen Teilnehmern
nach Anmeldung zu.
Für den Arbeitsausschuss: R. Lötzer, J. Detjen! !


